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Die Frage, wo Europas Grenzen liegen, wird im 
Jahre 2022 vielleicht heißer diskutiert als jemals 
zuvor. Eine wichtige Rolle spielt dabei die Soli-
darität mit der Ukraine, die Positionierung hin-
sichtlich Russland, sowie der Zusammenhalt 
einzelner EU-, und Nicht-EU-Länder. Kleinere 
Staaten, insbesondere in Ostmitteleuropa, beto-
nen ihre Zugehörigkeit zu Europa häufig, indem 
sie diese mit historischen und kulturellen Tatsa-
chen – etwa Kampf gegen die Osmanen, westlich-
es Christentum - begründen. Die geographische 
Lage oder physisch-geographische Gegebenheit-
en scheinen dabei mindestens auf internationaler 
Ebene immer eine mindere Rolle zu spielen: Eu-
ropa soll nicht mehr an einem Flussufer, an 
einem Gebirgshang enden. 

 Schaut man sich hingegen die aktuellen 
innenpolitischen Entwicklungen in 
Ostmitteleuropa im breiteren Sinne an, insbe-
sondere in Rumänien und Ungarn, wo das Natio-
nale immer häufiger über internationale Inter-
essen gestellt wird, ist die prägnante Rolle der 
Geographie  im politischen Denken dieser 
Staaten weiterhin klar sichtbar. Die Idee eines 
“Großrumänien”, in dem unter anderem die Re-
publik Moldau mit Rumänien vereint werden 
soll, hat weiterhin viele Befürworter.1 Das 
Konzept des ungarisch geprägten Karpatenbeck-
ens, womit das Gebiet des ehemaligen Kö-
nigreichs Ungarn gemeint wird, stellt ein 
wiederkehrendes Element in der ungarischen 
Tagespolitik dar.2 

 Sowohl die ungarische Vorstellung der 
Karpaten als Grenze, als auch das Bild 
Großrumäniens, in welchem die Süd- und Ost-
karpaten eine Achse darstellen sollen, sind 
Produkte der longue durée, welche die jeweiligen 
Nationalideologien stark beeinflussen.3 Im Laufe 
der Geschichte versuchten beide Völker die 
Karpaten für die Untermauerung der eigenen 
Territorialansprüche zu nutzen. Als es nach dem 
Ersten Weltkrieg darum ging, die Wünsche der 
jeweiligen Staaten auf einer internationalen 
Ebene zu vertreten, bemühten sie sich, mithilfe 
der Berge auch ihre Zugehörigkeit zu Europa zu 
zeigen. 

 In diesem Beitrag wird das Bild der 
Karpaten in drei wissenschaftlichen Publika-
tionen über Siebenbürgen untersucht, welche 

zwischen den Jahren 1940 und 1944 aus der Fed-
er rumänischer bzw. ungarischer Gelehrter ent-
stammten. Weniger die Erörterung der einzelnen 
Thesen oder Ansprüche dieser Publikationen, 
sondern der Vergleich der einzelnen Aussagen 
über die Karpaten, insbesondere in Bezug auf 
Europa, bzw. Zugehörigkeit zu Europa, steht im 
Mittelpunkt der Analyse. 

 

Wissenschaftspropaganda der Zwischen-
kriegszeit4 

Bis zum Ersten Weltkrieg bildeten die Süd- und 
Ostkarpaten  jahrhundertelang eine Grenze 
zwischen den rumänischen Fürstentümern Wala-
chei und Moldau (ab 1859: Königreich 
Rumänien) einerseits und Siebenbürgen (als Teil 
des Königreichs Ungarn bzw. später des Habs-
burgerreichs) andererseits. Nach dem Vertrag 
von Trianon 1920, wodurch Rumänien 
Siebenbürgen erhielt, befanden sich die Berge in 
der Mitte des neuen Staates. 

 Während das Leitmotiv von Ungarns 
diplomatischen Tätigkeiten der 1920er und 
1930er Jahre war, das Versailler System zu revi-
dieren, beabsichtigte Rumänien, eben dieses zu 
behalten.5 Sowohl von der ungarischen, als auch 
von der rumänischen Seite wurden Bücher, 
Flugblätter, Karten, Zeitungs- und Zeitschriften-
artikel auf Französisch, Englisch, später auch auf 
Italienisch und Deutsch veröffentlicht, welche 
sich mit der Zugehörigkeit Siebenbürgens be-
schäftigten.6 Viele wurden vom Staat oder von 
staatsabhängigen Institutionen finanziert und 
verbreitet; als Verfasser oder Herausgeber fun-
gierten oft Staatsmänner (z.B. Sabin Manuilă, 
Nicolae Iorga in Rumänien, István Bethlen, Pál 
Teleki in Ungarn).7 Beide Länder wiesen dabei 
den Karten eine große Rolle zu. Die ethnogra-
phische Karte im ungarischen Band Siebenbür-
gen (1940) zeigt beispielsweise sowohl die eth-
nische Zusammensetzung der Bevölkerung, als 
auch die proportionale Größe einer ethnischen 
Gruppe je nach Gemeinde. Die Rumänen ent-
warfen als Antwort darauf den ethnographischen 
Atlas La Roumanie. Während die Karte im Band 
Siebenbürgen die Berge als unbewohnte Gebiete 
weiß ließ, färbten die rumänischen Verfasser des 
La Roumanie diese Territorien rot ein, um die 
rumänische Bevölkerung zu markieren.8 
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 Um die Revision des Vertrages von Tri-
anon auf einer internationalen Ebene zu fordern, 
finanzierte Ungarn fremdsprachige Zeitschriften 
mit ungarischer Thematik (z.B. Hungarian Qua-
terly, Ungarische Jahrbücher, Nouvelle Revue 
de Hongrie), oder verschiedene Institutionen im 
Ausland (z.B. das Ungarische Historische Institut 
in Rom oder das Collegium Hungaricum in 
Wien).9 Ein besonderer Platz in dieser Propagan-
da wurde dem ersten ungarischen König, dem 
Heiligen Stefan (1000-1038), zugewiesen. Unter 
seinem Schild soll Ungarn seine Beziehungen 
zum Westen gestärkt haben und zum Bollwerk 
des Christentums geworden sein.10 

 Rumänien vertrat seine Interessen vor 
dem internationalen Publikum unter anderem 
durch die Zeitschrift, Revue de Transylvanie.11 

Eine wichtige Rolle in seinen Beziehungen im 
Ausland spielten auch die Rumänische Schule in 
Rom, das Rumänische Haus in Venedig, das 
Rumänisch-Deutsche Kulturinstitut in Berlin, 
oder die wissenschaftliche und propagandistische 
Tätigkeit der rumänischen Germanisten.12 Der 
Staat investierte viel in die New Yorker 
Weltausstellung 1939-40, in die Förderung pro-
rumänischer Gelehrten, wie Robert Seton-
Watson, sowie – als Antwort auf ähnliche ungar-
ische Bestrebungen – in die Filmindustrie.13 

 Studien über den “rumänischen 
Raum” (spațiu românesc) erhielten einen wichti-
gen Platz in der rumänischen Propaganda. Um zu 
beweisen, dass all die neugewonnenen Gebiete 
zum rumänischen Volk gehören würden, war 
nicht nur die Abgrenzung dieses Raumes von den 
ungarischen Gebieten notwendig, sondern auch 
der Bruch mit den inneren Grenzen. Das größte 
Hindernis stellten dabei die Karpaten dar; de-
swegen propagierten viele Geographen die Rolle 
der Karpaten als “Achse”, “Gravitationszentrum”, 
oder “Quelle der Nation”. Die Historiker konnten 
zwar mit dieser Vorstellung vor 1918 nicht übere-
instimmen, sie übernahmen diese aber nach dem 
Ersten Weltkrieg.14 Allerdings wurde diese Theo-
rie manchmal widersprüchlich interpretiert: 
einerseits hätten zwar die Karpaten durch ihre 
Pässe das Volk immer schon vereint, andererseits 
seien sie auch der Grund dafür gewesen, warum 
die Rumänen vorher in drei verschiedenen staat-
lichen Formationen lebten.15 

 Ungarische Historiker bemühten sich 
wiederum, regelmäßig neue Studien und 
Quellensammlungen zu Siebenbürgen 
herausgeben. Sie richteten ihre Aufmerksamkeit 
auch auf Themen, welche bisher wenig 
berücksichtigt wurden (z.B. dako-romanische 
Kontinuität, ungarische Einwohner in der Mol-
dau). Besonders aktiv war dabei die Ungarische 

Historische Gesellschaft (Magyar Történelmi 
Társulat).16 

 Sowohl in den rumänischen als auch in 
den ungarischen Publikationen waren 
wiederkehrende Themen die historische Recht-
fertigung der Staatsgrenzen, die territoriale Vor-
rangstellung, der Minderheitenschutz, die 
Repräsentation der europäischen Zivilisation, 
sowie die Zugehörigkeit zu Europa.17 

  

Darstellung der zu analysierenden Werke 

Nach dem Ausbruch des Zweiten Weltkriegs 
nahm die Anzahl der englischen und 
französischen Publikationen sowohl von der 
rumänischen, als auch von der ungarischen Seite 
ab, im Gegensatz zu den Veröffentlichungen auf 
Deutsch oder Italienisch. Diese Tendenz, aber 
auch die Kulturpropaganda beider Staaten inten-
sivierte sich nach dem Zweiten Wiener 
Schiedsspruch am 30. August 1940, wodurch 
Rumänien Nordsiebenbürgen an Ungarn ab-
treten musste.18 

 Der Studienband Siebenbürgen von der 
Ungarischen Historischen Gesellschaft war 
bereits am 1. August 1940 druckfähig.19 Ursprün-
glich beabsichtigte das Werk, die Notwendigkeit 
einer Revision des Vertrages von Trianon zu be-
weisen. Da die konservativen Kreise in Ungarn 
mit dem Zweiten Wiener Schiedsspruch jedoch 
unzufrieden waren, wurde das Werk nach seiner 
Veröffentlichung sowohl wegen seinem Inhalt, 
als auch wegen gewissen Autoren zu einer opera 
non grata.20 

 Obwohl die Verfasser laut dem Vorwort 
von der Propaganda nichts verstehen würden21, 
ist schon beim Anblick des Inhaltsverzeichnisses 
das klare politische Programm erkennbar: Der 
erste Teil trägt den Titel “Die geschlossene Ein-
heit des Karpathenbeckens”, mit Aufsätzen vom 
Geographen und Ministerpräsidenten Pál Teleki, 
sowie vom Historiker und Minister für Religion 
und Erziehung Bálint Hóman.22 Im zweiten Teil, 
“Vorgeschichte und Siedlung”, wird die Geschich-
te der einzelnen Völker Siebenbürgens im Mit-
telalter und der Frühen Neuzeit dargestellt.23 Die 
späteren Epochen werden im dritten Teil “Das 
ungarische Siebenbürgen” behandelt, mit Beiträ-
gen über die Wirtschaft und das Volksleben.24 
Sowohl hier, als auch im vierten Teil, “Kunst, Lit-
eratur und Wissenschaften in Siebenbür-
gen” ,wird die kulturvermittelnde Rolle der Un-
garn gegenüber den Rumänen betont, genauso 
wie die Zugehörigkeit der ungarischgeprägten 
Kultur Siebenbürgens zu Westeuropa.25 Der 
Fokus auf diese Aspekte wird im fünften Teil 
“Zwei Jahrzehnte rumänischer Herrschaft in 
Siebenbürgen” weiterhin verstärkt, worin die 
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Verfasser auf die Unterdrückung der Minderheit-
en und die Notwendigkeit von Veränderungen 
hinweisen.26 Der Band ist reichlich mit Karten, 
Fotografien und Zeichnungen ausgestattet. 

 Eine direkte Reaktion von der 
rumänischen Seite kam aus der Feder des Sozi-
ologen Anton Golopenția in der Zeitschrift Geo-
politica și geoistoria, zu deren Herausgebern er 
selber gehörte. Ziel dieser Zeitschrift war es, Ges-
chichte, Geographie, Soziologie, Demographie 
und Statistik zu verflechten, um dadurch 
Rumäniens Ansprüche auf die im Jahre 1940 ver-
lorenen Gebiete zu rechtfertigen.27 Obwohl Golo-
penția den Reichtum an Karten und Illustra-
tionen des Sammelbandes hervorhebt, weist er 
auf dessen propagandistischen Charakter hin: 
Mit den schönen Illustrationen würden die un-
garischen Gelehrten die Aufmerksamkeit der 
Achsenmächte von der Zugehörigkeit Siebenbür-
gens zu Rumänien ablenken.28 Außerdem drückt 
Golopenția seine Hoffnung aus, dass bald ein 
ähnliches rumänisches Werk der gleichen Di-
mension als Antwort folge.29 

 Die Antwort ließ noch einige Jahre auf 
sich warten. 1942 gründete die rumänische Re-
gierung die Kommission “Biroul 
păcii” (“Friedensamt”). Die meisten Beteiligten 
waren Mitglieder der Rumänischen Akademie 
der Wissenschaften und Universitätsprofessoren, 
wie zum Beispiel Simion Mehedinți, Gheorghe I. 
Brătianu, Constantin C. Giurescu, oder Ion Nis-
tor.30 Ihre Aufgabe war es, Materialen für eine 
Friedenskonferenz nach dem Krieg vorzu-
bereiten. In den nächsten zwei Jahren erschienen 
aus ihrer Feder sämtliche Werke zur Siebenbür-
gen-Thematik im Rahmen der Schriftreihe Bibli-
otheca rerum Transsilvaniae.31 Daneben wurde 
auch das zweibändige Werk Siebenbürgen. Ein 
historischer Überblick vom Bukarester Institut 
für Rumänische Geschichte veröffentlicht, unter 
der Herausgeberschaft von dessen Direktor Con-
stantin C. Giurescu.32 

 Dieses Werk war daher nicht nur eine 
Reaktion auf den gleichnamigen ungarischen 
Sammelband aus dem Jahre 1940, sondern auch 
ein Produkt der rumänischen 
“Friedensvorbereitungspropaganda”. Wie Giu-
rescu im Vorwort schreibt sei jedoch das Ziel die-
ses Bandes, die Wahrheit über Siebenbürgen mit 
leicht nachprüfbaren Tatsachen darzustellen. Er 
betont die Wichtigkeit der genauen Angabe der 
Quellen, wodurch sich dieses Werk vom ungar-
ischen Sammelwerk unterscheidet.33 Beim 
Anblick auf das Inhaltsverzeichnis lassen sich 
hingegen die Gemeinsamkeiten der zwei Werke 
feststellen. 

 Ähnlich zu Telekis eröffnendem geogra-
phisch inspirierten Beitrag im ungarischen Band 

gibt Simion Mehedinți als Erster einen 
landeskundlichen Überblick über Siebenbürgen, 
während er dessen Zugehörigkeit zum 
rumänischen Raum betont.34 Es folgen danach 
Beiträge über die Völker Siebenbürgens, in 
welchen sich mehrere Gelehrte mit der 
Uransässigkeit der rumänischen Bevölkerung in 
Siebenbürgen beschäftigen.35 Hier gehen einige 
Wissenschaftlicher auf die Aussagen des ungar-
ischen Bandes Siebenbürgen ein: Vintilă 
Mihăilescu übt beispielsweise Kritik an den 
Behauptungen von Lajos Tamás bezüglich des 
Ursprungs der Rumänen, während sich Avram 
Todor mit Hómans Artikel über die Szekler 
auseinandersetzt.36 Ähnlich zum ungarischen 
Band befinden sich unter den Beiträgen auch eth-
nographische und wirtschaftsgeschichtliche Ab-
handlungen.37 Es folgen Artikel mit einer mehr 
oder weniger direkten Reaktion auf die ungar-
ischen Ansprüche38, sowie Studien zum 
rumänischen Geistesleben in Siebenbürgen, als 
Antwort auf ähnliche Beiträge über die ungar-
ische Kunst und Kultur.39 Nach weiteren Studien 
etwa über die Toponymik oder das Bild 
Siebenbürgens im Ausland schließt Giurescu den 
ersten Band mit einem Beitrag über die eu-
ropäische Rolle des rumänischen Volkes.40 

 Während der Fokus des ersten Bandes 
auf der Zeit vor dem Ersten Weltkrieg liegt, bes-
chäftigt sich der gesamte zweite Band mit 
Siebenbürgen als Teil Großrumäniens. Es werden 
vor allem die wissenschaftlichen und künstler-
ischen Tätigkeiten in der Zwischenkriegszeit 
behandelt, sowie die Minderheiten Siebenbür-
gens.41 Die letzten etwa siebzig Seiten stellen die 
Folgen des Zweiten Wiener Schiedsspruchs vor.42 
Ähnlich wie der ungarische Sammelband sind 
beide Bände des rumänischen Siebenbürgens 
reichlich mit Karten und Illustrationen ausges-
tattet. 

 Die ungarische Reaktion darauf folgte 
1944 in der Zeitschrift Archivum Europae Centro
-Orientalis der Ungarischen Historischen Gesell-
schaft.43 Während sie in den 1930er Jahren 
durch eine Mehrsprachigkeit charakterisiert 
wird, sind ab 1941 lediglich deutschsprachige 
Beiträge und Rezensionen vertreten. Außerdem 
zeigen sich nach dem Ausbruch des Zweiten 
Weltkriegs vermehrt Studien zu Siebenbürgen 
bzw. Rumänien.44 

 Die Rezension des rumänischen Sammel-
bands Siebenbürgen nimmt einen erheblichen-
Teil des letzten Bandes der Zeitschrift ein – unge-
fähr 90 Seiten. Unter den Verfassern befinden 
sich auch Autoren des ungarischen Bandes 
Siebenbürgen. István Kniezsa setzt sich 
beispielsweise mit dem toponymischen Beitrag 
von Sever Pop auseinander, während Jenő Ber-



 

lász Ioan Mogas wirtschaftsgeschichtlichen 
Artikel behandelt.45 Es werden vor allem die Aus-
sagen des Bandes Siebenbürgen aus dem Jahre 
1940 als Antwort auf die rumänischen Thesen 
wiederholt: die Zugehörigkeit Siebenbürgens 
zum Karpatenbecken und zur Stephanskrone, die 
Einwanderung der Rumänen nach Siebenbürgen 
erst im Laufe des Mittelalters, oder die Dominanz 
des ungarischen Elements beim ethnischen Auf-
bau.46 Die ungarischen Gelehrten üben Kritik 
auch aus methodologischer Sicht. Imre Lukinich 
und István Kniezsa bemängeln die Verwendung 
bilateraler Dokumente oder weisen auf die Ent-
stellung der Aussagen nichtrumänischer For-
scher hin.47 András Rónai bewertet Mehedințis 
Karten als methodisch fehlerhaft, da sie die Ge-
birgsstruktur schematisch und willkürlich dar-
stellen würden.48 László Makkai kritisiert an den 
Aufsätzen von Tiberiu Morariu, Sabin Opreanu, 
Laurian Someșan und Ștefan Manciulea, dass 
diese ausnahmslos Geographen und Folkloristen 
sind, sich aber trotzdem mit historischen 
Themen beschäftigen.49 

 Es ist nicht bekannt, ob die ungarischen 
Gelehrten beabsichtigten, ein weiteres monu-
mentales Werk als Antwort auf den rumänischen 
Sammelband vorzubereiten, oder ob die 
Rumänen vorhatten, eine Reaktion auf diese Be-
merkungen abzugeben. Mit dem Abschluss des 
Zweiten Weltkriegs wurde der Gelehrtenstreit 
zumindest in diesem Rahmen beendet. 

 Die Karpaten werden in diesen Werken 
in vier verschiedenen Formen thematisiert: 1) als 
Rahmen des einheitlichen Karpatenbeckens bzw. 
Siebenbürgens; 2) als Bollwerk des Christentums 
und Grenze Europas; 3) als Siedlungsgebiet; 4) 
als (Landes)Grenze. Im Rahmen dieses Aufsatzes 
beschäftigen wir uns lediglich mit dem zweiten 
und vierten Punkt.   

 

Karpaten als Bollwerk des Christentums 
und Grenze Europas 

Für Teleki endet Europa am Osthang des 
Karpatenbogens: jenseits dieser Grenze würden 
sich lediglich “Kolonialländer des Westens und 
Brandungsländer des Ostens” befinden. Er bez-
eichnet das Donaubecken als “die große Bastion 
Europas gegen Osten”, “Vorwerk der Vertei-
digung des Christentums”, welcher vom 
“Schutzwall der Berge und Wälder der Karpathen 
und Transylvanischen Alpen geschirmt” sei.50  

 Auch für Hóman befindet sich jenseits 
der Karpaten eine “von Westen scharf 
abgegrenzte Landschaft”, von dessen Völkern 
Ungarn Europa immer geschützt habe. Er 
erwähnt dabei, dass die westlichen Quellen Un-
garn im 15. Jahrhundert als “Schild und Wehr 

des Christentums”, sowie als “die östliche Bastei 
Europas” nannten. Daran hätten auch Siebenbür-
gens enge Verbindungen zum Osmanischen 
Reich nichts verändert – so sei die Ostgrenze 
Siebenbürgens “die Bastei der westlichen Welt 
gegen die Fremde” geblieben.51 

 Auch wenn die ungarischen Gelehrten 
häufig den schützenden Charakter der Karpaten 
betonten, mussten sie anerkennen, dass der 
Schutz Europas auch von den Hilfsvölkern ab-
hängig war: Teleki bezeichnet neben den Ungarn 
auch die Szekler als “Grenz- und Schutzvolk des 
Westens“.52 Mályusz schreibt, „das durch 
Engpässe gespaltene Karpatengebirge“ habe zum 
Schutz nicht ausgereicht, daher seien 
Petschenegen und Szekler nach Siebenbürgen 
angesiedelt worden.53 Doch auch der militärische 
Dienst der Rumänen, dieses “zu listigen Hochge-
birgskämpfen vorzüglich geeignete, in den 
Grenzbergen wohnende Hirtenvolk”, sei laut 
Tamás vom ungarischen König zu Schutzzwecken 
beansprucht worden.54 

 Das Bild der Karpaten als Bollwerk wird 
auch im rumänischen Band Siebenbürgen ver-
treten: laut Mehedinți habe das dako-romanische 
Volk dank der “Karpatenfeste” den asiatischen 
Einfällen Widerstand geleistet. Genauso hätten 
diese Berge Europa vor dem Mongolismus, 
Slawismus und dem Panslawismus (“dem 
Vorläufer des Sowjetismus”) beschützt.55 
Mihăilescu benennt Siebenbürgen als “Bastion 
gegen die Steppen im Osten Europas”, welche im 
Mittelalter durch deutsche, szeklerische und un-
garische Kolonisten befestigt worden sei. Es seien 
jedoch die Rumänen, “das Produkt des Kar-
pathenraumes”, “die wirklichen Verteidiger die-
ser Burg innerhalb und außerhalb der Berge bis 
zur Grenze der östlichen Steppen”.56 Auch laut 
Someșan hätten die Rumänen vor dem „Bollwerk 
der Karpathen“ für die “Verteidigung des Chris-
tentums und des europäischen Südostens” 
geblutet..57 Warum die Rumänen Europa be-
schützt hätten, erklärt Someșan damit, dass die 
Rumänen bereits vor der Ankunft der Ungarn 
mit der europäischen Kultur in Berührung 
gekommen seien – für die Aneignung der eu-
ropäischen Kultur seien die Ungarn hingegen 
nicht imstande gewesen. Dadurch greift er die 
Beiträge von Teleki und Hóman im ungarischen 
Sammelband Siebenbürgen an. 58 

 Erwähnenswert ist ferner Giurescus 
Meinung, der den Isthmus vom Schwarzen zum 
Baltischen Meer als Europas Grenze sieht. Nicht 
die Karpaten hätten daher laut ihm in der Ver-
gangenheit einen “Verteidigungsorganismus” 
dargestellt, sondern der moldauische Staat.59 

Die Karpaten als (Landes-)Grenze 

Die Karpaten als Grenze Europas 
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Ob die jeweiligen Autoren die Karpaten als Gren-
ze betrachten, hängt mit ihren Vorstellungen von 
den Karpaten als Rahmen des einheitlichen 
Karpatenbeckens, als Bollwerk des Christentums 
oder als Siedlungsgebiet zusammen. 

 Hómans Meinung nach sei es die 
weltgeschichtliche Berufung der Ungarn, die na-
türliche geographische, wirtschaftliche und strat-
egische Einheit des Karpatenbeckens 
aufrechtzuhalten, sowie die christliche Kultur 
und die westliche Zivilisation zu bewahren und 
gegen Osten und Südosten zu verbreiten. Diese 
Mission sei jedoch in den rumänischen 
Fürstentümern nicht erfolgreich gewesen, da 
diese zu einer “fremden Welt” gehören würden, 
schließlich würden die Karpaten eine riesige 
Trennlinie zur westlichen Welt bilden.60 Außer-
dem preist er die Ungangbarkeit der Karpaten-
pässe, welche für viele kleine Völker in der Zeit 
der Völkerwanderungen ein Hindernis dargestellt 
hätten.61 

 Während Hóman den Karpaten Richtung 
Karpatenbecken eine zentripetale Kraft zuweist, 
bezeichnet Teleki Rumänien als ein 
“zentrifugales Land”, was eine beigelegte Sied-
lungskarte beweisen soll: die Siedlungen an den 
zwei Seiten der Karpaten würden in verschiedene 
Himmelsrichtungen schauen. Grund dafür sei 
der trennende Charakter des “Bollwerkgürtels 
der Karpaten“: diese fast 1000 km lange Kette sei 
lediglich von zehn, durchschnittlich 850 Meter 
hohen Pässen unterbrochen, und nur durch die 
Hälfte dieser Pässe würden größere, wichtigere 
Wege von Siebenbürgen nach Rumänien führen. 
Außerdem würden lediglich vier Bahnlinien die 
beiden Seiten der Berge verbinden. Ferner ver-
gleicht Teleki die Karpaten mit den südlichen 
Appalachen in den Vereinigten Staaten, welche 
auch in der Ära des Flugzeugs einen trennenden 
Gürtel darstellen würden. Die Karpaten seien 
geologisch, orographisch, hydrographisch und 
transporttechnisch eine Grenze62, und zwar die 
“stabilste und unverändert älteste Grenze Eu-
ropas” nach den Pyrenäen.63 

 Es gibt hingegen ein Thema, bei welchem 
die ungarischen Gelehrten den “Grenzcharakter” 
der Karpaten nicht betonen: Hóman schreibt 
zwar, das Ungarntum habe “im Herzen des Hoch-
gebirges die natürliche Landesgrenze erreicht”, er 
berichtet aber auch über die Ungarn in der Mol-
dau. Ob die Karpaten bei dieser Sied-
lungstätigkeit ein Hindernis gebildet hätten, 
schreibt er nicht.64 Ähnlich ist es auch in seinem 
Beitrag über die Szekler, in welchem er auch die 
szeklerischen Siedler im walachischen județ 
Săcuieni erwähnt.65 Ebenfalls deuten Mályusz 
und Berlász auf die Siedlungsbewegungen der 
Ungarn jenseits der Karpaten hin, ohne darauf 
einzugehen, ob die Karpaten dabei eine Grenze 
dargestellt hätten oder nicht.66 

 Vielleicht mag sich Mehedinți im 
rumänischen Siebenbürgen (1943) unter an-
derem auf Teleki und Hóman beziehen, wenn er 
über “die literarische Idee der Gelegenheitsprop-
agandisten” schreibt, welche die Karpaten als 
Grenze zwischen Ungarn und Rumänien fordern 
würden. Daher will er am Anfang seines Beitrags 
diese Idee beseitigen und führt eine Reihe von 
Bergen als Beispiele an, welche in der Mitte von 
einheitlichen Staaten liegen: Der Apennin in Ital-
ien, die Alpen in der Schweiz, das Balkangebirge 
in Bulgarien, den Ural und den Kaukasus in 
Russland oder den Himalaya in Indien. Er ver-
gleicht die Berge mit Burgen: die Karpaten hätten 
sowohl “recht gut erhaltene Mauern” im Süden 
und Norden, als auch eine “mehr abgebrückelte” 
im Westen. An der östlichen Seite würden die 
“Faltung und Erhebung der Erdrindeschichten” 
gegen die Ebene noch fortdauern.67 Während also 
die ungarischen Gelehrten über die Karpaten 
meistens als eine “östliche Grenze” Europas 
denken, spricht Mehedinți ausgerechnet den Ost-
karpaten einen sich wandelnden und daher of-
fenen Charakter zu. Er verwendet auch die die 
Karpaten überquerenden Flüsse als Beweis für 
die Zugänglichkeit der Berge sowie für die Ein-
heit des rumänischen Bodens.68 

 In den Randbemerkungen setzt sich Ró-
nai mit dieser Meinung auseinander: die Karpat-
en würden wohl eine Grenze bilden, da sie un-
wegsam seien, “einen bedeutenden Riß” im Sied-
lungsnetz darstellen und nur einen geringen 
Wirtschaftswert besitzen würden. Außerdem sei 
die Gebirgskette nur von unbedeutenden Bächen 
durchgeschnitten, weswegen keine Einheit des 
Gewässersystems in Großrumänien festgestellt 
werden könne. Ferner befinde sich eine 
rumänische Mehrheit an der Innenseite der 
Berge nur in einzelnen kleineren Abschnitten, 
und sie hätten sich auch erst in den letzten 
Jahrhunderten angesiedelt. Außerdem würden 
ungarische und sächsische Siedlungsgebiete in-
nerhalb der Süd- und Ostkarpaten dafür sorgen, 
dass die Karpaten “nicht nur eine geographische, 
sondern auch eine ethnographische Trennungs-
linie” bilden.69 

 Mihăilescu versucht ebenfalls zu beto-
nen, die Berge seien auf keinen Fall als Grenze zu 
betrachten: er lenkt die Aufmerksamkeit auf die 
Siebenbürger Dörfer, welche die Dubletten der 
Siedlungen der Walachei seien, auf die große 
Anzahl der Siebenbürger in den walachischen 
Städten, sowie auf die Präsenz der rumänischen 
Hirten auf beiden Seiten der Berge.70 Für Moga 
habe die von den Rumänen betriebene Transhu-
manz den gesamten Raum zwischen Theiß, Do-
nau und Dniester zu einer wirtschaftlicher Ein-
heit geeint, wobei die Karpaten keine Grenze ge-
bildet hätten, ganz im Gegenteil: sie seien “eine 
ständige Achse für die Polarisation”.71 Laut Ber-
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lász sollen jedoch die Hirtenwanderungen ledi-
glich die ständigen Verbindungen der Rumänen 
zwischen den beiden Seiten der Karpaten be-
weisen, nicht aber die wirtschaftliche Einheit 
Großrumäniens. Außerdem bestreitet er Mogas 
Meinung, die Theiß bilde die natürliche Grenze 
des rumänischen Lebensraums, denn es könne 
vor Fachleuten nicht bewiesen werden, dass diese 
“eine bedeutendere Scheidelinie im Donaubecken 
bedeute, als die 2000 m hohe Gebirgskette der 
Karpaten”.72 

 Dass die Karpaten in der Vergangenheit 
nicht nur die Rumänen auf beiden Seiten der 
Berge, sondern auch die Szekler mit den 
rumänischen Fürstentümern verbanden, behan-
deln kurz Someșan und Todor. Ihr Ziel damit ist 
jedoch auf keinen Fall, auf die magyarophone 
Präsenz auf beiden Seiten der Karpaten hin-
zuweisen, sondern zu betonen, dass auf die Sze-
kler in den rumänischen Fürstentümern bessere 
Lebensbedingungen gewartet hätten als im 
“ungarisch” regierten Siebenbürgen.73 

 

Zusammenfassung 

Analysiert man die obrigen Werke genau, lässt 
sich sowohl von der ungarischen, als auch von 
der rumänischen Seite ein widersprüchliches Bild 
der Karpaten gewinnen. Für die ungarischen 
Gelehrten bilden die Berge mal ein sicheres Boll-
werk Europas, mal werden jedoch zusätzliche 
Schutzvölker gebraucht, um sie zu verteidigen. 
Einmal wird die Unzugänglichkeit der Ge-
birgspässe gepriesen, ein anderes Mal schildern 
die Verfasser stolz die ungarischen Siedlungs-
bewegungen jenseits davon, wobei die Berge 
scheinbar keine Grenze mehr bilden. Es ist al-
lerdings eindeutig sichtbar, dass die Versuche, 
den Grenzcharakter des Gebirges zu beweisen, 
eine Antwort auf die gegenläufigen rumänischen 
Bemühungen darstellen. 

 Doch auch im rumänischen Werk 
Siebenbürgen sind widersprüchliche Meinungen 
über die Karpaten zu lesen: die Berge bilden an 
einigen Stellen ebenfalls die Grenze Europas, an 
anderen Stellen wird jedoch versucht, mit dieser 
Vorstellung zu brechen, da sie mit der These über 
die Einheit Großrumäniens nicht übereinstimmt. 
Sie begeben sich allerdings in Hinblick auf die 
Karpaten weniger oft in Widerspruch als ihre 
ungarischen Kollegen: es mag daran liegen, dass 
sie die Berge nicht als natürliche Grenze 
betrachten, wodurch sich etwa die Verbindung 
zwischen Siebenbürgen und den rumänischen 
Fürstentümern im Laufe der Geschichte hinsicht-
lich des Handels oder der Siedlungsbewegungen 
leichter erklären lässt. 

 Die Gemeinsamkeit zwischen ungar-
ischen und rumänischen Gelehrten ist allerdings, 

dass sie alle versuchten, ihre Zugehörigkeit zu 
Europa durch die Karpaten als Grenze (West)
Europas bzw. des (westlichen) Christentums zu 
betonen. Auch wenn die Berge (in rumänischer 
Sicht) nicht eine zwischenstaatliche Grenze bild-
en sollen, war der Raum um sie herum als ein 
Grenzraum zwischen Kulturen und Zivilisationen 
betrachtet, und sie sahen sich selber als Bes-
chützer der (west)europäischen Kultur und Zivili-
sation. Dieses Fazit sollte bei zukünftigen For-
schungen zum Diskurs nicht nur über die Gren-
zen Europas, sondern auch über Europa selbst 
einbezogen werden.  
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Einleitung 

Wie die Europäische Kommission bereits 2010 
festhielt, hat in der EU „jede sechste Person eine 
leichte bis schwere Behinderung. Das sind 80 
Millionen Menschen, die wegen umwelt- und 
einstellungsbedingter Barrieren häufig an einer 
vollen Teilhabe an der Gesellschaft und Wirt-
schaft gehindert werden“ (Kommission, KOM
[2010] 636, 3).  

Dies zeigt deutlich, wie wichtig die kritische Aus-
einandersetzung mit der Behindertenpolitik auf 
(inter-)nationaler Ebene ist, um Menschen mit 
Behinderung bei der Überwindung der mit ihrer 
Behinderung verbundenen Hindernisse zu unter-
stützen. Zwar besteht über die Notwendigkeit des 
Schutzes vor Diskriminierung aufgrund von Be-
hinderung auch im Berufsleben in den Mitglied-
staaten (MS) ein weitestgehender Konsens, aller-
dings zeigt dessen Implementierung zum Teil 
wesentliche Unterschiede auf nationaler Ebene 
(vgl. Leder 2005, 29). 

Mit dem Verstoß gegen dieses Diskriminierungs-
verbot setzt sich vorliegender Beitrag auseinan-
der, indem er zwei Entscheidungen des Europäi-
schen Gerichtshofs (EuGH), in denen jeweils 
ein*e behinderte*r Arbeitnehmer*in (AN) auf-
grund von langen Krankenständen (Absentismus 
vom Arbeitsplatz) und/oder einer niedrigen Pro-
duktivität und Einsatzmöglichkeit (Low Perfor-
mance) gekündigt wurde, kritisch untersucht. 
Rechtsgrundlage war in beiden Entscheidungen 
das spanische Real Decreto Legislativo (RDL) in 
seiner aktuellen Fassung.  

 

 

 

Ausgangssachverhalt und Vorlagefragen  

Sachverhalt der Entscheidung C-270/16, 
Ruiz Conejero  

In der ersten Entscheidung wurde Herr Ruiz 
Conejero (RJ), angestellt bei der Ferroser Servi-
cios Auxiliares SA, von seinem Arbeitgeber (AG) 
gekündigt, da er ein hohes Maß an Fehlzeiten 
aufwies, die den gesetzlichen Tatbestand des 
Art .52 lit d RDL 1/1995 („Beendigung des Ver-
trags aus objektiven Gründen“) erfüllten. Hier-
nach konnte ein Arbeitsvertrag beendet werden 

„wegen – gerechtfertigter, aber wiederkeh-
render – Abwesenheiten vom Arbeitsplatz, 
die 20 % der Arbeitstage in zwei aufeinan-
derfolgenden Monaten und insgesamt 5 % in 
den vorangegangenen zwölf Monaten oder 
25 % in vier nicht aufeinanderfolgenden Mo-
naten innerhalb von zwölf Monaten errei-
chen.“ 

Nicht als Fehlzeiten im Sinne des (iSd) Artikels 
galten unter anderen nicht berufsbedingte 
Krankheiten bei Genehmigung der Abwesenheit 
durch die Gesundheitsbehörde und einer Dauer 
von mehr als 20 aufeinanderfolgenden Tagen. 

Wie in Abb. 1 ersichtlich, überschritt RJ in den 
Monaten März und April 2015 die Gesamtdauer 
der Fehlzeiten, indem er in diesem Zeitraum 20 
% der Arbeitstage und insgesamt 5 % in den zwölf 
vorangegangenen Monaten krankheitsbedingt 
vom Arbeitsplatz fernblieb (vgl. EuGH C-270/16, 
Rz 18). 

Problematisch ist diesbezüglich jedoch, dass RJ 
seit dem 15. September 2014 als Behinderter iSd 
nationalen Rechts qualifiziert wurde. Ihm wurde 
ein Behinderungsgrad von 37 % attestiert, wovon 
32 % auf eine endokrine Stoffwechselerkrankung 
(Adipositas) sowie eine Funktionseinschränkung 
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Abb 1: Krankheitsbedingte Fehlzeiten des Herrn Ruiz Conejero (2014 - 2015) 



 

der Wirbelsäule und 5 % auf ergänzende soziale 
Faktoren entfielen (vgl. ebd. Rz 14). Die häufig 
mit einer solchen Erkrankung einhergehenden 
gesundheitlichen Beeinträchtigungen, wie eine 
Überlastung von Hüft-, Knie- und Sprunggelen-
ken sowie eine Überstrapazierung der Wirbelsäu-
le, äußerten sich auch in mehrmaligen Kranken-
ständen wegen eines Lumbago (ugs. Hexen-
schuss). Somit bestand folglich „ein unmittelba-
rer Zusammenhang zwischen den Fehlzeiten und 
seiner Behinderung“, weshalb RJ eine Diskrimi-
nierung aufgrund seiner Behinderung beklagte 
(ebd. Rz 20). 

Das spanische Gericht ersuchte den EuGH 
schließlich um Vorabentscheidung, ob Art. 52 lit 
d RDL 1/1995 der Richtlinie (RL) 2000/78/EG 
entgegensteht, wenn ein*e AN, der/die als behin-
dert iSd RL gilt, aufgrund gerechtfertigter, aber 
wiederkehrender Fehlzeiten gekündigt werden 
darf, und wenn die Behinderung Ursache für sei-
ne Abwesenheit vom Arbeitsplatz war (vgl. ebd. 
Rz 24).  

 

Sachverhalt der Entscheidung C-397/18, 
Nobel Plastiques Ibérica SA 

Das zweite Urteil dieses Beitrags befasst sich mit 
der Kündigung von Frau DW, welche bei der Pro-
duktion von Plastikrohren eingesetzt und auf-
grund wiederholter krankheitsbedingter Fehlzei-
ten sowie einer geringeren Produktivität und Ein-
setzbarkeit gekündigt wurde (vgl. EuGH C-
397/18, Rz 17, 26). Das Unternehmen, die Nobel 
Plastiques Ibérica SA, stützte die Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses auf eigens aufgestellten Kri-
terien, die eine Kündigung aus sachlichen Grün-
den rechtfertigen sollten. Hiernach war diese zu-
lässig, wenn die „Zuweisung zu den Prozessen 
der Montage und Formgebung von Plastikrohren, 
eine Produktivität von weniger als 95 %, eine ge-
ringere vielseitige Einsetzbarkeit an den Arbeits-
plätzen des Unternehmens und eine hohe Fehl-
zeitenquote“ vorlagen (ebd. Rz 24). 

Wie Abb. 2 zeigt, litt DW seit September 2011 an 
einer Epicondylitis (ugs. Tennisarm), welche als 
Berufskrankheit eingestuft wurde und zu mehre-
ren Krankenständen führte (Seiwerth, GPR 
2020, 48). Weiters wies DW wiederholt krank-

heitsbedingte Fehlzeiten wegen Angstzuständen 
auf und wurde schließlich als „in Bezug auf Be-
rufsrisiken besonders gefährdete Arbeitnehmer
[in]“ iSd Art. 25 des Gesetzes 31/1995 qualifiziert. 
Darüber hinaus suchte DW mehrfach den medi-
zinischen Dienst des Unternehmens auf, da sie 
über Schmerzen im Ellbogen klagte und begehrte 
schriftlich die Anpassung ihres Arbeitsplatzes an 
ihre körperlichen Umstände (vgl. EuGH C-
397/18, Rz 21). Nachdem sie aufgrund der Epico-
ndylitis einen Arbeitsunfall erlitt und erneut vo-
rübergehend arbeitsunfähig war, wurde sie als 
„für ihren Arbeitsplatz oder die Aufgaben der 
‚Formgebung durch Dampf‘ für ‚eingeschränkt 
geeignet‘ erklärt“ (ebd. Rz 23). Sie wurde deshalb 
bevorzugt zur Arbeit mit kleinen Rohren einge-
teilt, um das Gesundheitsrisiko zu reduzieren 
(ebd.). 

Da DW aufgrund ihrer körperlichen Einschrän-
kung lediglich eine Produktivität von 59,82 % 
und 2016 eine Fehlzeitenquote von 69,55 % auf-
wies sowie nur noch sehr eingeschränkt einsetz-
bar war, sprach ihr AG schließlich aufgrund wirt-
schaftlicher, technischer, produktionsbedingter 
sowie organisatorischer Gründe die Kündigung 
aus (vgl. ebd. Rz 25 f). Hierzu wandte die spani-
sche Arbeitsaufsicht jedoch ein, dass das Unter-
nehmen ursächlich für die Erkrankung sei und 
keine Maßnahmen zur Anpassung des Arbeits-
platzes ergriffen habe (vgl. ebd. Rz 28). Dies kön-
ne einen Verstoß gegen Art. 40 RDL 1/2013 dar-
stellen, nach dessen Abs 2 die AG verpflichtet 
sind, 

„geeignete Maßnahmen zu er-
greifen, um den Arbeitsplatz und 
die Zugänglichkeit des Unter-
nehmens den Erfordernissen 
jeder konkreten Situation anzu-
passen, damit Menschen mit Be-
hinderung Zugang zur Beschäfti-
gung erhalten, ihre Arbeit erledi-
gen, beruflich vorankommen 
und Zugang zur Fortbildung er-
halten können, es sei denn, diese 
Maßnahmen stellen für den Ar-
beitgeber eine unverhältnismäßi-
ge Belastung dar.“ 
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Abb 2: Krankheitsbedingte Fehlzeiten der DW (2011 - 2017) 



 

Das spanische Gericht ersuchte den EuGH um 
Entscheidung vierer Vorlagefragen, die sich im 
Kern mit der Auslegung des Behindertenbegriffs 
iSd RL 2000/78 bezüglich des Terminus „in Be-
zug auf bestimmte Risiken besonders gefährdete 
Arbeitnehmer“ sowie der Frage nach einer (un-)
mittelbaren Diskriminierung im Sinne von (iSv) 
Art. 2 Abs 2 RL 2000/78 aufgrund der unterneh-
mensinternen Kündigungskriterien befassten 
(vgl. ebd. Rz 29).  

 

Primärrechtliche Vorgaben  

Diskriminierungs- und Beschränkungsverbote 
finden sich bereits im Primärrecht der EU. Einer-
seits ist hier der Vertrag von Maastricht vom 
7. Februar 1992 hervorzuheben, welcher in sei-
nem Art. 6 den allgemeinen Gleichbehandlungs-
grundsatz verankerte. Er bindet die Organe der 
EU und nach herrschender Lehre auch die MS, 
nicht jedoch die Individuen (vgl. Polloczek 2008, 
77). Andererseits hat in diesem Kontext vor allem 
der Vertrag von Amsterdam vom 2. Oktober 1997 
eine besondere Bedeutung, da er in ex-Art. 13 
Abs 1 EG (seit Inkrafttreten des Vertrages von 
Lissabon: Art. 19 AEUV) eine Antidiskriminie-
rungsklausel etablierte und als Ermächtigungs-
grundlage für die Kommission diente, Antidiskri-
minierungsrichtlinien wie etwa die RL 2000/78/
EG (zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens 
für die Verwirklichung der Gleichbehandlung in 
Beschäftigung und Beruf, ABl L 303/16, 1) als 
Sekundärrecht zu erlassen, welche auch vom 
EuGH zur Beurteilung der Entscheidungen Ruiz 
Conejero und Nobel Plastiques Ibérica herange-
zogen wurde (vgl. Polloczek 2008, 56, 70).  

 

Sekundärrechtliche Vorgabe: RL 
2000/78/EG 

Maßgeblich für die Feststellung einer unzulässi-
gen Diskriminierung ist zunächst, dass der Gel-
tungsbereich der RL in persönlicher und sachli-
cher Hinsicht eröffnet ist. Wird dies bejaht, 
ergibt sich aus dem Grundsatz des Vorrangs des 
Unionsrechts sowie aus Art. 216 Abs. 2 AEUV, 
nach welchem die Organe und MS an die von 
ihnen abgeschlossenen internationalen Überein-
künfte gebunden sind, dass eine unionswidrige 
nationale Regelung, welche in den Anwendungs-
bereich des Unionsrechts fällt, unangewendet zu 
lassen ist (vgl. EuGH C-555/07, Rz 54). Eine ho-
rizontale Drittwirkung ist hingegen ausgeschlos-
sen; die RL verpflichtet nicht die einzelnen Bür-
ger*innen, sondern vielmehr die MS selbst, das 
in der RL vorgegebene Ziel zu erreichen und ent-
sprechende Maßnahmen zu setzen (ebd. Rz 47). 

 

Geltungsbereich der RL 2000/78/EG 

Gemäß (gem) Art. 3 Abs. 1 RL 2000/78 findet 
diese auf alle Personen in öffentlichen und priva-
ten Bereichen samt öffentlicher Stellen, u. a. in 
Bezug auf die Beschäftigungs- und Arbeitsbedin-
gungen, einschließlich der Entlassungsbedingun-
gen (lit c), Anwendung. Der sachliche Anwen-
dungsbereich umfasst primär (un)selbstständige 
berufliche Tätigkeiten, Beschäftigungen in 
Kleinstbetrieben und atypischen Beschäftigungs-
verhältnissen sowie die Mitgliedschaft in AN- 
oder AG-Organisationen (vgl. Hießl/Runggaldier 
2014, 68; Rabe-Rosendahl 2017, 135; Polloczek 
2008, 81). 

Sowohl bei RJ als auch bei DW handelt es sich 
um unselbstständige AN in privaten Arbeitsver-
hältnissen. In beiden Fällen geht es um die Been-
digung des Dienstverhältnisses, sodass sie vom 
persönlichen und sachlichen Geltungsbereich der 
RL erfasst sind. 

 

Der Begriff der „Behinderung“  

Weiters muss es sich bei der Krankheit um eine 
Behinderung iSd RL 2000/78 handeln, damit die 
Prüfung einer (un)mittelbaren Diskriminierung 
durchgeführt werden kann. Der Begriff der Be-
hinderung selbst ist jedoch nicht in der RL defi-
niert. Der EuGH betont aber, dass eine autonome 
Auslegung zu erfolgen hat, um eine einheitliche 
Anwendung des Unionsrechts sowie des Gleich-
heitsgrundsatzes zu gewährleisten (vgl. EuGH C-
13/05, Rz 40).  

Es zeigt sich, dass das Verständnis von 
„Behinderung“ seit den 1970er Jahren eine präg-
nante Entwicklung durchlebt hat und sowohl die 
Europäische Gemeinschaft als auch der EuGH in 
seiner Rechtsprechung (Rsp.) die Lebenswirk-
lichkeit der Betroffenen stärker zu berücksichti-
gen versuchen. Während „Behinderung“ mit Be-
zug zum Berufsleben zunächst als eine 

„[a]ngeborene oder erworbene Minderung 
der körperlichen oder geistigen Leistungsfä-
higkeit, die sich auf die normalen Tätigkei-
ten und die Arbeit einer Person dadurch 
auswirkt, dass ihre Teilnahme am Berufsle-
ben und am Leben der Gesellschaft sowie 
ihre Fähigkeit zur Benutzung der öffentli-
chen Dienste beeinträchtigt ist“ 

verstanden wurde, entwickelte der EuGH in der 
Folgezeit dieses Verständnis weiter und definier-
te „Behinderung“ als „Einschränkung […], die 
insbesondere auf physische, geistige oder psychi-
sche Beeinträchtigungen zurückzuführen ist und 
die ein Hindernis für die Teilhabe des Betreffen-
den am Berufsleben bilde (Entschließung des 
Rates vom 27.6.1974, ABl C 080, 30-32; EuGH C-
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13/05, Rz 42).  

Überdies wurde festgestellt, dass eine Kündigung 
allein aufgrund von Krankheit nicht von der RL 
erfasst sei, da die Begriffe „Krankheit“ und 
„Behinderung“ nicht ohne Weiteres einander 
gleichgesetzt werden dürften (vgl. EuGH C-
13/05, Rz 44 ff). Vielmehr sei eine Einschrän-
kung der Teilhabe am Berufsleben über einen 
langen Zeitraum notwendig, sodass kurzfristige 
Erkrankungen vom Geltungsbereich der RL aus-
genommen wurden (vgl. ebd.).  

Diese Definition der Behinderung erfuhr jedoch 
durch die kurze Zeit später erlassene UN-
Behindertenrechtskonvention (UN-BRK, 2006) 
eine Wandlung. Denn hier wurde bereits in der 
Präambel unter lit e festgehalten, dass Behinde-
rung kein starres Konstrukt ist, sondern sich das 
Verständnis stets weiterentwickelt und „aus der 
Wechselwirkung zwischen Menschen mit Beein-
trächtigungen und einstellungs- und umweltbe-
dingten Barrieren entsteht, die sie an der vollen 
und wirksamen Teilhabe an der Gesellschaft, auf 
der Grundlage der Gleichberechtigung mit ande-
ren, hindern.“  

Dies berücksichtigte der EuGH dann im Jahr 
2013 in der Entscheidung HK Danmark und re-
kurrierte auf Art. 1 UN-BRK, indem er festhielt, 
dass eine (un)heilbare Krankheit eine 
„Behinderung“ iSd RL 2000/78 darstellen kann, 

„wenn sie eine Einschränkung mit sich 
bringt, die insbesondere auf physische, geis-
tige oder psychische Beeinträchtigungen 
zurückzuführen ist, die in Wechselwirkung 
mit verschiedenen Barrieren den Betreffen-
den an der vollen und wirksamen Teilhabe 
am Berufsleben, gleichberechtigt mit den 
anderen Arbeitnehmern, hindern können, 
und wenn diese Einschränkung von langer 
Dauer ist“ (EuGH C-335/11 und C-337/11, 
Rz 41).  

Somit wurde die ursprünglich enge Definition der 
Behinderung ausgeweitet und eine zweistufige 
Prüfung implementiert, wonach erstens eine in-
dividuelle Beeinträchtigung vorliegen und diese 
zweitens ein dauerhaftes Teilhabehindernis am 
Berufsleben darstellen muss (vgl. Baumgärtner in 
Gsell/Krüger/Lorenz [Hrsg], 2020, Rz 134).  

 

„Behinderung“ iSd spanischen Rechts 

Im spanischen Recht lässt sich keine einheitliche 
Definition des Begriffs der Behinderung vorfin-
den, jedoch zeigt sich, dass sowohl die körperli-
che als auch die soziale Beeinträchtigung in ver-
schiedenen Rechtsvorschriften berücksichtigt 
wird (vgl. Yokota, 2009, 96, 119). In Art. 2 RDL 
1/2013 („zur Billigung der Neufassung des allge-

meinen Gesetzes über die Rechte von Menschen 
mit Behinderung und ihre soziale Eingliede-
rung“) wird Behinderung als  

„eine Situation, die sich aus der Wechselwir-
kung zwischen Menschen mit voraussicht-
lich dauerhaften Beeinträchtigungen und 
jeder Art von Barriere ergibt, die ihre volle 
und wirksame Teilhabe an der Gesellschaft 
zu gleichen Bedingungen wie andere ein-
schränken oder verhindern“ 

definiert. Darüber hinaus sind nach Art. 4 RDL 
1/2013 unter Menschen mit Behinderung Perso-
nen zu verstehen,  

„die voraussichtlich dauerhafte körperliche, 
seelische, geistige oder Sinnesbeeinträchti-
gungen haben, welche sie in Wechselwir-
kung mit verschiedenen Barrieren an der 
vollen, wirksamen und gleichberechtigten 
Teilhabe an der Gesellschaft hindern kön-
nen“.  

Der EuGH weist jedoch darauf hin, dass der Be-
hindertenbegriff einheitlich auszulegen ist, wobei 
die spanische Definition aber nicht der des EuGH 
entgegensteht, da auch hier die Beeinträchtigung 
der sozialen Teilhabe sowie das Element der 
Dauerhaftigkeit beinhaltet sind.  

 

Adipositas als „Behinderung“ iSd RL 
2000/78/EG 

Im Fall Ruiz Conejero stand der EuGH nach sei-
ner vorherigen Rsp. nicht mehr vor der Frage, ob 
eine Krankheit als „Behinderung“ iSd RL 
2000/78 angesehen werden kann, sondern muss-
te er vielmehr diskutieren, ob die konkret bei RJ 
diagnostizierte Adipositas als Behinderung zu 
werten ist. Während die WHO die Adipositas 
zwar in der „Internationalen statistischen Klassi-
fikation der Krankheiten und verwandter Ge-
sundheitsprobleme“ listet, enthalten weder die 
primär- noch die sekundärrechtlichen Quellen 
diesbezüglich ein eindeutiges Diskriminierungs-
verbot (vgl. EuGH C-354/13, Rz 33). Mit Blick 
auf die Vorjudikatur des EuGH kann jedoch un-
problematisch bejaht werden, dass es sich bei 
Adipositas um eine Behinderung iSd RL 2000/78 
handeln kann, sofern sie die og Kriterien erfüllt. 

Hervorzuheben ist jedoch, dass die Tatsache, 
dass RJ als Mensch mit Behinderung iSd spani-
schen Rechts anerkannt wurde, nicht automa-
tisch bedeutet, dass er auch als Behinderter iSd 
Unionsrechts gilt (vgl. EuGH C-270/16, Rz 32). 
Vielmehr müssen die vom EuGH vorausgesetzte 
Einschränkung der Tätigkeitsausübung sowie 
eine lange Dauer der Erkrankung vorliegen (vgl. 
Chlestil, DRdA 2015/73, 81). Eine Entscheidung 
fällte der EuGH diesbezüglich nicht, sondern ver-
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wies dies zur Klärung an das nationale Gericht 
(vgl. EuGH C-270/16, Rz 33). Aus den Ausfüh-
rungen im Urteil lässt sich nicht entnehmen, ob 
es bei RJ zu einer über die krankheitsbedingten 
Fehlzeiten hinausgehenden Einschränkung kam, 
die ihn an der vollen und wirksamen Teilhabe am 
Berufsleben hinderte. Von einer langen Dauer 
der Erkrankung ist aufgrund der Feststellung der 
Behinderteneigenschaft durch das Ministerium 
für Gesundheit und Soziales hingegen auszuge-
hen; ein absehbares Ende der Adipositas wurde 
nicht bekanntgegeben. Sollte das nationale Ge-
richt folglich bei der Prüfung zu dem Ergebnis 
gelangen, dass die Erkrankung in einer Tätig-
keitsbeeinträchtigung resultierte, würden die 
kumulativ vorausgesetzten Bedingungen zum 
Vorliegen einer Behinderung iSd RL 2000/78 
gegeben sein und wäre somit eine mögliche Dis-
kriminierung zu untersuchen. 

 

Epicondylitis als „Behinderung“ iSd RL 
2000/78/EG 

In der Entscheidung Nobel Plastiques Ibérica litt 
die Klägerin DW an Epicondylitis und wurde vom 
spanischen Gericht als „in Bezug auf Berufsrisi-
ken besonders gefährdete Arbeitnehmer[in]“ iSd 
Art. 25 des Gesetzes 31/1995 anerkannt (EuGH C
-397/18, Rz 20). Fraglich ist aber, ob diese Aner-
kennung bzw. die Erkrankung an Epicondylitis 
als Behinderung iSd RL 2000/78 zu werten ist. 
Diesbezüglich positioniert sich der EuGH inso-
fern, als er äußerte, dass es sich bei DW um eine 
AN handelt, „die aufgrund einer Krankheit eine 
Einschränkung ihrer Arbeitsfähigkeit erlitt, die 
während eines langen Zeitraums zu körperlichen 
Beeinträchtigungen führte“ (ebd. Rz 47). Somit 
wendete er seine Definition von „Behinderung“ 
auf den konkreten Fall an und subsumierte die 
Epicondylitis als Behinderung iSd RL. Betreffend 
der Anerkennung als „besonders gefährdete AN“ 
betonte der EuGH jedoch, dass dieser Begriff 
nicht mit dem der „Menschen mit Behinderung“ 
iSd RL gleichzusetzen ist, da die zu erfüllenden 
Kriterien nicht deckungsgleich sind (vgl. ebd. Rz 
49). Vielmehr ist auf die Einschränkung in der 
Tätigkeit und die Langfristigkeit dieser abzustel-
len. Dies bejahte der EuGH im vorliegenden Fall 
jedoch unproblematisch.  

 

Diskriminierung wegen einer 
„Behinderung“ iSd RL 2000/78/EG 

Bejaht man das Vorliegen einer Behinderung iSd 
RL 2000/78, ist sodann zu prüfen, ob es sich bei 
der Kündigung der/des AN um eine Diskriminie-
rung aufgrund ihrer/seiner Behinderung handelt. 
Hierzu ist zwischen unmittelbarer und mittelba-
rer Diskriminierung zu unterscheiden.  

Gem. Art. 2 Abs. 2 lit a RL 2000/78 

„liegt eine unmittelbare Diskriminierung 
vor, wenn eine Person wegen eines der in 
Artikel 1 genannten Gründe in einer ver-
gleichbaren Situation eine weniger günstige 
Behandlung erfährt, als eine andere Person 
erfährt, erfahren hat oder erfahren würde“. 

Eine mittelbare Diskriminierung liegt nach Art. 2 
Abs. 2 lit b RL 2000/78 hingegen vor,  

„wenn dem Anschein nach neutrale Vor-
schriften, Kriterien oder Verfahren Personen 
mit einer bestimmten Religion oder Weltan-
schauung, einer bestimmten Behinderung, 
eines bestimmten Alters oder mit einer be-
stimmten sexuellen Ausrichtung gegenüber 
anderen Personen in besonderer Weise be-
nachteiligen können“. 

In beiden Entscheidungen verneinte der EuGH 
das Vorliegen einer unmittelbaren Diskriminie-
rung, da sowohl durch die Kündigungsmöglich-
keiten des Art. 52 lit d RDL 1/1995 als auch durch 
die AG-seitigen Kündigungskriterien Personen 
mit und ohne Behinderung gleichermaßen be-
troffen sind, bejahte aber das Bestehen einer mit-
telbaren Diskriminierung und argumentierte, 
dass AN „mit Behinderung grundsätzlich einem 
höheren Risiko als ohne Behinderung ausgesetzt“ 
sind, zu erkranken und deshalb gekündigt zu 
werden (EuGH C-270/16, Rz 37 ff; vgl. EuGH C-
335/11 und C-337/11, Rz 76; EuGH C-397/18, Rz 
57 ff).  

Zudem bezog der EuGH in der Entscheidung No-
bel Plastiques Ibérica zum Kriterium „Low Per-
formance“ Stellung, indem er betonte, dass be-
hinderte AN aufgrund der Fähigkeitseinschrän-
kung „grundsätzlich weniger wahrscheinlich gute 
Ergebnisse erzielen“ als ohne Behinderung, so-
dass bei ihnen eher mit einer geringeren Produk-
tivität und Einsetzbarkeit zu rechnen ist, welche 
für das Unternehmen jedoch ausschlaggebende 
Faktoren für die Aufrechterhaltung des Arbeits-
verhältnisses darstellen (EuGH C-397/18, Rz 60). 

Somit liegt in beiden Entscheidungen eine mittel-
bare Diskriminierung aufgrund von Behinderung 
vor, welche jedoch gem. Art. 2 Abs. 2 RL 
2000/78 gerechtfertigt sein kann. 

 

Rechtfertigung gem. Art. 2 Abs. 2 lit b i RL 
2000/78/EG 

Gem. Art. 2 Abs. 2 lit b i RL 2000/78 ist eine mit-
telbare Diskriminierung gerechtfertigt, wenn die 
Vorschriften, Kriterien oder Verfahren ein recht-
mäßiges Ziel verfolgen, „und die Mittel […] zur 
Erreichung dieses Ziels angemessen und erfor-
derlich“ sind. 

Da die Diskriminierung in der Entscheidung Ruiz 
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Conejero durch Art. 52 lit d RDL 1/1995 (als 
Rechtsvorschrift) ausgelöst wurde, kommt hier 
eine Rechtfertigung aufgrund von Art. 2 Abs. 2 lit 
b i RL 2000/78 in Betracht. 

Als mit der Norm verfolgtes Ziel führt die spani-
sche Regierung an, dass sie „Absentismus am 
Arbeitsplatz, der sich in krankheitsbedingter un-
regelmäßiger und kurzzeitiger Abwesenheit vom 
Arbeitsplatz äußere“ bekämpfen wolle, um eine 
starke finanzielle Belastung der Unternehmen zu 
verhindern (EuGH C-270/16, Rz 41). Weiters 
argumentiert sie, dass die Entgeltfortzahlung im 
Krankheitsfall die AG (sehr) belaste, da sie für die 
ersten 15 Tage des Krankenstandes die Arbeit-
nehmerkosten selbst tragen müssen und erst ab 
dem 16. Tag Leistungen von der Allgemeinen So-
zialversicherungskasse erstattet bekommen. Zu-
dem müssten die AG nicht erstattungsfähige, 
mittelbare Kosten aufwenden, um ggf. Vertre-
tungskräfte zu engagieren (vgl. ebd. Rz 42). 

Dem EuGH steht bei der Feststellung eines legiti-
men Ziels ein weiter Wertungsspielraum offen 
(vgl. Windisch-Graetz/Bertsch, DRdA 2019/380, 
43). Im vorliegenden Fall sah er im Kampf gegen 
Absentismus am Arbeitsplatz aufgrund seines 
beschäftigungspolitischen Charakters ein sach-
lich gerechtfertigtes Ziel iSd RL (vgl. EuGH C-
270/16, Rz 44). Damit ist die Rechtfertigungs-
prüfung jedoch noch nicht abgeschlossen, son-
dern ist vielmehr zu untersuchen, ob der Grund-
satz der Verhältnismäßigkeit eingehalten wurde, 
sprich die eingesetzten Mittel angemessen sind 
und nicht über das Erforderliche hinausgehen 
(vgl. ebd. Rz 45). Hierbei sind sowohl AN- als 
auch AG-seitige Faktoren zu berücksichtigen. 

Auf der Seite des Unternehmens sind die (un-)
mittelbaren Kosten, welche durch den Absentis-
mus vom Arbeitsplatz entstehen, sowie die ggf. 
nicht erfüllte Arbeit zu beachten (vgl. ebd.).  

Betreffend die AN ist zu bedenken, dass jene mit 
Behinderung zum einen einem größeren Risiko 
ausgesetzt sind, aufgrund ihrer Behinderung 
krankheitsbedingte Fehlzeiten anzusammeln, 
sowie zum anderen größere Schwierigkeiten bei 
der Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt 
nach erfolgter Kündigung haben (vgl. ebd.). Hier-
zu führte die spanische Regierung allerdings an, 
dass sie in Art. 52 lit d RDL 1/1995 „einen Aus-
gleich zwischen den Interessen der Unternehmen 
und dem Schutz und der Sicherheit“ der AN 
schaffen wollte, indem sie einen Katalog an 
Gründen festlegte, welche nicht als Fehlzeiten iSd 
Gesetzes anzusehen sind (ebd. Rz 53). Dazu zäh-
len u. a. eine „nicht berufsbedingte Krankheit […] 
bei Genehmigung der Abwesenheit durch die Ge-
sundheitsbehörde und einer Dauer von mehr als 
20 aufeinanderfolgenden Tagen“ sowie schwere 
Erkrankungen und Krebs (ebd. Rz 9). Problema-

tisch ist jedoch, dass Krankenstände von weniger 
als 20 Tagen nicht unter den Schutz dieses Kata-
logs fallen, sondern in die Berechnung der krank-
heitsbedingten Fehlzeiten einfließen. Berücksich-
tigt wird folglich nicht, dass AN aufgrund dersel-
ben Krankheit mehrmals fehlen können, durch 
die Unterbrechung der Krankenstände jedoch zT 
nicht die 20-Tages-Grenze überschreiten und so 
selbst bei Vorliegen eines dauerhaften pathologi-
schen Zustandes gekündigt werden können (vgl. 
Hofedank in Deutsch-Spanische Juristenvereini-
gung [Hrsg], 2009, 68). Die spanische Regierung 
erließ zwar ergänzend Art. 40 des RDL 1/2013, 
welcher „Maßnahmen zur Verhinderung oder 
zum Ausgleich durch die Behinderung bedingter 
Nachteile“ gewährleisten soll, indem er u. a. die 
AG verpflichtet, „geeignete Maßnahmen zu er-
greifen, […] damit Menschen mit Behinderung 
Zugang zur Beschäftigung erhalten, ihre Arbeit 
erledigen, beruflich vorankommen und Zugang 
zur Fortbildung erhalten können“, dies schützt 
dennoch nicht alle AN mit Behinderung vor einer 
Kündigung aufgrund krankheitsbedingter Fehl-
zeiten, welche durch Art. 52 lit d RDL 1/1995 
möglich ist. 

Der EuGH überlies die Entscheidung betreffend 
der Frage, ob Art. 52 lit d RDL 1/19995 „unter 
Verfolgung des legitimen Ziels der Bekämpfung 
von Absentismus nicht über das zu dessen Errei-
chung Erforderliche“ hinausgehe, dem vorlegen-
den Gericht (EuGH C-270/16, Rz 57). 

 

Rechtfertigung gem. Art. 2 Abs. 2 lit b ii 
RL 2000/78/EG 

Gem. Art. 2 Abs. 2 lit b ii RL 2000/78 ist bei Vor-
liegen einer mittelbaren Diskriminierung der AG 

„im Falle von Personen mit einer bestimm-
ten Behinderung aufgrund des einzelstaatli-
chen Rechts verpflichtet, geeignete Maßnah-
men entsprechend den in Artikel 5 enthalte-
nen Grundsätzen vorzusehen, um die sich 
durch diese Vorschrift, dieses Kriterium 
oder dieses Verfahren ergebenden Nachteile 
zu beseitigen.“ 

 

Da die Diskriminierung in der Entscheidung No-
bel Plastiques Ibérica auf unternehmensinternen 
Kündigungskriterien beruhte, hatte sich der 
EuGH hier erstmalig mit der Frage nach ange-
messenen Vorkehrungen auseinanderzusetzen 
(vgl. Schmitz, NZA-RR 2020, 283). Was als sol-
che zu qualifizieren ist, führt der 20. Erwägungs-
grund (ErwGr) der RL beispielhaft an. Demnach 
sind „wirksame und praktikable Maßnahmen“ zu 
treffen, „um den Arbeitsplatz der Behinderung 
entsprechend einzurichten, z.B. durch eine ent-
sprechende Gestaltung der Räumlichkeiten oder 
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eine Anpassung des Arbeitsgeräts, des Arbeits-
rhythmus, der Aufgabenverteilung oder des An-
gebots an Ausbildungs- und Einarbeitungsmaß-
nahmen.“ Eine konkrete Definition liefert die RL 
jedoch nicht und auch die Begriffsbestimmung in 
Art. 2 Abs. 4 UN-BRK, wonach darunter  

„notwendige und geeignete Änderungen und 
Anpassungen, die keine unverhältnismäßige 
oder unbillige Belastung darstellen und die, 
wenn sie in einem bestimmten Fall erforder-
lich sind, vorgenommen werden, um zu ge-
währleisten, dass Menschen mit Behinde-
rungen gleichberechtigt mit anderen alle 
Menschenrechte und Grundfreiheiten genie-
ßen oder ausüben können“  

zu verstehen sind, lässt den MS sowie dem EuGH 
einen weiten Spielraum bei der Auslegung offen 
(Mair, Wirtschaftsrechtliche Blätter 214/28[10], 
545). 

Als Grenze der für den AG zumutbaren Vorkeh-
rungen führt der 21. ErwGr der RL an, dass die 
Maßnahmen den AG nicht übermäßig belasten 
sollten, wobei vor allem der finanzielle Aufwand 
für das Unternehmen sowie die Verfügbarkeit 
staatlicher Unterstützung berücksichtigt werden 
sollen.  

Im vorliegenden Fall ist deshalb zu prüfen, ob die 
Nobel Plastiques Ibérica erforderliche Maßnah-
men zum Schutz und zur Integration der AN mit 
Behinderung geschaffen hat und es ihr dennoch 
nicht zumutbar war, AN mit einer hohen Fehl-
zeitenquote und/oder niedriger Leistungserbrin-
gung weiterhin zu beschäftigen. Es gilt jedoch zu 
beachten, dass das Unterlassen einer solchen 
Maßnahme bereits eine verbotene Diskriminie-
rung aufgrund einer Behinderung darstellt, so-
dass sich der AG hier im Zugzwang befindet (vgl. 
Brose, EuZA 2020, 162). 

Betreffend DW hat das Unternehmen sie nach 
Begehren einer Arbeitsplatzanpassung an die 
körperlichen Umstände bevorzugt der Arbeit mit 
kleinen Rohren zugeteilt, sodass das Gesund-
heitsrisiko reduziert wurde (vgl. EuGH C-397/18, 
Rz 23). Dem setzte die spanische Arbeitsaufsicht 
jedoch entgegen, dass die ergonomischen Risi-
ken, die mit der Arbeit verbunden waren, erst die 
Erkrankung hervorgerufen und sich die Arbeits-
bedingungen nach Bekanntwerden der Epicondy-
litis nicht verändert hätten (vgl. ebd. Rz 28). Hier 
überlies der EuGH die Entscheidung, ob ange-
messene Vorkehrungen getroffen wurden, dem 
vorlegenden Gericht (vgl. ebd. Rz 69). 

Entscheidend ist, dass die Vorkehrungen darin 
resultieren, dass die Behinderung keine negati-
ven Auswirkungen mehr auf die Produktivität, 
Einsetzbarkeit und Fehlzeitenquote der/des AN 
hat (vgl. Schmitz, NZA-RR 2020, 284). Es sind 

jedoch immer die wechselseitigen Interessen ab-
zuwägen, in welche sowohl die Möglichkeit be-
stimmter Vorkehrungen und die damit verbunde-
ne finanzielle Belastung für den AG sowie die 
Dauer des Arbeitsverhältnisses, die 
„‘Dringlichkeit‘ der Maßnahme und damit die 
Schwere der Teilhabebeeinträchtigung“ auf AN-
Seite miteinzubeziehen sind (Auer-Mayer, DRdA 
2018[3], 186). Dies kann aber nur vom spani-
schen Gericht geprüft werden, da dem EuGH 
hierzu die Informationen fehlen (vgl. Brose, 
EuZA 2020, 165).  

Darüber hinaus hielt der EuGH in seiner Rsp. 
bereits fest, dass auch eine Arbeitszeitverkürzung 
als angemessene Maßnahme iSd RL angesehen 
werden kann, was im vorliegenden Fall bereits 
ein Mal geschah (vgl. EuGH C-335/11 und C-
337/11, Rz 56). Diese Verringerung fand jedoch 
vor Bekanntwerden der Behinderung statt, so-
dass dies wohl nicht als Maßnahme iSd Art. 5 RL 
2000/78 gewertet werden kann. 

Voraussetzung ist aber, dass der behinderte AN 
prinzipiell noch fähig ist, seine Tätigkeit auszu-
führen, ansonsten entfällt die Verpflichtung des 
AG, angemessene Maßnahmen zu treffen (vgl. 17. 
ErwGR der RL). Die grundsätzliche Fähigkeit 
DWs, die Aufgaben des Unternehmens auszufüh-
ren, kann der EuGH aufgrund fehlender Infor-
mationen nicht beurteilen. Zu betonen ist aber, 
dass das Anbieten eines anderen Arbeitsplatzes 
als angemessene Vorkehrung iSd RL gewertet 
wird, solange hierfür nicht „zusätzliche Arbeits-
plätze geschaffen oder andere AN gekündigt wer-
den müssten“ (Windisch-Graetz, DRdA 2014/2, 
36). Ob bei der Nobel Plastiques Ibérica die Mög-
lichkeit bestand, DW auf einen anderen Arbeits-
platz zu verweisen, ist ebenfalls vom vorlegenden 
Gericht zu prüfen.  

 

Diskussion und Ausblick 

In beiden Entscheidungen überließ es der EuGH 
dem vorlegenden Gericht, zu prüfen, ob hinsicht-
lich der mittelbaren Diskriminierung einerseits 
ein legitimes Ziel verfolgt sowie andererseits er-
forderliche und angemessene Vorkehrungen 
durch den AG getroffen wurden. Problematisch 
ist diesbezüglich aber, dass der EuGH einige sig-
nifikante Punkte nicht (hinreichend) thematisier-
te, die meines Erachtens (mE) für den Sachver-
halt und die Rechtsfolgen relevant gewesen wä-
ren.  

Betreffend die Entscheidung Ruiz Conejero über-
ging der EuGH die Tatsache, dass der Kläger frei-
willig auf regelmäßige ärztliche Untersuchungen 
verzichtete (vgl. EuGH C-270/16, Rz 21). Die RL 
stipuliert zwar keine Pflicht für AN, regelmäßig 
einen Arzt aufzusuchen, sondern setzt lediglich 
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das Vorliegen einer Behinderung voraus (vgl. 
Burger, 2013, 218). Dennoch ist fraglich, ob die-
ser Faktor nicht berücksichtigt werden müsste, 
da auf Basis der derzeitigen diagnostischen und 
therapeutischen Möglichkeiten bei Einhaltung 
der Arztbesuche eine Besserung der Symptoma-
tik zumindest bei einem Teil der Erkrankten vor-
stellbar wäre (vgl. Barmherzige Schwestern Kran-
kenhaus Wien 2021, bhswien.at). Dies zu prüfen, 
obläge im konkreten Fall einem Arzt und der an-
schließenden Würdigung des Gerichts. Da in die-
ser Entscheidung aber keine angemessenen Vor-
kehrungen vom AG erwartet werden, ist hierzu 
eine Stellungnahme verzichtbar. Mit Blick auf 
das große Ganze ist diese Frage aber meiner Mei-
nung nach von höchster Relevanz, da aus der Be-
hinderung einer/eines AN AG-Pflichten erwach-
sen, die möglicherweise durch Aktivwerden der/
des AN vermindert bzw. obsolet werden könnten.  

Ein weiterer Aspekt, den der EuGH m.E. nicht 
ausreichend thematisierte, ist die Tatsache, dass 
der AG nichts von der Behinderung des RJ wuss-
te (vgl. EuGH C-270/16, Rz 21). Das spanische 
Gericht führte hierzu zwar aus, dass Art. 52 lit d 
RDL 1/1995 unabhängig davon, ob der AG von 
der Behinderung weiß, Anwendung findet, solan-
ge die gesetzliche Fehlzeitenquote erreicht ist 
(vgl. ebd. Rz 22). Fraglich ist jedoch, wie der AG 
angemessene Vorkehrungen treffen soll, wenn er 
sich in Unkenntnis über den Gesundheitszustand 
des AN befindet. Die RL stipuliert auch keine 
Verpflichtung zur Nachfrage des AG oder zur Of-
fenlegung seiner Behinderung durch den AN (vgl. 
Brose, EuZA 2020, 167). Auch aus dem Wortlaut 
der RL geht keine solche Verpflichtung hervor, 
sodass erneut nur auf das Vorliegen einer Behin-
derung abgestellt wird. Da auch diesbezüglich die 
Rechtfertigung auf das legitime Ziel der gesetzli-
chen Regelung abstellt, ist die Beantwortung die-
ser Frage im konkreten Fall nicht von großer Be-
deutung. Bezogen aber auf die Rsp. des EuGH 
und die Konkretisierung des – z.T. sehr vage for-
mulierten – Unionsrechts, wäre eine Stellung-
nahme des EuGH bzgl. der  
(Un-)Kenntnis des AG von einer Behinderung 
jedoch wünschenswert. 

Setzt man sich mit der Entscheidung Nobel Plas-
tiques Ibérica genauer auseinander, so scheinen 
auch hier einige Schwächen in der Rsp. des 
EuGH auf. Meiner Meinung nach ist besonders 
problematisch, dass der EuGH nur eine ungefäh-
re Orientierung vorgibt, wie die berufliche In-
tegration behinderter AN vonstattengehen soll. 
Es fehlt an einer inhaltlichen Konkretisierung 
angemessener Vorkehrungen, inwieweit und mit 
welchen Mitteln die AG erforderliche Maßnah-
men umsetzen sollen/können (vgl. ebd. 166). 
Während es hier die Nobel Plastiques Ibérica als 

ausreichend ansah, DW vornehmlich auf Arbeits-
plätze zu verweisen, an denen sie mit kleinen 
Rohren hantierte, wurde m.E. zu wenig berück-
sichtigt, welche anderen Möglichkeiten dem Un-
ternehmen offen gestanden hätten, DWs Absen-
tismus und „Low Performance“ entgegenzuwir-
ken und sie in der Arbeit mit einer Behinderung 
zu unterstützen. Es wurde vor allem der sozialen 
Gestaltungspflicht des AG zu wenig Beachtung 
geschenkt, insbes. wenn man bedenkt, dass die 
Behinderung ihren Ursprung in der Arbeit für 
das Unternehmen hatte (vgl. Mair, Wirtschafts-
rechtliche Blätter 2014/28, 550). Zwar ist der 
Wortlaut der RL deshalb so weit gewählt, um im 
Einzelfall eine möglichst effektive und der Behin-
derung gerechte Maßnahme setzen zu können, 
jedoch lässt sich auch in der Literatur eine gewis-
se Unzufriedenheit betreffend die Unklarheit die-
ser Begrifflichkeit wahrnehmen, sodass m.E. eine 
weiterführende Rsp. des EuGH hierzu willkom-
men wäre (vgl. Windisch-Graetz, DRdA 2014/2, 
35); Brose, EuZA 2020, 176). 

Schließlich ist die Rsp. des EuGH verwunderlich 
betreffend die Tatsache, dass die Nobel Plas-
tiques Ibérica Auslöser der Behinderung (als Be-
rufskrankheit) und des späteren Arbeitsunfalls 
war, da der Gerichtshof diesen Aspekt – vor al-
lem mit Hinblick auf den AN-Schutz – gänzlich 
unbeachtet lässt. Hierzu wäre eine Stellungnah-
me dringend notwendig gewesen, da die Tätigkeit 
für das Unternehmen zuerst zu einer gesundheit-
lichen Einschränkung der AN führte, welche sich 
– selbstredend – auch in ihrer Fehlzeitenquote 
und der niedrigen Produktivität widerspiegelte, 
und schließlich in einer Kündigung aufgrund un-
ternehmensinterner Kriterien resultierte. Behält 
man hier die Fürsorgepflicht des AG im Hinter-
kopf, so ist insbes im Hinblick auf die Prüfung 
der angemessenen Maßnahmen dieser Faktor zu 
berücksichtigen und hätte die Nobel Plastiques 
Ibérica weitere Anstrengungen unternehmen 
müssen, um die Barrieren aufgrund der Behinde-
rung zu beseitigen und DW die volle Teilhabe am 
Berufsleben zu ermöglichen.  

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass der 
EuGH zwar seine bisherige Rsp. zur Auslegung 
des Behindertenbegriffs auch in Bezug auf 
Krankheiten weiter festigte und in der Entschei-
dung Nobel Plastiques Ibérica erstmals einen 
Impuls zur Auseinandersetzung mit angemesse-
nen Maßnahmen iSd Art. 5 RL 2000/78 setzte. 
Jedoch blieben einige Fragen unbeantwortet, die 
in der Entscheidung Ruiz Conejero zwar nicht 
ausschlaggebend, hinsichtlich Nobel Plastiques 
Ibérica jedoch von großer Bedeutung gewesen 
wären. Es zeigt sich deshalb, dass vor allem in 
der Rsp.. betreffend Behinderung noch Luft nach 
oben besteht, um die zentrale Zielsetzung der  
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(inter-)nationalen Behindertenpolitik, nämlich 
die Gleichstellung von Menschen mit Behinde-
rung am Arbeitsmarkt, zu erreichen. 
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Performative Philosophie 

Noemi Call, Wien 

Performative Philosophie 
Womit oder worin fängt eine philosophische Konzeption 

Der Anfang in der Philosophie durchdringt philo-
sophische Denksysteme, indem er sie von Anfang 
an bestimmt. Wie kann ein Denksystem hinsicht-
lich seines Anfanges oder seiner vielen Anfänge 
offen sein, um in verschiedenen Kontexten – wie 
denjenigen eines pluralen Europas – übersetzt 
bzw. ver-setzt zu werden?  

Wichtig ist zunächst, dass Inhalt und Form nicht 
voneinander getrennt sind. Darum hat dieser 
Text neben seinem in-formativen Charakter vor 
allem einen per-formativen Gestus. Demnach 
folgen Gedankenbewegungen keinem festgeleg-
ten Algorithmus. Sie steigen formell nicht bei 
einem Thema ein und am Ende wieder beim An-
fang aus. Die Frage, die den Text interessiert, ist, 
wie Neues gedacht werden kann. Inspiriert wur-
den die Gedanken von einem Kunstwerk: Hugo 
Arcier, „Clinamen“. Es ist ein Versuch, die Plasti-
zität des Denkens vor allem mit dem deutschen 
Philosophen Georg Wilhelm Friedrich Hegel und 
einem Materialismus der Begegnung des franzö-
sischen Philosophen Louis Althusser darzustel-
len. Nun wird es ein abstraktes Experiment mit 
einem Übersetzungsversuch innerhalb einer in-
terkulturellen Situation Europas werden; eine 
Darstellung dialektischer Wiederholung durch 
neue Anfänge und Ver-schiebungen; eine Mög-
lichkeit, theoretische Grenzen durch Kunst auf-
zubrechen und neu zu versprachlichen. Es wird 
ein neuer Anfang gewesen sein.   

 

Hegel – Althusser – Lukrez – Anfang – Syste-
matische Offenheit – Performativität des Den-
kens – Dialektik – Kunst – Materialismus der 
Begegnung – ein plurales Europa als interkultu-
reller Kontext 

 

Abstraktion 1, der teleologische Anfang: 
Der Anfang bahnt sich an, fängt aber noch-nicht 
an Anfang zu sein. Dieses Spannungsmoment, in 
dem gewusst ist, dass irgendwann irgendetwas 
passiert, jedoch nicht ersichtlich, wann und wie 
es sich letztlich zeigt, ist der Gang, der den Fuß 
zum langsamen Spaziergang, Sprint oder Mara-
thon ansetzt. Irgendwann ist der Anfang gesetzt 
oder man merkt, dass man bereits angefangen 
hat. Im ersteren Fall ist es ein Anfang, der alles, 
was danach kommt, voraus-setzt. Der Anfang ist 
philosophisch insofern spannend und auch prob-
lematisch, da er die Bewegungsrichtung philoso-

phischen Denkens von Anfang an mitbestimmen 
kann. Der Denkgang setzt sich hier nicht selbst, 
sondern er wird gesetzt. In philosophischen 
Denksystemen, die von einem teleologischen 
Prinzip durchdrungen sind, wird somit der An-
fang mit einem Ursprung, Prinzip, Zweck, Ganzes 
oder Ordnung bestimmt. Teleologie hat die An-
nahme, dass es entweder eine der Welt äußerli-
che und damit transzendente oder eine ihr inner-
liche und somit immanente Zweckursache gibt.  

 

Für die ersten Philosophen der Antiken, wie Tha-
les (ca. 624-547 v. Chr.), Anaximander (ca. 610-
546 v. Chr.) und Diogenes (ca. 413-323 v. Chr.), 
waren die Prinzipien aller Dinge zumeist stoffar-
tige Prinzipien wie Wasser oder Luft.1  Heraklit 
(ca. 520-460 v. Chr.) hingegen setzt den Logos 
(Wort, Vernunft) als kosmisches Prinzip und lo-
gische Struktur, welche die gegensätzlichen Kräf-
te verwaltet, die in der Welt operieren.2 Platon 
(428/427-348/347 v. Chr.) hat ein ähnliches 
transzendentes Programm: Menschen sollten 
nach ihm als sinnliche Wesen aus ihren Höhlen 
kriechen, indem sie zu erkennen anfangen, dass 
sie am Ende des Höhlenganges nach oben das 
reine Licht der Erkenntnisideen erblicken. Dabei 
lassen sie die scheinbaren Ideen der Erkenntnis 
als Schatten an den Höhlenwänden hinter sich 
zurück.3  

Aristoteles‘ (384-322 v. Chr.) Denken liegt ein 
immanentes teleologisches Prinzip zugrunde, das 
den Dingen selbst innewohnt. In einem seiner 
Hauptwerke – die Physik – entwickelt er eine 
naturimmanente Tendenz der Teleologie, die 
hinter allen Ereignissen der Natur steht: Alles 
strebt danach, seine eigene innere Potentialität 
zu aktualisieren — wie das menschliche Embryo. 
Das Ziel, Mensch zu werden, setzt die Entwick-
lung zum Menschsein überhaupt erst in Gange.4 
Es gibt zig andere Beispiele in der Philosophiege-
schichte, hier sollten lediglich ausgewählte alte 
prominente genannt worden sein.  

 

Abstraktion 2, der immanente Anfang:     
In seiner materialistischen Philosophie, in dem 
von ihm genannten „Materialismus der Begeg-
nung“, verabschiedet sich Louis Althusser (1981-
1990) vom „fait accompli“ (vollendete Tatsache) 
einer idealistischen oder teleologischen Philoso-
phie der Ordnung, um hin zu einer Philosophie 
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der „Zerstreuung“ und „Unordnung“ zu gelan-
gen.5 Diese strikte Unterscheidung zwischen Ma-
terialismus und Idealismus sei jedoch proviso-
risch anzunehmen, weil in manchen philosophi-
schen Denksystemen – wie dasjenige Georg Wil-
helm Friedrich Hegels (1770-1831) –, eine solche 
Unterscheidung nie-ganz zutrifft.  

Hegel ist als der letzte große Vertreter des deut-
schen Idealismus (1781-1831) bekannt, der je-
doch keinen typischen idealistischen Anfang setzt 
und damit kein teleologisches und ordnungsstif-
tendes Prinzip für die Entstehung seiner Denk-
welt benötigt. Wenn der Idealismus danach fragt, 
was der Ursprung der Welt sei, dann antwortet 
der Materialismus, dass er nichts und gleichzeitig 
alles ist. Der Materialismus muss sich in der Fra-
ge nach dem Anfang oder Ursprung notwendiger-
weise reflexiv auf ein Etwas beziehen, das ihm 
noch ursprünglicher ist. Eine Philosophie, die 
selbst einen Anfang setzt, kann damit nicht der 
Anfang überhaupt sein.  

Die materialistische Philosophie fängt nicht mit 
einem Ursprung an, weil ein solcher immer-
schon gesetzt ist und kann lediglich etwas setzen, 
indem sie sich reflexiv auf etwas zurück-setzt. Die 
reflexive Denkbewegung bestimmt auch Hegels 
Denkbewegung, jedoch reflektiert das Denken 
nicht auf ein anderes, sondern auf sich selbst. 
Vor allem in dieser Hinsicht lässt sich Hegel 
nicht als Materialist bezeichnen.   

 

Bild 1, die Zugfahrt: Wenn der Idealismus 
irgendwo in einem Zug steigt, dann ist sein trans-
zendentes Ziel gesetzt: Er hat sein Ticket in der 
Hand und weiß von Anfang an, wo er aussteigen 
wird. Der Materialismus hingegen besteigt den 
Zug wie ein Cowboy und reitet ihn so lange, bis er 
wieder abgeworfen wird. Im zweiten Fall ist der 
Zug auf einmal da. Damit ist ein Anfang bereits 
geschehen und musste nicht erst ex nihilo mit 
einem bewussten, willentlichen oder göttlichen 
Akt am Ticketschalter gesetzt werden. Dass der 
Zug in einem kontingenten Moment der Begeg-
nung da ist, wird beim Schopf gepackt. Es ist ein 
sehr vereinfachtes Bild einer Unterscheidung 
zwischen Materialismus und Idealismus, dies soll 
an dieser Stelle nochmals betont werden.6  

Was dem hinzugefügt werden kann, ist, dass sich 
der Materialismus keiner zeitlichen oder räumli-
chen Kontinuität fügt, die determiniert ist, gera-
de weil der Anfang immer-schon da gewesen ist. 
Vielmehr bricht der Cowboy mit einer scheinba-
ren Kontinuität, indem er sie gleichsam durch-
bricht. Es gibt ein Handlungsspielraum und ein 
Subjekt, jedoch nicht als vollendete Tatsachen. In 
dem Moment, in dem ein neuer Passagier den 
Zug besteigt, tritt ein neuer Anfang ein. Es ist 
immer ein möglicher Anfang, der passiert und 

im Immer-schon des Anfanges ständig neue Ver-
schiebungen erlebt.   

 

Bild 2, bewegtes Bild „Clinamen“: Das Ge-
schriebene ist von vielen Bildern geprägt, die hier 
sprachlich dargestellt sind. In der Schrift ist es 
schwieriger dasjenige zu vermitteln, was noch 
passieren kann, wenn diese performativ vorgetra-
gen wird. Dieser Vortrags-Performance kann 
nämlich noch eine weitere Ebene hinzugefügt 
werden, und zwar ein bewegtes Bild, ein Video, 
welches wiederholt abgespielt wird. Jede Wieder-
holung ist dabei ein Anfang, das schon-mal ange-
fangen hat und damit eine schöpferische Wieder-
Holung dessen ist, was wieder möglich sein wird.  

 

Am Anfang gibt es keine unmittelbare Verbin-
dung zwischen dem, was gesagt wird und dem, 
was gezeigt ist. Was mitschwingt ist eine 
„virtuelle“ Ebene potenzieller Verbindungen, die 
sich erst realisieren, indem sie sich 
„aktualisieren“7 können. Es bleibt ein Experi-
ment, weil die Verbindungen als mögliche neue 
Anfänge scheitern können, indem sie nicht an-
fangen. Die Möglichkeit des Misslingens ist aus-
schlaggebend dafür, dass etwas gelingen kann. 
Ein Misslingen oder Scheitern bezeichnet ein 
Etwas, das noch-nicht stattgefunden hat oder in 
einem positiveren Accent im Futur Antérieur 
ausgedrückt: irgendwann stattgefunden haben 
wird.   

Vielleicht fragen sich an diesem Punkt die Le-
senden, wieso ich sie nach den ersten Absät-
zen immer noch nicht darüber in-formiert 
habe, worum es im Text genauer geht und was 
der Bezug zum Thema „Europa“ sei. Zunächst 
kann nur eines gesagt werden: Das Geschrie-
bene hat nicht nur einen in-formativen Cha-
rakter, sondern vor allem einen per-
formativen Gestus. Es folgt keinem festgeleg-
ten Algorithmus, steigt nicht bei einem Thema 
ein und bei einem anderen aus, sondern ent-
wickelt seinen Inhalt durch eine selbstbezügli-
che Form: Was tut sich da überhaupt, wenn 
ich zu philosophieren anfange? Ein Ausreizen 
aller Erwartung an einen vermeintlichen An-
fang, der geschehen sein wird. Ich lade die 
Lesenden dazu ein, sich in die Gedankenbewe-
gung einzulassen.  

 

Das bewegte Bild „Clinamen“ ist ein Kunstwerk 
von Hugo Arcier. Der französische digital artist 
hat durch eine Motion-Capture Technik die Be-
wegungen von drei Tänzern und Tänzerinnen 
eingefangen und dabei versucht, Tanzbewegun-
gen atomar darzustellen. Das Video zeigt zu Be-
ginn wie sich Atome im Raum bewegen, zunächst 
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unabhängig voneinander und sehr bald in An-
häufungen und Zusammenballungen. Durch die-
se Agglomerationen entsteht eine bestimmte Be-
wegung, und zwar eine Tanzbewegung. Mit stei-
gender Dynamizität entsteht auch das Umfeld, in 
dem sich die drei Tänzer und Tänzerinnen befin-
den, und zwar die Opéra Guarnier. Die Pariser 
Oper wurde mit einer sogenannten Lidar Techno-
logy in 3D gescannt, um sie dann mit dots in ih-
rer atomaren Struktur darzustellen. Am Ende 
tritt ein futuristisches Paris auf, das in seinem 
Entstehungsprozess nicht zu einem Endpunkt 
gelangt, sondern sich in seiner scheinbar monu-
mentalen und prachtvollen Vollendung auflöst. 
Die Bewegung der Tänzer und Tänzerinnen ist 
hier nicht mehr sichtbar. Sie hat sich in die Ge-
samtbewegung integriert und diese auch erst aus-
gelöst.8 

 

Abstraktion 3, Lukrez‘ Clinamen: 

Das Werk „Clinamen“ von Hugo Arcier ist inspi-
riert von den Schriften der Atomisten Epikur 
(341-270 v. Chr.) und Lukrez (99-94 v. Chr.). 
Lukrez befand sich in der philosophischen Tradi-
tion Epikurs. Es ist unklar, wer den Begriff 
„Clinamen“ eingeführt hat. In Lukrez‘ zweitem 
Buch „Von der Natur“ (de rerum natura) kommt 
der Begriff vor, in Epikurs Fragmenten (Brief an 
Herodot) hingegen nicht. Im ausführlichen latei-
nisch-deutschen Handwörterbuch, ausgearbeitet 
von Karl Ernst Georges, wird der Begriff auf Luk-
rez zurückgeführt und als „Neigung einer Sache“ 
übersetzt.9 Trotz Unklarheit zum genauen Ur-
sprung des Begriffes, werde ich mich vor allem 
auf Lukrez‘ Schrift „Von der Natur“ beziehen.  

 

Nach Lukrez ist der Ursprung der Welt und da-
mit aller Realität auf eine geringe Abweichung 
zurückzuführen und damit nicht auf ein Prinzip 
oder Logos. Interessant ist hier der Ausdruck, 
den er verwendet: „exiguum clinamen principio-
rum“. „Exiguum clinamen“ kann als 
„geringfügige Neigung“ übersetzt werden. An 
dieser Stelle möchte ich einen für die Interpreta-
tion entscheidenden grammatikalischen Hinweis 
geben: „principiorum“ steht im Genitiv Plural. 
Damit bestimmen nicht nur vollständige und da-
mit unbewegliche Prinzipien die Handlung im 
Satz, sondern Prinzipien, die von ihrer Neigung, 
Beugung, Abschwächung oder Herabsetzung be-
stimmt sind. Nicht das Prinzip ist Grund für die 
Entstehung der Welt, sondern das Clinamen der 
Prinzipien, somit ihre geringe Neigung. Zusam-
menfassend: Am Anfang war nicht nur ein einzi-
ges Prinzip, sondern viele (principiorum, Genitiv 
Plural) und nicht die Prinzipien selbst, sondern 
deren geringe Neigung.  

In den folgenden Ausschnitten aus dem Gedicht 
von Lukrez wird weiterhin deutlich, dass die Ato-
me vor deren Abweichung noch-nicht existierten, 
da sie immer-noch in einem parallelen Regen ins 
Leere fielen. Durch deren Abweichungen und 
Zusammenballungen entsteht nicht nur die Welt, 
sondern überhaupt erst die Atome. Atome sind 
nämlich vor ihrer Begegnung und Abweichung 
bloß abstrakt und haben in diesem Sinne noch 
keine bestimmte Existenz:  

 

Dies noch wünsch‘ ich hierbei dir recht zur 
Kenntnis zu bringen:  

Wenn sich die Körper im Leeren mit senk-
rechtem Falle bewegen,  

Durch ihr eigen Gewicht, so werden sie 
wohl in der Regel  

Irgendwo und -wann ein wenig zur Seite 
getrieben,  

Doch nur so, daß man sprechen kann von 
geänderter Richtung.  

Wichen sie nicht so ab, dann würden wie 
Tropfen des Regens  

Gradaus alle hinab in die Tiefe des Leeren 
versinken.  

Keine Bewegung und Stoß erführen als-
dann die Atome,  

Niemals hätte daher die Natur mit der 
Schöpfung begonnen.“ 

[… ] 

„Ebenso mußt du daher auch bei den Ato-
men gestehen,  

Daß noch ein anderer Grund zur Bewe-
gung, außer den Stößen  

Und dem Gewichte, besteht, woraus die 
uns eigene Kraft stammt.  

Denn aus Nichts kann nie (dies sehen wir) 
Etwas entstehen.  

Nämlich die Schwere verhindert, daß alles 
durch Stöße bewirkt wird 

Gleichsam durch äußre Gewalt; doch daß 
den Geist in uns selber 

Nicht ein innerer Zwang bei allen Geschäf-
ten behindert,  

Und er als Opferlamm nicht zum Dulden 
und Leiden verdammt ist,  

Dies ist der Lotabweichung der Urelemen-
te [exiguum clinamen principiorum] zu 
danken,  

Die, so klein sie auch ist, durch den Ort 

und die Zeit nicht beschränkt wird.10 

 

Existenz ist erst durch Abweichung möglich. Aus 
dieser Erkenntnis heraus entwickelt Althusser 
seinen Materialismus der Begegnung. Demnach 
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setzt die Philosophie nicht erst Prinzipien, um 
Existenz zu gewähren, sondern sie an-erkennt, 
dass es eine „Tatsache der Kontingenz“11 als 
„transzendentale Kontingenz“ gibt. Die Kontin-
genz als Abweichung der Atome ist die Bedin-
gung der Möglichkeit für die Entstehung der 
Welt.  

Analog zu Lukrez weist auch der Philosoph Mar-
tin Heidegger (1889-1976) die Fragen nach Prin-
zipien für den Ursprung der Welt zurück. Hei-
deggers Philosophie des „Es gibt“ als Er-eignis 
oder Geworfenheit in der Welt, erschließt das 
Phänomen der Welt als Gabe, welche sich uns in 
der Faktizität ihrer Kontingenz erst eröffnet.12 
Damit wird die Tatsache oder Faktizität von Ato-
men erinnert, die sich in einem Fall befinden und 
jederzeit bereit sind, sich zu begegnen.  

 

Abstraktion 4, Europa als thematischer 
Rahmen: Der Text wartet in seinem Geschrie-
ben-Werden in gewisser Weise darauf, dass ein 
kontingentes Moment passiert, in welchem der 
thematische Rahmen „Europa“ berührt wird.  

Es ist eine Gradwanderung: Kontingenz braucht 
das Moment der Unverfügbarkeit oder Unmittel-
barkeit, sodass bis zuletzt immer-noch etwas üb-
rigbleibt, das nicht aufgeht.  

Was macht das Geschriebene, wenn es einen 
Rahmen bekommt? Zunächst lässt es eines nicht 
mit sich tun, und zwar ein-gerahmt zu werden. 
Vielmehr bewegt es sich und wartet, bis eine 
Möglichkeit der Begegnung mit dem Thema 
„Europa“ passiert. Der Begriff „Europa“ ist inso-
fern abstrakt, als dass er schwer zu fassen ist. 
Schwer zu fassen ist der Begriff, weil er unendlich 
viele Aspekte, Perspektiven, Kontexte, Situatio-
nen usw. umfasst. Europa ist somit zunächst ein-
mal als abstrakter Kontext ein pluraler Kontext.  
Philosophie kann Abstraktionen gut gebrauchen.  

 

Was macht performative Philosophie? Auch abs-
trahieren, jedoch mit einer zusätzlichen Färbung: 
„Europa“ soll auch in bestimmte Kontexte abstra-
hiert werden. Bestimmte Kontexte sind hier kei-
ne einzelnen im Sinne von in sich ein- und abge-
schlossene Kontexte, sondern immer inter-
Kontexte, die sich in An-grenzung zu anderen 
befinden. Was mich hier interessiert, ist vor al-
lem „Europa“ als interkulturellen Kontext zu be-
trachten. Die größte Abstraktion, die versucht 
wird, in diese Kontexte zu über-setzen oder viel-
mehr zu ver-setzen im Sinne von ver-schieben, ist 
diejenige der „Systematischen Offenheit“. Diese 
Abstraktion ist vor allem von Hegels dialekti-
scher Philosophie inspiriert, die ich nun versu-
chen werde, genauer darzustellen.  

 

Abstraktion 5, erste Annäherung: Syste-
matische Offenheit: Die Frage nach systemati-
scher Offenheit und Pluralismus fragt nach der 
Vereinbarkeit von Einheit (System) und Vielheit 
(Pluralismus und Offenheit). An dieser Frage ist 
vor allem die Dynamik des Widerspruches oder 
Dichotomie interessant. Als systematische Philo-
sophie werden nicht postmoderne oder post-
strukturalistische Philosophien bezeichnet, son-
dern vor allem idealistische Philosophien.  

Man könnte der Einfachheit halber sagen, dass 
die meisten Philosophien vor Hegel (Hegel inklu-
sive) bis ins 19. Jhd. idealistisch sind. Was sich 
nach dem Idealismus zeigt, ist ein sturer Meta-
physikverdacht und ein Ausbruchversuch aus 
angeblich starren Denksystemen, vielfach durch 
die Analyse von Diskursen.  

In Bezug auf das Konzept systematischer Offen-
heit lässt sich an einem bestimmten Punkt eine 
Nähe zwischen idealistischer und postmoderner 
Philosophie herstellen. Systematische Offenheit 
und der Postmodernismus sind sich uneinig, ob 
es ein einziges Ganzes gibt. Bei einem Punkt 
stimmen sie jedoch überein: Es gibt keine Meta-
perspektive im Sinne einer Metanarrative wie sie 
vom Philosophen Jean François Lyotard (1924-
1998) thematisiert wird.13 Es gibt somit keine 
Narrative, die von einem universalen und absolu-
ten Standpunkt aus erzählt und dabei alle einzel-
nen und begrenzten Perspektiven darin zusam-
menfasst. Es ist nämlich klar, dass dieses 
Denkszenario kein offenes Denksystem sein 
kann. Systematische Offenheit braucht kein Äu-
ßerliches und damit keine transzendente und 
ordnungsstiftende Narrative.  

 

Abstraktion 6, Hegels Dialektik: Ein Ver-
ständnis von Hegels Dialektik zu erlangen – so 
wird das üblicherweise im ersten Hegel-Seminar 
an der Universität gesagt – dauert mindestens 
etwa zwei Jahre. Hegels Denken ist vor allem 
aufgrund seines hohen Komplexitätsgrades be-
kannt. Darin gibt es nichts, das fixierbar sei: kei-
ne Definition, kein Begriff, keine bestimmte Ka-
tegorie. Die Komplexität, die mit einem solchen 
Denken einherkommt, soll an einem Zitat darge-
legt werden, das ein Versuch ist über Hegel zu 
schreiben.  

Fraglich bleibt, ob Sekundärliteratur zugängli-
cher ist als Hegels Texte selbst:  

 

„Jedes Positive ist das Gegenteil sei-
nes Gegenteils. Das Negative ist das 
Gegenteil jedes Positiven. Also ist das 
Negative das Gegenteil seiner selbst. 
Es ist nämlich das Gegenteil von 'das 
Gegenteil seines Gegenteils'.“14  
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Dieses Zitat ist eine wunderbare Darstellung He-
gels Dialektik, die sich nicht nur auf die verein-
fachte Form von „These, Antithese und Synthese“ 
reduziert. Hegel vereinfacht darzustellen, indem 
seine Denkkategorien auseinandergenommen 
werden, um diese dadurch besser analysierbar zu 
machen oder linear aufzustellen – wie etwa in der 
Darstellung seiner Dialektik als: These – Antithe-
se – Synthese –, ist einfach nur eines, und zwar 
falsch.  

Hegel zwingt einen in ein Exerzitium seiner 
Denkbewegungen. Wenn ich das Negative als 
vom Positiven unterschiedene versuche zu den-
ken, dann kann ich dies nicht zweidimensional 
machen, sodass es nur ein Positives und sein Ne-
gatives gibt, sondern mindestens dreidimensio-
nal: Das Negative als das zum Positiven Unter-
schiedene muss sich als solches Unterschiedene 
mitdenken. Der Selbstbezug des Negativen er-
folgt selbst auf negative Weise. Damit hebt sich 
das Negative in seiner Negation als Negation der 
Negation selbst auf. Zusammengefasst: Das Un-
terschiedene muss sich in seiner Unterschieden-
heit als Unterschiedenes mitdenken. Wichtig bei 
Hegel ist, dass dialektisches Denken die Unmög-
lichkeit darstellt, zwei Seiten eines Widerspru-
ches voneinander zu trennen und damit als Posi-
tionen festzuhalten.  

 

[…] die Erkenntnis des logischen Sat-
zes [ist], daß das Negative ebenso-
sehr positiv ist oder daß das sich Wi-
dersprechende sich nicht in Null, in 
das abstrakte Nichts auflöst, somit 
bestimmte Negation ist; daß also im 
Resultate wesentlich das enthalten 
ist, woraus es resultiert. […] Indem 
das Resultierende, die Negation, be-
stimmte Negation ist, hat sie einen 
Inhalt. Sie ist ein neuer Begriff, aber 
der höhere, reichere Begriff als der 
vorhergehende; denn sie ist um des-
sen Negation oder Entgegengesetztes 
reicher geworden, enthält ihn also, 
aber auch mehr als ihn, und ist die Ein-
heit seiner und seines Entgegengesetzten. 
– In diesem Wege hat sich das System 
der Begriffe überhaupt zu bilden – und in 
unaufhaltsamem, reinem, von außen 
nichts hereinnehmendem Gange sich zu 

vollenden.15 

 

Hegels Dialektik, könnte man sagen, ist: Position, 
Negation der Position und Negation der Negation 
als bestimmte Negation. Der Negationsprozess 
als Negation einer Position bedeutet nicht, dass 
alle Aspekte dieser Position abgelehnt werden 
und somit die Position insgesamt aufgelöst ist. 

Die Position negiert sich zunächst einmal durch 
sich selbst, somit durch ihre eigenen inneren 
Standards und nicht durch äußere.  

Das ist wichtig zu betonen: Die Bewertung durch 
äußere Standards ist nach Hegel dogmatisch. Die 
Position kann sich nicht vollständig selbst negie-
ren, sondern nur durch bestimmte Aspekte. Dass 
eine Position negiert ist, heißt hier nicht, dass sie 
ausgelöscht wird, sondern dass sie und ihr Entge-
gengesetztes wieder in eine neue Denkbewegung 
aufgenommen werden.16  

 

Ein dialektischer Satz bei Hegel wäre der soge-
nannte „spekulative“ Satz: „Die Pflanze ist – eine 
Pflanze“17. Spekulativ ist hier so zu verstehen, 
dass die Pflanze nicht-nur eine Pflanze ist, son-
dern immer dabei ist eine Pflanze zu werden. 
Wie kann man diesen Gedanken besser nachvoll-
ziehen und dabei vor allem verstehen, dass „eine 
Pflanze ist eine Pflanze“ nicht nur tautologisch 
ist? Wenn die Pflanze mit sich selbst absolut 
identisch sein würde, dann gäbe es sie nicht. Sie 
würde in ihrer Pflanzen-Totalität aufgehen und 
darin bestimmungslos sein. Erst in dem Moment, 
in dem sich die Pflanze als Pflanze selbst ver-
sprachlicht und damit setzt, tritt sie in einen mi-
nimalen Unterschied zu sich selbst und ist nicht-
nur Pflanze, weil sie nie-ganz Pflanze sein kann. 
Ab diesem Moment wird sie zur Pflanze, ohne 
ihre minimale Differenz zu sich selbst aufzuge-
ben. Damit löst sie sich nicht in ihre Totalität als 
Pflanze und hört damit auf, Pflanze zu sein. In 
ihrer Bestimmung gibt es stets einen Rest oder 
Überschuss, welcher sich in ihrem von-sich-
selbst-unterschieden-Sein zeigt.  

Die Pflanze ist von sich selbst unterschieden und 
auch ident, und zwar beides zugleich, jedoch nur 
so, dass die Identität der Pflanze Identität von 
Identität und Unterschied ist und nicht nur Iden-
tität und Unterschied.  

Die Identität der Pflanze als Identität mit sich 
selbst, ist bei Hegel in der Identität von Identität 
und Differenz mitbedacht und nicht von außen 
übergestülpt. Das ist entscheidend. An dieser 
Stelle möchte ich mich bei den Lesenden für die 
Komplexität der Gedankengänge entschuldigen. 
Es bleibt ein mühsames Exerzitium.  

 

Abstraktion 7, Hegel und der Anfang:  

Am Ende der Wissenschaft der Logik (eines sei-
ner Hauptwerke neben der Phänomenologie des 
Geistes) schreibt Hegel, dass die „Realisierung 
des Begriffs“ nicht im Anfang liege. Die Begriffe 
und die Kategorien, die er entwickelt, generieren 
sich erst in ihrer Vernetzung zueinander und so-
mit auch erst in ihrem Bedeutungszusammen-
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hang:  

In der Tat hat die Forderung, das Sein 
aufzuzeigen, einen weiteren inneren 
Sinn, worin nicht bloß diese abstrakte 
Bestimmung liegt, sondern es ist da-
mit die Forderung der Realisierung 
des Begriffs überhaupt gemeint, wel-
che nicht im Anfange selbst liegt, son-
dern vielmehr das Ziel und Geschäft 
der ganzen weiteren Entwicklung des 
Erkennens ist.18 

 

Wie in einer Komposition die Tonfolgen, werden 
in der Wissenschaft der Logik Motive immer wie-
der aufgenommen und aufeinander verwiesen. 
Erst im Zusammenhang ergibt sich eine Struktur 
oder System beziehungsweise eine Tonalität. He-
gel ist somit ein serieller und kein linearer Den-
ker. Wenn man versuchen wollte, den Anfang bei 
Hegel zu bestimmen, dann ist es ein Einfaches 
und Allgemeines, weil dadurch seine Mangelhaf-
tigkeit aufgezeigt werden kann. Das Allgemeine 
ist als Moment zu verstehen, welches sich noch 
nicht konkretisiert und bestimmt hat.  

Man könnte sagen, es ist der Anfang als das am 
wenigsten positiverbare oder fixierbare. In die-
sem Sinne ist Hegel Materialist, weil er, wie der 
Materialismus, keinen bestimmten Anfang im 
Sinne eines Prinzips oder Ursprunges setzt.  

der Anfang des Philosophierens erst im Philoso-
phieren selbst gesetzt werden kann und somit 
nicht von Anfang an besteht, begleitet der Anfang 
als etwas Unmittelbares Hegels gesamtes Werk. 
Das Unmittelbare dieses Anfanges ist das Unbe-
kannte, das Neue, das als solches erst erfasst bzw. 
vermittelt werden muss. 

 

Bild 3, interkulturelles Beispiel: Nun ist der 
Punkt erreicht, in dem die Abstraktion ver-setzt 
werden will. Als ich nach einer Reise von 
Norditalien nach Süditalien aus dem Bahnhof 
stieg und dort von Freunden und Freundinnen 
begrüßt wurde, geschah unmittelbar etwas Hoch-
vermitteltes: wir begrüßten uns. In meiner allge-
meinen subjektiven Erfahrung begrüßen sich Ita-
liener und Italienerinnen gerne mit Wangenküs-
sen. Ein, zwei, ich aber setzte für den dritten 
Kuss an und da passierte es: Mir kam keine Wan-
ge entgegen. Dieses Moment kann in Bezug auf 
die Abstraktionskomplexe, die ich versucht habe 
aufzubauen, auf zwei Weisen interpretiert wer-
den: Im Sinne Lukrez‘ Clinamen, die Althusser in 
seinem Materialismus der Begegnung aufnimmt, 
geschieht eine Abweichung — aber wovon? Eine 
Abweichung von einer Begrüßungsgewohnheit. 
Diese Abweichung zeigt mir in einem kontingen-
ten Moment interkultureller Begegnung auf, wie 

mannigfaltig die Arten und Weisen sind, sich zu 
begrüßen.  

Mit Hegels Begriffen kann die Situation in ihrer 
Unmittelbarkeit und zugleich Vermittlung gedeu-
tet werden.19 Mit dem dritten Kuss tritt ein pein-
licher Anfang auf, indem sich die Bestimmtheit 
einer Begrüßungsart in ihrer Bestimmtheit und 
Vermitteltheit entlarvt und damit ihre Unbe-
stimmtheit und Unmittelbarkeit aufzeigt. Sie 
stellt sich als nur eine mögliche Art und Weise 
heraus, sich zu begrüßen.  

 

Das Moment, in dem etwas scheitert, wie der 
dritte Kuss, zeigt eine Bewegung auf, die noch-
nicht in sich vollendet ist und nur so in Bewe-
gung bleiben kann. Dadurch, dass meine Begrü-
ßungsform in der Konfrontation mit einer ande-
ren auch selbst anders wird, wird der negative 
Rückbezug auf meine eigene Begrüßungsgewohn-
heit hergestellt.  

In ihrer Zurückgeworfenheit kann ich meine Ge-
wohnheit dahingehend immanent prüfen, ob sie 
in dieser Situation „passend“ oder „angebracht“ 
war. Das Anpassungsmoment entsteht dadurch, 
dass ich meine eigenen Vorstellungen und Ge-
wohnheiten, die durchdringt sind von einer 
ihnen immanenten Systematik, rückwirkend ne-
giere, indem ich sie in einem bestimmten kultu-
rellen Kontext überdenke. Das auf sich selbst 
rückwirkende Bewusstsein (Selbstbewusstsein), 
das ich erlange und damit einhergehend die Mög-
lichkeit der Erkenntnis durch meinen Selbstbe-
zug, macht es mir möglich, dasjenige zu tun, was 
in vielen Alltagssituationen, die ähnliche Impli-
kationen vorweisen, notwendig ist zu tun, und 
zwar sich für das Neue zu „öffnen“.  

 

Es ist ein sehr einfaches Beispiel, das ich gewählt 
habe, um einen Aspekt darzustellen, welches im 
großen Spektrum dessen aufgezählt werden 
kann, was ein plurales Europa ausmacht. Sehr 
viele andere Beispiele könnten an dieser Stelle 
ausgeführt werden. Verschiebungen und Ver-
Setzungen auf in gewisser Weise „komplexere“ 
Beispiele eines interkulturellen Europas sind 
vielfach möglich.  

An dieser Stelle soll noch darauf hingewiesen 
werden, welch wichtigen Aspekt dieses Beispiel 
aufzeigt: inter-kulturelle Begegnungen müssen 
nicht zwangsläufig inter-nationale Begegnungen 
sein. Auch innerhalb Italiens gibt es verschiedene 
Rituale und Gewohnheiten, welche Begegnungen 
bestimmen. Ich würde dafür plädieren, dass wei-
terhin auch inter-personelle Begegnungen bereits 
inter-kulturelle Begegnungen sind.20 Dies soll 
hier jedoch nicht weiter ausgeführt werden. Be-
gegnung bestimmt unseren Alltag und genau hier 
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können abstrakte Gedankengänge, wie in Hegels 
dialektischer Bewegung und Althussers Materia-
lismus der Begegnung eine Inspiration sein.  

 

Bild 4, -Binde-Wörter: Wie die Lesenden viel-
leicht bemerkt haben, habe ich in diesem Text 
oftmals entweder Wörter mit einem Bindestrich 
verbunden, die grammatikalisch kein Bindestrich 
gebrauchen oder Wörter, die im Sinne grammati-
kalischer Kompositionen bereits zusammengehö-
ren, durch einen Bindestrich voneinander ge-
trennt.  

Was der Text anhand dieser stilistischen Ent-
scheidung intendiert, ist ein Versuch, die dialek-
tische Dynamik in der Versprachlichung des 
Denkens darzustellen.  

Noch-nicht. Immer-schon. Nie-ganz. Schon-mal. 
Immer-noch.  

Damit werden eine zeitliche Spannung und Ent-
Spannung ausgedrückt. Der Materialismus ist 
immer-schon und immer-noch da, denn er 
braucht keinen gesetzten Anfang. Die anderen 
Begriffe – noch-nicht, nie-ganz – drücken dialek-
tische Moment aus, worin etwas – eine Position, 
die Pflanze, ein Begrüßungsritual – nie mit sich 
selbst identisch wird. Es gibt immer Momente 
der Lücke oder des Überflusses, welche dialekti-
sche Verschiebungen als Neuanfänge erst ermög-
lichen.  

 

Letzte Abstraktion, womit oder/und wo-
rin soll der Anfang gemacht werden? Ich 
muss es an diesem Punkt zugeben, natürlich bin 
ich einer Intention und damit einem bestimmten 
Zweck in der Entwicklung meiner Gedanken ge-
folgt. Dieser Zweck zeigt sich nun rückblickend in 
der Frage, was es bedeutet, einen Zweck zu set-
zen, und zwar von Anfang an.  

Die Frage hat mich dazu geführt den Zweck in 
seiner negativen Reflexion und damit sogleich als 
Nicht-Zweck zu bestimmen. Mit den Abstraktio-
nen und Bildern habe ich versucht – sowohl im 
Inhalt als auch in der Form des Textes – darzu-
stellen, dass Denken systematisch offen sein 
kann. Klarer wird dies dadurch, dass ein System 
keinen festen Anfang in Form eines Ursprunges 
oder Prinzipes braucht und weiterhin, dass sol-
che Systeme sich ver-setzen lassen können, in-
dem sie in ständiger Ver-änderung, Ver-
schiebung und An-passung sind.  

 

In Rückblick auf den Titel des Textes lässt sich 
nochmals die Frage nach dem „Womit“ oder/und 
„Worin“ ein Anfang gemacht werden soll, stellen. 
Hegel fragt nach dem „Womit“ und kommt da-
mit in eine Bestimmungsbewegung, wo-durch er 

seine Philosophie im Gang der Bewegung erst 
entwickelt. Das „Worin“ ist ein Hinweis auf den 
Materialismus der Begegnung bei Althusser.  

Der Anfang ist nie erst Anfang von allem, son-
dern hat bereits angefangen. Er ist Anfang in ein 
Etwas, das eigentlich nie angefangen hat, weil es 
immer-schon da war. Eine strenge philosophi-
sche Arbeit hätte von mir verlangt, dass ich Alt-
hussers Denken und dasjenige Hegels näher kon-
textualisiere und ihre Ähnlichkeiten und Unter-
schiede genauer bestimme. Das wäre eine durch-
aus interessante Arbeit, zumal Althusser als be-
kannter Spinozist dem Hegelianismus sehr kri-
tisch gegenübersteht. Dies war jedoch nicht mein 
Anliegen.  

Um systematische Offenheit zu denken, kann (1) 
dem Denken nicht von Anfang an ein fixierbarer 
Anfang gesetzt werden und (2) muss dieser An-
fang die gesamte Denkbestimmung des Systems 
begleiten, denn ein solcher Anfang ist dasjenige, 
was die Offenheit des Systems bedingt. Für eine 
Untersuchung beider Gedanken war der Fokus 
auf Althusser mit dem Atomisten Lukrez und 
Hegel wichtig.  

 

Letztes Bild, die sich selbst auflösende Be-
stimmungsbewegung: Die Bewegung, die 
man im Video „Clinamen“ von Anfang an sehen 
kann, ist eine Bestimmungsbewegung: Von der 
Unbestimmtheit hin zur Bestimmung von tan-
zenden Körpern. Was der Künstler hier versucht, 
ist die Tanzbewegungen soweit es geht von ihren 
Bestimmungen (Vorstellungen, Positivierungen, 
Urteilen) zu befreien und auf ihre Simplizität zu 
reduzieren. Erst so kann gezeigt werden wie Tanz 
zum Tanz wird.  

Das Werk hat mich in zweierlei Hinsicht inspi-
riert:  

(1) Die einfache elementare Darstellung hat das 
Moment manifestiert, in dem sich das unmittel-
bare Bild von Atomen in einer Tanzszene zeigt. 
Die tanzenden Körper werden dabei erst sichtbar, 
wenn sie das tun, was sie tun, eben tanzen.  

(2) Die Tanzbewegung fügt sich in eine majestäti-
sche Darstellung eines Gebäudes ein. Solcherart 
prachtvoller Gebäude gibt es viele in Europa. Das 
Gebäude samt Geschichte, Status und Institutio-
nalität löst sich in der Bewegung wieder auf. Das, 
was ist, ist in seiner radikalen Form dargestellt, 
ein in seinen Anfängen immer wieder neu Wer-
dendes. Das Video, welches in einer Vortrags-
Performance zu diesen Themen wiederholt insze-
niert wurde, war eine Darstellung dialektischer 
Wiederholungen mit ihren Verschiebungen hin 
zu neuen Anfängen als Öffnungen von Systemen. 
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Die durch den russischen Angriffskrieg auf die 
Ukraine ausgelöste Fluchtbewegung ist die größ-
te, die die Europäische Union je erlebt hat. Allei-
ne für dieses Jahr ist mit insgesamt bis zu knapp 
neun Millionen Vertriebenen aus der Ukraine zu 
rechnen. (UNHCR, 2022 (7)) Zuvor schufen die 
Machtübernahme der Taliban in Afghanistan und 
der Syrienkrieg ebenso die Notwendigkeit für 
viele Millionen an Menschen ihr Heimatland zu 
verlassen. All das erschütterte und erschüttert 
Europa – Flüchtlingsunterkünfte platzten regel-
recht aus ihren Nähten, rechte Populismen flo-
rierten wie lang nicht zuvor und seit dem Flucht-
jahr 2015 sind mittlerweile über 20 000 Hilfesu-
chende im Mittelmeer ertrunken. (UNHCR, 2022 
(5)) 

 

Wer annimmt, mit einem – im Moment nicht 
absehbaren – Ende des Kriegs in der Ukraine 
würden auch die Fluchtbewegungen nach Europa 
enden, irrt. Weder die Situation in Syrien, Irak 
und Afghanistan noch in Venezuela hat kurzfris-
tig Aussicht auf nachhaltige Stabilisierung. Im 
Jemen herrscht seit Jahren einer der blutigsten 
Kriege der Welt und in der Sahelzone droht Milli-
onen von Menschen der Hungertod infolge der 
unterbleibenden Lebensmittellieferungen im Zu-
sammenhang mit dem Ukraine-Krieg. 

Dem nicht genug, sorgen Klimawandel und Um-
weltzerstörung für die Unbewohnbarkeit man-
cher Weltregionen und verursachen überdies 
weitere Konflikte und Unruhen. 

Umweltzerstörung, Klimawandel, erzwungene 
Landflucht, explodierendes Bevölkerungswachs-
tum, Pandemien, Gewalt, Unterdrückung, Diskri-
minierung sowie daraus hervorgehende Konflikte 
und wiederum daraus resultierende Hunger- und 
Elendssituationen werden immer bedeutsamer. 
Auch internationale Konflikte und Kriegssituatio-
nen nehmen nicht ab, sondern ziehen sich oft – 
wie etwa in Syrien, Jemen und jetzt auch der Uk-
raine – in die Länge. 

 

Wären die EU und Europa nur sekundär oder am 
Rande betroffen, könnte man – wie manche mei-
nen – „ein Auge zudrücken“, abwarten, hoffen 
und vielleicht Zäune bauen. Doch nicht einmal 
jene, die davon kaum betroffen sind, können es 
sich leisten ein solcher passiver Zuschauer zu 
sein – handelt es sich doch zunehmend um glo-
bale Phänomene und solche mit internationaler 
Auswirkung. 

Umso mehr darf Europa als direkt und unmittel-
bar Betroffener nicht zusehen und tatenlos blei-
ben. 

Einerseits ist die Europäische Union mit ihren 
Mitgliedstaaten der Ort auf der Welt, an dem – 
mit großem Abstand zu allen anderen Staaten 
weltweit – die meisten Asylanträge gestellt wer-
den.1 Andererseits findet aktuell genau hier – auf 
europäischem Boden – ein verheerender Krieg 
mit gravierenden Kriegsverbrechen statt, der vie-
le Millionen an primär in die EU Flüchtenden mit 
sich bringt. 

Europa ist somit doppelt unmittelbar betroffen – 
sowohl als weltweit der Ort, an dem internationa-
ler Schutz beantragt und gewährt wird, als auch, 
aufgrund des Ukrainekriegs, als derzeit einer der 
Herkunftsorte, aus denen die meisten Vertriebe-
nen stammen. 

Europa und die Europäische Union sind also wie 
selten zuvor aufgerufen sich einzuschalten und zu 
handeln. 

Die Europäische Kommission hat das erkannt 
und im Herbst 2020 ein „neues Migrations- und 
Asylpaket“ präsentiert. Jetzt – fast zwei Jahre 
später – hat sich jedoch noch immer kaum etwas 
auf diesem Sektor getan. Zu wenig weit gingen 
laut ExpertInnen viele der Vorschläge, zu kurz 
kämen Grundrechte und zu klein bliebe die Tür 
für legale Migration in die EU. Wenn sogar von 
der Fachwelt derart weitreichende Kritik kommt, 
verwundert es kaum, dass auch von politischer 
Seite kein Vorankommen ermöglicht wird. Trotz 
der Dringlichkeit aufgrund zunehmender welt-
weiter Fluchtbewegungen und der starken direk-
ten Betroffenheit Europas, sind die Auffassungen 
der EU-Mitgliedsstaaten in dieser Sache – auch 
im Rat – zu unterschiedlich.  

Angesichts dieser Pattsituation – inhaltlich (teils) 
ungenügende Vorschläge und (folglich) politische 
Abwehrhaltung – ist es höchste Zeit einen Aus-
weg aus dieser misslichen Lage zu finden. Letzt-
lich muss dabei klar sein: Eine europäische Mig-
rations- und Asylpolitik ist nicht eine Frage des 
Könnens oder des Wollens, sie ist eine Notwen-
digkeit. 

Jede Analyse, wenn sie zumindest einen gewissen 
Anspruch an wissenschaftliche Seriosität hat, 
sollte von der Faktenlage getragen werden. Daher 
wird in diesem Artikel2 zunächst ein Blick auf 
Zahlen und Daten3 betreffend der Fluchtsituation 
weltweit und in Europa geworfen, um dann Ver-
besserungs- und Lösungsansätze hinsichtlich des 
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europäischen Umgangs mit Flucht, Vertreibung 
und Migration allgemein zu skizzieren. Eine ge-
nauere Umschreibung und Umsetzung dieser 
hier nur „angeteaserten“ Reformprozesse wird in 
weiterer Folge der europäischen Politik und Ge-
setzgebung überlassen sein. 

 

Flucht weltweit4 

Laut dem letzten Global Trends-Bericht vom 
United Nations High Commissioner for Refugees 
(UNHCR) war die Zahl der weltweit vertriebe-
nen Personen („forcibly displaced persons“) 
Ende 2021 keine geringere als 89,3 Millionen5. 
Aktuelle Schätzungen für dieses Jahr (2022) be-
laufen sich auf gar über 100 Millionen6. Die 
Mehrzahl dieser sind – anders als in Medienbe-
richten häufig der Anschein gegeben wird – Bin-
nenvertriebene. Die auf Daten des Internal Dis-
placement Monitoring Centre7 fußende von UN-
HCR genannte Anzahl beläuft sich auf 53,2 Milli-
onen. Geht man von diesen Daten aus, sind – 
anders gesagt – knapp 60 % aller Flüchtlinge 
Binnenvertriebene. 

 

Ende 2021 gab es also 36,1 Millionen extern 
vertriebene Flüchtlinge8 (gut 40 % aller for-
cibly displaced persons). Hierbei gilt es die 
Gruppe der Asylwerber – also jener Personen, die 
einen Antrag auf internationalen Schutz stellen – 
hervorzuheben. Dies aus dem einfachen Grund, 
dass diese, anders als oft in der öffentlichen 
Wahrnehmung verankert, nur 4,6 Millionen – 
also circa 5 % der weltweit vertriebenen Personen 
insgesamt – ausmachen. Nur ein Zwanzigstel 
aller vertriebenen Personen sucht also um 
internationalen Schutz (etwa Asyl und 
subsidiärer Schutz) an. 

Die große Mehrheit aller Flüchtlinge weltweit 
sind also keine „Asylanten“, dieser despektierli-
che Begriff ist also schon allein aus dem Grund, 
dass er der Realität nicht entspricht, strikt abzu-
lehnen9.  

 

Von den Anträgen auf internationalen Schutz 
werden im Übrigen knapp die Hälfte (49 %) 
positiv entschieden. Wenn man davon aus-
geht, dass die Staaten, in denen diese Anträge 
gestellt werden, die Schutzwürdigkeit gem. der 
Genfer Flüchtlingskonvention (GFK) ordnungs-
gemäß prüfen und die dortigen Behörden dem 
Resultat dieser Prüfung gemäß entscheiden (was 
aufgrund einer teils ausdrücklich restriktiven 
nationalen Asylpolitik nicht einmal immer der 
Fall ist), können die knapp 50 % positiven Ent-
scheidungen als Indiz gegen die zweifelhafte An-
nahme, es handle sich bei den Flüchtenden fast 
ausschließlich um „Wirtschaftsflüchtlinge“10, ge-
sehen werden. 

Was unbegleitete und separierte minderjährige 
Flüchtlinge (UMF) betrifft, kann immerhin be-
richtet werden, dass die Anzahl asylsuchender 
solcher Flüchtlinge seit 2015 insgesamt deutlich 
sank (2015: 110 000; 2021: 27 000), wenngleich 
diese 2010 noch niedriger war (ca. 15 000) und 
diese Daten den realen (deutlich größeren) Um-
fang aufgrund der Tatsache, dass nicht alle Staa-
ten UMF separat einmelden, nicht widerzuspie-
geln vermögen. 

Eine weitere verbreitete geirrte Annahme ist je-
ne, dass die Mehrzahl der weltweiten Vertriebe-
nen nach Europa und Industriestaaten flüchten 
würden. Das ist schon allein aufgrund der bereits 
erwähnten Tatsache, dass fast 60 % aller Flüch-
tenden Binnenvertriebene sind und im Heimat-
land bleiben, unrichtig. Jedoch auch unter den 
extern Vertriebenen, also jenen, die nicht im 
eigenen Heimatland Zuflucht suchen, kommen 
mehr als vier Fünftel (83 %) in Entwick-
lungsländern11 unter (knapp drei Viertel in 
Nachbarstaaten). 

 

Eine erschreckende Tatsache ist zudem, dass ak-
tuell 42 % der Flüchtenden Minderjährige 
sind (unter 18 Jahren). Angesichts dieses Fak-
tums erscheint eine Unterstützung der flüchten-
den Personen – als Gruppe mit einem über-
durchschnittlich hohen Anteil an besonders 
schützenswerten Personen (Kindern und Jugend-
lichen) – von einem menschlich-humanitären 
Standpunkt aus besonders dringend. 

Eine interessant erscheinende demographische 
Realität ist zudem die, dass der genannte Pro-
zentsatz an Minderjährigen unter den Flüchtlin-
gen letztlich um ein Vielfaches höher war als je-
ner unter den internationalen Migranten (ca. 10 
%), während der Prozentsatz an über 50-
Jährigen unter den Flüchtlingen (ca. 8 %) deut-
lich kleiner ist als unter den internationalen Mig-
ranten (ca. 30 %).12 In anderen Worten lässt sich 
also feststellen, dass Flüchtlinge in Summe 
tendenziell jünger sind als internationale 
(nicht flüchtende) Migranten. 

 

Womöglich weniger überraschend erscheinen die 
erstgereihten in der weltweiten Liste der Her-
kunftsstaaten der internationalen Flüchtlinge. So 
wie 2020 kamen auch 2021 mit Abstand die 
meisten Flüchtlinge weltweit aus Syrien 
(6,8 Mio.), gefolgt von Venezuela (4,6 Mio.13) 
und Afghanistan (2,7 Mio.). Angesichts des russi-
schen Angriffskriegs auf die Ukraine und den im 
Juli 2022 bereits 5,7 Millionen in Europa re-
gistrierten Vertriebenen aus der Ukraine, wird 

sich das nun ändern. (UNHCR, 2022 (4)) 

Bei den Aufnahmestaaten sind es entgegen mög-
licher Annahmen in diese Richtung nicht die 
„klassischen“ westlichen Industriestaaten, die 

 
35 

Flucht nach Europa 



 

jeweils am meisten Flüchtlinge aufnehmen. Im 
Gegenteil – unter den „Top 5“ der Aufnahmestaa-
ten (Türkei, Kolumbien, Uganda, Pakistan, 
Deutschland14) befindet sich mit Deutschland nur 
einer dieser Staaten. Während quantitativ die 
Türkei die größte Anzahl an Flüchtlingen 
aufgenommen hat (knapp 4 Mio.), hat – nach 
der Karibikinsel Aruba – der Libanon im Ver-
hältnis zur Bevölkerung die meisten 
Flüchtenden aufgenommen (0,8 Mio. + 0,5 
Mio. UNRWA-Flüchtlinge). Somit ist bei einer 
Bevölkerung von 6,7 Mio.15 im Jahr 2020 fast 
jede fünfte Person im Libanon Flüchtling, wäh-
rend in Deutschland (Platz 5 der Aufnahmestaa-
ten mit 1,3 Mio. Flüchtlingen) bei einer Bevölke-
rung von aktuell knapp 84 Millionen16 nicht ein-
mal jeder Sechzigste Flüchtling ist (1,5 %). Von 
diesen Gesamtzahlen gilt es die Flüchtlinge, die 
tatsächlich Anträge auf internationalen Schutz 
stellen, zu unterscheiden. Wie erwähnt, machen 
diese nur einen Bruchteil der weltweit vertriebe-
nen Personen insgesamt aus (5 %).  

Die „Top 5“ der Staaten, in denen am meisten 
Asylanträge gestellt wurden, sind wohlgemerkt 
fast gänzlich andere als jene fünf genannte Staa-
ten, die am meisten Flüchtlinge aufnehmen. In 
anderen Worten: In den Staaten, die die 
meisten Flüchtlinge aufnehmen, werden 
nicht auch eo ipso die meisten Asylanträge 
gestellt. Es wurden also weltweit allgemein 
verhältnismäßig wenige Anträge gestellt. 
Die meisten und damit verhältnismäßig17 deut-
lich mehr Anträge auf internationalen Schutz 
wurden 2021 in den USA (189 000 neue Asylan-
träge), Deutschland (148 000) und Mexiko 
(133 000) gestellt. In Europa wurden in den letz-
ten Jahren insbesondere auch in Frankreich und 
Spanien eine konstant große Anzahl an Asylan-
trägen gestellt. (UNHCR, 2020; UNHCR, 2021 
(2))  

Allgemein kann überdies gesagt werden, dass die 
insgesamte Anzahl der weltweit vertriebe-
nen Personen seit 2011 stetig steigt.18 Die 
UNHCR-Zahlen bescheinigen etwa, dass 2011 
die Anzahl nicht einmal halb so hoch war 
wie derzeit (38,5 Mio. vs. 2021 89,3 Mio.). Es 
handelt sich somit um eine eindeutige Tendenz, 
gegenüber welcher es – auch im Hinblick auf 
neue Fluchtursachen wie erzwungene Landflucht, 
explodierendes Bevölkerungswachstum, Umwelt-
zerstörung, Klimawandel und Pandemien – gel-
ten wird Wege des Entgegenwirkens zu finden. 

Besonderes Augenmerk verdient weiters die Tat-
sache, dass nur eine äußerst geringe Anzahl 
der extern Vertriebenen, nämlich 3,9 Mil-
lionen Personen, in der Dekade 2010-2019 
in ihr Heimatland zurückkehrte. (UNHCR, 
2020) Nicht nur für sich allein genommen, son-
dern ebenso verglichen mit den beiden Dekaden 

davor (1990-1999: 15,3 Mio.; 2000-2009: 9,6 
Mio.) erscheint diese Zahl alarmierend niedrig 
und legt wohl sowohl eine intensivierte Arbeit an 
einer Stabilisierung der weltweiten Sicherheitsla-
ge zur Verringerung der Notwendigkeit von 
Flucht und der Ermöglichung der Heimkehr, als 
auch an einer verstärkten Integration in den Auf-
nahmestaaten jener, die trotzdem flüchten müs-
sen und denen eine Heimkehr verwehrt bleibt, 
nahe.  

Aufgrund der dargelegten Informationen 
lässt sich somit in besonderem Maße her-
vorheben, dass die Mehrzahl der weltweit 
flüchtenden Personen im Heimatland und 
in (angrenzenden) Entwicklungsländern 
unterkommt und dass nur ein jeweils äu-
ßerst geringer Prozentsatz der externen 
Flüchtlinge tatsächlich um internationa-
len Schutz ansucht und letztlich in ihren 
Heimatstaat zurückkehrt. 

 

Flucht in die EU19 

Diametral anders zur Flucht weltweit, wo wie 
erwähnt nicht einmal 5 % der weltweit vertriebe-
nen Personen auch effektiv einen Antrag auf in-
ternationalen Schutz stellen, sind es in der EU 
deutlich mehr, sodass der Anteil an Flüchtlin-
gen, die auch einen Asylantrag stellen, der 
Gesamtflüchtlingszahl nahe kommt. Mitte 
2021 betrug die Gesamtflüchtlingsanzahl in 
der EU 0,6 % der Gesamtbevölkerung, was 
in etwa knapp 2,5 Millionen Personen aus-
macht. (Europäische Kommission, 2022) Nach 
dem „Pandemiejahr“20 2020 mit lediglich rund 
472 000 Asylanträgen, waren es 2021 mit circa 
632 000 Anträgen wieder ähnlich viele wie in 
den Jahren vor 2020. Dass die Anzahl der Asyl-
anträge im letzten Jahr also satte 25 % der Ge-
samtflüchtlingszahl in der EU ausmachte, veran-
schaulicht die im Vergleich zum weltweiten Ver-
hältnis Vertriebener-Asylantragsteller komplett 
unterschiedliche Lage in Europa. (Eurostat, 2022 
(1)) 

Was die Entwicklung der Zahlen über das letzte 
Jahrzehnt hinweg betrifft, gibt es – wenig überra-
schend – zwei hervorstechende Momente: das 
Jahr 2015, in dem die Asylantragszahlen im Ver-
gleich zum Vorjahr vehement anstiegen (2014: 
594 000; 2015: 1,28 Mio.) und das Jahr 2017, in 
dem die Zahlen wieder abrupt, jedoch nicht in 
gleichem Ausmaß wie der Anstieg 2014-15, fielen 
(2016: 1,22 Mio.; 2017: 677 000). Das aktuelle 
Niveau ist also, verglichen mit den ersten Jahren 
der zweiten Dekade dieses Jahrhunderts (2010: 
235 000; 2011: 282 000; 2012: 307 000), ein 
hohes und, verglichen mit den Jahren 2015 und 
2016, ein niedriges. Seit 2017 hält sich – mit Aus-
nahme des Jahres 2020 – die Flüchtlings- und 
Asylantragstellerzahl konstant auf diesem mittle-
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ren Niveau. (Eurostat, 2022 (1); Eurostat, 2022 
(2)) 

Ein für manche wohl überraschendes Faktum ist, 
dass 2020 mehr als ein Viertel der Asylan-
tragsteller (26 % der Erstanträge21) visumfrei 
und legal in die EU einreiste. (Europäische 
Kommission, 2022) In anderen Worten kann 
nicht davon ausgegangen werden, dass– wie häu-
fig medial und politisch kolportiert bzw. insinu-
iert – so gut wie alle Asylwerber illegal nach Eu-
ropa gelangen.  

Betreffend diejenigen, die tatsächlich nicht legal 
in die EU eingereist sind, lässt sich sagen, dass 
die irregulären Grenzübertritte 2021 (knapp 
200 00022) mehrheitlich (56 %) über den 
Seeweg (ca. 186 000) stattfanden – die Routen 
über das Festland sind also nicht mehr der pri-
märe Ursprung der Flüchtlinge in der EU. Einen 
interessanten Umschwung und allgemein eine 
relativ große Fluktuation gab es weiters im Be-
reich der gewählten Seeroute: Während 2019 die 
östliche Mittelmeerroute die mit Abstand am 
häufigsten gewählte Route war, war es 2020 die 
westliche und 2021 die zentrale Mittelmeerroute. 
Es lässt sich also bei den Seeüberquerungen in 
den letzten Jahren eine gewisse Verlagerung in 
Richtung Westen feststellen. (Europäische Kom-
mission, 2022) 

Während wie erwähnt weltweit knapp die Hälfte 
aller Vertriebenen minderjährig ist, sind in der 
EU nur knapp ein Drittel (2021: 29 %) aller Asyl-
antragsteller nicht volljährig. Auch wenn dieser 
Anteil geringer ist als jener der Minderjährigen 
an der weltweiten Vertriebenenzahl, kann er als 
beträchtlich gesehen werden, zumal die Asylan-
tragsteller in der EU auch generell sehr jung 
sind (51 % zwischen 18 und 34 Jahren im Jahr 
2021). Angesichts dieses hohen Anteils an Perso-
nen im arbeitsfähigen Alter ist im Hinblick eines 
akuten Arbeitskräftemangels in manchen Bran-
chen in Europa das diesbezügliche Potenzial ge-
flüchteter Personen tunlichst zu nutzen. 
(Eurostat, 2022 (3)) 

 

Was die behördliche Beurteilung der Asylanträge 
betrifft, wurde 2021 zirka 257 000 Asylwer-
bern internationaler Schutz23 gewährt. Da-
bei wurden 39 % aller Anträge auf internati-
onalen Schutz erstinstanzlich24 positiv ent-
schieden (112 000 Asyl, 63 000 subsidiärer 
Schutz, 27 000 humanitäres Bleiberecht). Ein 
hierbei besonders interessantes Faktum ist, dass 
in der EU je nach Mitgliedsstaat eklatante 
Unterschiede bei den Prozentsätzen posi-
tiver Entscheidungen gibt. Wurden 2020 in 
Irland 74 % der erstinstanzlichen Verfahren posi-
tiv beschieden, waren es in der Tschechischen 
Republik gerade einmal 10 %. Ein noch größerer 
Graben tut sich zwischen einzelnen EU-Staaten 

bei den Anerkennungsraten bestimmter Her-
kunftsländer entstammender Personen auf. So 
lag etwa die erstinstanzliche Anerkennungs-
quote von Afghanen 2020 in Italien bei 94 
%, während sie in Bulgarien und Kroatien 
bei 1 bzw. 0 % lag.25 (Eurostat, 2022 (2); Eu-
rostat, 2022 (1); Europäische Kommission, 2022) 

Diese Daten sprechen für sich und werfen auf-
grund ihrer einzelstaatlichen Unterschiedlichkeit 
Fragen nach der Rechtmäßigkeit der Verfahren in 
manchen Mitgliedstaaten auf. Zweifelsohne legen 
sie zumindest ein auf-den-Grund-Gehen nahe, 
wenn nicht eine EU-weite verstärkte Harmonisie-
rung der Verfahrensbedingungen sowie ein Ein-
greifen in Fällen unangemessener Umsetzung 
dieser. Eine gleiche bzw. gleichwertige Be-
handlung von gleichgelagerten Fällen 
über nationalstaatliche Grenzen hinweg 
wäre bei einer auf gemeinsamen humani-
tären Werten26 fußenden Union jedenfalls 
von sich aus naheliegend und angebracht. 

 

Was das Rechtsmittelverfahren betrifft, wur-
de in gut einem Drittel der Fälle (35 %) – 
also etwas seltener als im erstinstanzlichen Ver-
fahren – positiv entschieden, was einerseits 
die große Bedeutung weiterer (auf die ers-
te folgende) Instanzen im Asylverfahren 
aufzeigt. Andererseits spricht diese hohe Anzahl 
nicht unbedingt für die Qualität und Standhaf-
tigkeit der erstinstanzlichen Entscheidungen der 
letzten Zeit. Auch im Rechtsmittelverfahren zei-
gen sich eklatante Unterschiede bzgl. der 
Anerkennungsquoten: Während 2020 in Bul-
garien und in Österreich 90 % bzw. 62 % dieser 
Verfahren positiv ausgingen, war in Lettland, 
Ungarn und Portugal im genannten Jahr keine 
einzige Entscheidung positiv. (Eurostat, 2022 
(2); Eurostat, 2022 (1); Europäische Kommissi-
on, 2022) 

Die Haupt-Herkunftsländer der in der EU 
ankommenden Flüchtenden decken sich 
in etwa mit jenen weltweit. So kamen 2021 
auch die Asylerstantragsteller in der EU zumeist 
aus Syrien (22 %) und Afghanistan (18 %), wenn-
gleich VenezolanerInnen einen geringeren Pro-
zentsatz ausmachen (3 %). (Eurostat, 2022 (2); 
Europäische Kommission, 2022) 

Hier fand 2022 durch den russischen Angriffs-
krieg gegen die Ukraine jedoch eine wesentli-
che Änderung statt, sodass 90 % aller erstin-
stanzlichen Entscheidungen in der EU im 
ersten Quartal dieses Jahres UkrainerInnen 
betrafen. (Eurostat, 2022 (4)) 

Die „Top 5“ der EU-Mitgliedsstaaten, in 
denen 2021 Erstanträge auf internationa-
len Schutz gestellt wurden (Deutschland: 
28 %, Frankreich: 19 %, Spanien: 12 %, Ita-
lien: 8 %, Österreich: 7 %), erscheinen nicht 
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sonderlich überraschend mit der Ausnahme, dass 
Österreich – anders als in den Jahren davor – 
nun Teil dieser ist. (Europäische Kommission, 
2022) 

Doch auch das wird sich 2022 aufgrund der Ag-
gression gegen die Ukraine ändern angesichts der 
breiten Aufnahme ukrainischer Vertriebener u.a. 
durch Polen und die Tschechische Republik 
teils ändern. (UNHCR, 2022 (4)) 

Davon zu unterscheiden sind jene EU-
Mitgliedsstaaten, in denen 2021 im Verhältnis 
zur Einwohnerzahl die Mehrzahl der erst-
maligen Asylanträge gestellt wurden. Die am 
meisten betroffenen Staaten sind hier teils ande-
re, nämlich Zypern (1,5 je 100 Einwohner), 
Österreich (0,4) und Slowenien (0,2). Ös-
terreich hat damit im Vergleich zum Vorjahr 
(2020), in dem 0,15 Anträge pro 100 Einwohner 
gestellt wurden, einen deutlichen verhältnismäßi-
gen Zuwachs an Asylerstanträgen erfahren. 
(Eurostat, 2022 (2), Europäische Kommission, 
2022) 

Betrachtet man nun die Zahlen der Schutzge-
währungen des letzten Jahrzehnts, ergibt sich 
erneut ein anderes Bild. Laut den diesbezügli-
chen Daten von UNHCR (Stand Mitte 2019)27, ist 
die Anzahl EU-weit in Schweden mit rund 
250 000 anerkannten Flüchtlingen (= 2,5 
% der Bevölkerung) die höchste. In Malta ist 
die Zahl zwar eine niedrigere (8 700), der Pro-
zentsatz an der Bevölkerung aber ebenfalls sehr 
hoch (2 %) im Vergleich zum EU-Durchschnitt 
von 0,6 % der Gesamtbevölkerung (= knapp 
2,7 Mio. aufgenommene Flüchtlinge). Österreich 
gehört ebenfalls mit über 130 000 anerkannten 
Flüchtlingen seit 2010 (= 1,5 % der Bevölkerung) 
und noch vor Deutschland (1,1 Mio. = 1,3 % der 
Bevölkerung) zu den EU-Mitgliedsstaaten, die 
pro Einwohner im letzten Jahrzehnt die meisten 
Flüchtlinge aufgenommen haben. (UNHCR in 
APA, 2020; UNHCR in Europäische Kommissi-
on, 2022) Die genannten Zahlen zeigen somit die 
stark unterschiedliche Betroffenheit der 
EU-Mitgliedsstaaten was die Anteile an 
Asyl- und subsidiär Schutzberechtigten im 
Vergleich zur restlichen staatlichen Bevölkerung 
betrifft auf. Nichtsdestotrotz sind die Prozents-
ätze auch in den am meisten betroffenen 
Staaten grundsätzlich niedrige, da sie 
kaum über ein Fünfzigstel derer Gesamt-
bevölkerung hinausgehen. 

Was die Neuansiedelungen in der EU betrifft, die 
als wichtiger Teil eines sinnvollen Umgangs mit 
der Herausforderung weltweit steigender Flücht-
lingszahlen zu sehen wären, sind die Zahlen 
ebenso niedrige. 2019 wurden rund 21 000 Per-
sonen28 neuangesiedelt, 2020 und 2021 wa-
ren es mit 9 100 bzw. 12 700 Personen (ca. 3 
bzw. 5 % der insgesamten Schutzgewährungen) 

sogar noch deutlich weniger. (Europäische Kom-
mission, 2022; UNHCR, 2022 (6)) Da der Groß-
teil der neuangesiedelten Personen in einige we-
nige EU-Mitgliedstaaten fließt29, ist diese von 
sich aus schon geringe Anzahl in den meisten EU
-Mitgliedsstaaten eine noch reduziertere, die ein-
deutig ausbaufähig wäre.  

Es lässt sich somit feststellen, dass in der 
EU traditionellerweise ein vergleichsweise 
großer Teil der Flüchtlinge auch einen 
Asylantrag stellt, der 2021 in über einem 
Drittel der Fälle auch positiv beschieden 
wurde. Es herrschen jedoch bedeutende 
Unterschiede innerhalb der EU was die 
nationalstaatlichen Anerkennungsquoten 
betrifft, die 2020 erstinstanzlich von drei 
Viertel bis ein Zehntel und im Rechtsmit-
telverfahren von neun Zehntel bis Null 
reichen. Die Einreise in die EU erfolgte zu 
einem nicht unbeachtlichen Teil legal, die 
illegalen Einreisen erfolgten zumeist auf 
dem Seeweg. Während die meisten Er-
stanträge 2021 in Deutschland und Frank-
reich erfolgten, sind die Schutzgewährun-
gen des letzten Jahrzehnts im Verhältnis 
zur nationalen Bevölkerung in Schweden 
und Malta die höchsten, wenngleich der 
Anteil der Schutzberechtigten an der Ge-
samtbevölkerung der EU ein nach wie vor 
sehr geringer ist. 

 

Kurzskizzierung möglicher Reformen 

Europa und die Europäische Union wird, wie be-
reits eingangs erwähnt, in den kommenden Jah-
ren und Jahrzehnten zunehmend von umfangrei-
chen Flucht- und Migrationsbewegungen betrof-
fen sein. Klimatische Veränderungen, Umwelt-
zerstörung sowie andauernde nationale und in-
ternationale Konfliktsituationen stehen exempla-
risch für etliche neue Flucht- und Migrations-
gründe (Hoffmann/Muttarak, 2021; Abel et al., 
2019), denen unser Kontinent nicht unvorberei-
tet und versunken in Einzelstaatlichkeit gegen-
überstehen sollte.  

Um uns und Europa für die Zukunft zu rüsten, 
bedarf es daher einer Vielzahl von Reformen. 

 

So scheint es etwa unumgänglich auf einem fak-
tenbasierten und wahrheitsgetreuen Diskurs zum 
Thema Migration und Flucht zu bestehen. 

Denn ganz allgemein wurden im öffentlichen, 
politischen und medialen Diskurs der letzten 
Jahre nachweislich vermehrt negativ besetzte 
sprachliche Mittel verwendet, um über Flüchten-
de zu sprechen und die beiden Konzepte der 
Flucht und Migration zu vermischen. Dazu zäh-
len eine vermehrte „Normalisierung“ einer Rhe-
torik der Ausgrenzung, die immer weniger be-
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wusst wahrgenommen wird, die Unterstellung 
unlauterer Absichten der Flucht oder die Darstel-
lung von Flüchtlingen als physische oder wirt-
schaftliche Gefahr. (Rheindorf/Wodak 2020: 128
-134; Wodak, 2021)  

 

Nicht zuletzt deshalb wird es entsprechende In-
formations- und Bildungsinitiativen sowie 
Leitlinien für sachliche Berichterstattung 
brauchen. Zugleich sollten vermehrt auch Erfah-
rungen und Erzählungen von Geflüchteten, teils 
im O-Ton durch diese selbst, im medialen/
öffentlichen Diskurs dargestellt werden und auch 
die Vorteile von Migration und geordneter huma-
nitärer Aufnahme für die Zielländer und Aufnah-
megesellschaften – etwa zur Bewältigung des 
Fachkräftemangels (CEDEFOP, 2016) – benannt 
werden. Angesichts von zahlreichen Vorurteilen 
der ansässigen Bevölkerung und teils Fremden-
hass wird es außerdem neben intensivierter Auf-
klärung auch Schulungen zur Stärkung der Kom-
petenz im Umgang mit (negativen) Gefühlen 
brauchen, etwa für SchülerInnen, LehrerInnen 
und JournalistInnen. 

 

Weiters sollten leidtragende, verfolgte Menschen 
nicht – wie häufig der Fall aufgrund der limitier-
ten regulären Einreisemöglichkeiten – automa-
tisch in der Illegalität verortet werden. Im Gegen-
teil: Die Schaffung echter legaler Flucht- 
und Migrationswege nach Europa ist eine 
Notwendigkeit, um Schleppern das Handwerk zu 
legen und dem Sterben tausender Menschen im 
Mittelmeer ein Ende zu setzen. Das nicht zuletzt 
auch aufgrund der erwähnten Diversifizierung 
von Fluchtursachen. Denn die Genfer Flücht-
lingskonvention sieht derzeit weder für Klimaver-
triebene noch Personen, die durch Gewaltprozes-
se und Kriege wie jenen aktuell in der Ukraine 
vertrieben werden, Schutz vor. Daher sind diese 
Personen auf den good will der Staaten, in die sie 
sich begeben, angewiesen. 

 

Dass die EU mit der Anwendung der Richtlinie 
Vorübergehender Schutz infolge Massenzustrom 
(Europäische Union, 2001) Menschen aus der 
Ukraine Schutz gewährt, ist zweifelsohne richtig 
– doch dieser Schutz ist nur temporär und Ver-
triebene aus anderen Staaten (wie etwa viele Af-
ghanInnen) schauen durch die Finger. 

Daher sollten Instrumente geschaffen werden, 
die legale Wege für diese Vertriebenen, die recht-
lich oft nicht als Flüchtlinge eingestuft werden, 
jedoch faktisch ebenso nicht freiwillig migrieren 
und unterstützenswert sind, schaffen. Eine ver-
pflichtende – und nicht wie aktuell rein durch 
das Ermessen der Mitgliedstaaten bedingte – 
automatische Aktivierung der genannten Richtli-

nie bei Vorliegen einer bestimmten Mindestzahl 
von Vertriebenen in der EU wäre daher von Nö-
ten. Außerdem scheint im Zusammenhang mit 
der Schaffung legaler Fluchtwege eine Erweite-
rung von geordnetem Resettlement sinn-
voll. Das alleine aufgrund der vielen Vorteile ei-
nes solchen – geordnetes Prozedere/
Vorabprüfung, Sicherheit, Reduktion von Schlep-
perei sowie viele weitere. Für die EU wäre die 
Etablierung von von den Mitgliedsstaaten zu er-
füllenden Resettlement-Mindestquoten wie die 
von Migrationsforscher Gerald Knaus geforderte 
0,05 % der Bevölkerung-Regel (Breyton, 2021) 
ein wichtiger Schritt in die richtige Richtung. 

Gleichzeitig kann die Schaffung legaler Mig-
rations- und Fluchtwege in die EU einen 
wichtigen Beitrag zur Bewältigung des eklatanten 
Personalmangels in manchen Sektoren leisten. 
Auch in Anbetracht der Tatsache, dass nur eine 
sehr geringe Anzahl der Personen nach erfolgter 
Flucht wieder in ihr Heimatland zurückkehrt 
(UNHCR, 2020)30 – ist es wesentlich alle zu uns 
Geflüchteten ehestmöglich bei der Integration zu 
unterstützen. Die Schaffung europäisch harmoni-
sierter Patenschaftsmodelle etwa würde Integra-
tion europaweit vorantreiben31 und zugleich zu 
einer Annäherung der lokalen Bevölkerung und 
der Geflüchteten führen. 

 

Studien haben außerdem gezeigt, dass Arbeits-
marktintegrationsmaßnahmen besonders 
bei Flüchtlingen eine hohe Erfolgsquote haben 
und sich somit lohnen. (Andersson Joona/Nekby, 
2012; Sarvimäki/Hämäläinen, 2016; Dahlberg et 
al., 2020) Große Hürden, die es mit dem Ziel 
möglichst rascher Integration der/des Betroffe-
nen zu beseitigen gilt, stellen jedoch nach wie vor 
der in vielen Mitgliedsstaaten verwehrte Arbeits-
marktzugang für Asylwerbende sowie der häufig 
schwierige Umstieg von der Asyl- in die Migrati-
onsschiene – wie beispielsweise der Umstieg auf 
einen EU-Daueraufenthalt – dar. Folglich wird 
ein Zugang zum Arbeitsmarkt ab Tag eins für 
Asylwerbende und Geduldete sowie ein verein-
fachter Umstieg auf andere Aufenthaltstitel über-
all in der EU unumgänglich sein, um das Potenzi-
al von Flüchtlingen für den europäischen Arbeits-
markt möglichst effektiv zu nutzen. 

Zudem sollte die EU, wenn sie weiterhin den An-
spruch stellt Vorreiter im Bereich Grund- und 
Menschenrechte zu sein, die eigenen Prinzi-
pien, wie sie in der Europäischen Grund-
rechtecharta und der Europäischen Menschen-
rechtskonvention festgeschrieben sind, wieder 
großschreiben und eine lückenlose Anwendung 
dieser sicherstellen. 

Im ersten Artikel der Europäischen Grund-
rechtecharta heißt es: „Die Würde des Menschen 
ist unantastbar. Sie ist zu achten und zu schüt-

Flucht nach Europa 

 
39 



 

zen.“ Weitere Artikel dieser verankern das Recht 
auf Unversehrtheit der Person (einschließlich des 
Verbots unmenschlicher Behandlung; Art. 3 und 
4), das Recht auf Achtung des Privat- und Famili-
enlebens (Art. 7), eine angemessene Gesund-
heitsversorgung (Art. 35) und besondere Rechte 
für Kinder (Art. 24). Nicht zuletzt schreibt Art. 18 
auch die Gewährleistung des Rechts auf Asyl fest. 
(Europäische Union, 2016) 

All diese Grundrechte werden den zu uns kom-
menden Flüchtlingen nachweislich32 nicht immer 
in vollem Umfang gewährt. Um Pushbacks, Mas-
senrückschiebungen, menschenunwürdige 
Flüchtlingslager und grundrechtlich fragwürdige 
bzw. politisch instruierte (Schnell-)Asylverfahren 
tunlichst zu vermeiden, könnten Lösungsansätze 
einerseits in verstärkten Transparenzvorschriften 
und der Etablierung von Kontrollmechanismen 
für EU-Agenturen wie Frontex liegen. Anderer-
seits scheinen u.a. die Forcierung einer lückenlo-
sen, intensivierten Ahndung von Pushbacks so-
wie die Schaffung eines unabhängigen Grenzmo-
nitorings an den EU-Außengrenzen praktikable 
Verbesserungsoptionen33. Ebenso sollte die ange-
messene Behandlung besonders vulnerabler 
Gruppen wie Kinder und Traumatisierter sicher-
gestellt werden, etwa durch eine verstärkte Iden-
tifizierung dieser am Fluchtweg und spezifische 
Schulungen für Grenz- und Verwaltungspersonal 
sowie einer eigenen EU-Richtlinie für Kinder-
schutz im Asylkontext.34 

Des Weiteren benötigt es für eine im Asyl und 
Migrationssektor glaubwürdige EU auch 
Rechtssicherheit und entsprechende Entschei-
dungsfindungsmechanismen. 

In vielen Teilbereichen des Asylrechts bestehen 
zwar europäische Regelungen, diese werden je-
doch vielfach nicht ausreichend und einheitlich 
von den Mitgliedsstaaten umgesetzt35, was wie-
derum die großen Unterschiede in den Anerken-
nungsraten internationalen Schutzes zwischen 
den EU-Ländern erklärt. (Eurostat, 2022 (2); 
Eurostat, 2022 (1); Europäische Kommission, 
2022) Daher scheinen eine konsequente Über-
prüfung der angemessenen Umsetzung und An-
wendung von europäischem Asyl- und Fremden-
recht sowie die verstärkte Einleitung von Ver-
tragsverletzungsverfahren bei unionsrechtswidri-
gem Verhalten der Behörden der Mitgliedstaaten 
erforderlich.  

Zudem steht das im Rat der EU im Sozialbereich 
teils zur Anwendung kommende Einstimmig-
keitsprinzip (Egger in Jaeger/Stöger, 2021) einer 
ganzheitlichen europäischen Vorgangsweise häu-
fig im Weg; Zufallseinigungen und Minimalkom-
promisse sind nicht selten das Resultat36. Um 
den Weg hin zu einem solidarischen und hand-
lungsfähigen Europa effektiv bestreiten zu kön-

nen, wäre es daher zweckdienlich das blockie-
rungsanfällige Einstimmigkeitsprinzip durch de-
mokratische Mehrheitsentscheidungen im 
Sozial-/Asylbereich zu ersetzen. Nur so kann es 
letztlich durchgesetzt werden, dass alle Mit-
gliedsstaaten sich in gleicher Weise an den EU-
Asylaufgaben beteiligen. 

 

Außerdem wäre es zielführend die von der Euro-
päischen Union und ihren Mitgliedsstaaten in-
vestierten Summen für humanitäre Hilfe und 
Entwicklungshilfe zu erhöhen. Dies hat den 
doppelt positiven Effekt der Einsparung von Gel-
dern – da vor Ort ein Euro mehr wert ist als hier 
(OECD, 2021) – und der Reduktion von Flucht- 
und Migrationsbewegungen in Richtung Europa 
– da (Flucht und Migration auslösende) Konflikte 
durch sinnvolle humanitäre Unterstützung erwie-
senermaßen reduziert werden. (Erlanger / de 
Freytas-Tamura, 2015; Lindborg, 2015) Neben 
Unterstützungen im humanitären und Entwick-
lungsbereich könnte insbesondere in menschen-
rechtlich schwierigen und politisch schwer lösba-
ren Pattsituationen wie in Afghanistan auch eine 
verstärkte würdige Aufnahme von Flüchtlingen 
in Nachbarländern vor Ort anvisiert werden. 

Weiters sollten ganzheitliche Migrations-
partnerschaften mit primären Herkunftslän-
dern von Flüchtlingen und MigrantInnen, wo 
Menschenrechte und Grundfreiheiten geachtet 
werden, etabliert werden, die sowohl Rückfüh-
rung als auch Visaerleichterungen, die Vernet-
zung von Gemeinden, Vereinen und Wissen-
schaft sowie Entwicklungskooperation umfas-
sen.37 Zugleich gilt es durch eine angemessene 
Betreuung vor Ort und Reintegrationsmaßnah-
men aus Europa abgeschobenen oder bei der 
Flucht gescheiterten Menschen ein menschen-
würdiges Fortkommen zu ermöglichen.38 

Auch wenn die Umsetzung mancher dieser Re-
formvorschläge noch in weiter Ferne scheint, ist 
es von vorrangiger Bedeutung möglichst rasch 
darauf hinzuarbeiten. Denn wenn die Gangart 
der EU und ihrer Mitgliedsstaaten keine schnel-
lere wird, werden uns künftige Flucht- und Mig-
rationsbewegungen nicht nur hart treffen. Wir 
werden auch um das Potenzial, das sie für Euro-
pa als Arbeitsmarkt und Menschenrechtsvorrei-
ter bergen, gebracht werden. Gleichzeitig handelt 
es sich um eine moralische Frage, wie wir Hilfe-
suchenden gegenübertreten: chaotisch-
überfordert, willkürlich je nach Mitgliedsstaat 
und ablehnend oder gut organisiert, gemeinsam 
und solidarisch. 

Die Notwendigkeit für Europa und seine 
Union Verantwortung zu tragen und – 
spät aber doch – den unentbehrlichen 
Schritt in Richtung eines gemeinsamen 
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solidarischen europäischen Asylsystems 
zu wagen, ist also nicht nur eine faktische, 
sondern ebenso eine moralisch-
menschliche. 

 

Anmerkungen 

1) Auch wenn in der EU weltweit die meisten Asylan-
träge gestellt werden, sind es andere Staaten, die 
die meisten Vertriebenen aufnehmen – siehe hier-
zu den folgenden Artikel „Zahlen und Fakten zur 
Flucht weltweit und in die EU“.  

2) Teile dieses Artikels werden voraussichtlich eben-
falls in einem Sammelband in Kooperation mit 
dem Ersten Vizepräsidenten des Europäischen 
Parlaments, Othmar Karas, und der Migra-
tionsforscherin Judith Kohlenberger publiziert.  

3) Bei den Zahlen und Prozentangaben dieses 
Artikels handelt es sich um gerundete.  

4) Die erwähnten Daten in diesem Artikelteil ent-
stammen folgenden Statistiken: UNHCR, 2022: 
Global Trends: Forced Displacement in 2021, UN-
HCR Statistics and Demographics Section, 
18.06.2022, Kopenhagen, https://
www.unhcr.org/62a9d1494/global-trends-report-
2021; UNHCR, 2022 (3): Global Trends 2021: 
Excel Annex Tables, UNHCR Statistics and De-
mographics Section, Kopenhagen, https://
www.unhcr.org/2021-global-trends-annex.xlsx.  
Außer im Falle anderer bibliographischer Angaben 
entfallen daher die bibliographischen Kurzver-
weise in diesem Teil des Artikels. 

5) Geht man von den beiden UNHCR-Berichten der 
beiden Jahre davor aus, waren es Ende 2019 noch 
79,5 Millionen, Ende 2020 82,4 Millionen forcibly 
displaced persons. Die COVID-19-Pandemie hat 
sich somit nicht reduzierend auf diese Gesamtzahl 
ausgewirkt. (UNHCR, 2020; UNHCR, 2021 (2)). 
Trotz einer gewissen Schwankungsbreite und 
etwaiger Kritiken, die etwa die Breite der von der 
UNHCR-Statistik umfassten als Flüchtende/
Vertriebene betitelte Personengruppe betreffen, 
erscheinen die Daten von UNHCR die ver-
lässlichsten verfügbaren was weltweite 
Fluchtbewegungen betrifft.  

6) Da für 2022 teils noch keine bzw. noch keine fina-
len Daten verfügbar sind, fokussieren sich die in 
diesem Artikel genannten Daten auf das Jahr 
davor und damit primär auf allgemeine 
Fluchtentwicklungen. Außerdem sei damit eine 
eventuell aus den statistisch im Vergleich zu den 
Vorjahren aufgrund des Kriegs in der Ukraine 
markanten Unterschieden u.a. in Flüchtling-
sanzahl und Zielort resultierende Irreführung des 
Lesers / der Leserin vermieden.  

7) Daten von Ende 2020.  

8) Dabei handelt es sich um die Summe aus den 
Flüchtlingen unter dem Mandat von UNHCR und 
dem der United Nations Relief and Works Agency 
for Palestine Refugees in the Near East (UNRWA) 
sowie den Vertriebenen aus Venezuela und den 
Asylwerbern.  

9) Doch auch dort, wo die Anzahl der Flüchtenden in 
etwa jener der AsylwerberInnen entspricht (wie in 
der EU) sollte seine Verwendung tabu sein. Wenn 
Menschen sich aus Angst um ihr Leben aus ihrem 
Heimatland flüchten, ist – um eine einzige 
persönliche Einschätzung darzulegen – nicht Ger-
ingschätzung, sondern Respekt und 
Wertschätzung angebracht. Man sollte also allge-
mein z.B. von „Geflüchteten“ oder „Flüchtlingen“ 
bzw. nach Antragstellung und vor Ende des Ver-
fahrens von „AsylwerberInnen“ und nach 
erhaltenem Asylstatus von „Asylberechtigten“ 
sprechen. 

10) Dieser Terminus ist ebenso zu verwerfen, da sich 
wirtschaftliche Gründe mit keinem der fünf 
Fluchtgründe der GFK in dem Sinne decken, dass 
erstere hinreichend für die Bejahung eines der 
letzteren wären. Zum Thema der Terminologie sei 
ebenfalls auf den in diesem Band enthaltenen 
Artikel von Ruth Wodak „Wie man über Flucht 
und Flüchtlinge spricht: Bestandsaufnahme und 
Alternativen“ verwiesen. 

11) Im UNHCR-Bericht als „Low- and Middle-Income 
Countries” bezeichnet. 

12) Prozentsätze aus Ende 2019. (UNHCR, 2020) 

13) In dieser Zahl sind auch die in der UNHCR-
Statistik als „Venezuelans displaced abroad“ bez-
eichneten Personen enthalten. 

14) Deutschland, Pakistan und Uganda beherbergen 
mit jeweils rund 1,45 Mio. eine zirka glich große 
Population an Flüchtlingen und Asylwerbern. 

15) https://www.unfpa.org/data/world-population/
LB.    

16) https://www.unfpa.org/data/world-population/
DE .  

17) Siehe hierzu etwa die spezifisch die EU be-
treffenden untengenannten Daten. 

18) Trotz der COVID-19-Pandemie und den teils da-
mit einhergehenden geringeren Asylantragszahlen 
in den USA und Westeuropa im Jahr 2020. 

19) Außer im Falle anderer bibliographischer Angaben 
entstammen die in folgendem Artikelteil 
erwähnten Daten dieser Statistik: Eurostat, 2022 
(2): Annual asylum statistics, Eurostat, Luxem-
burg, https://ec.europa.eu/eurostat/statistics-
explained/index.php?
title=Asylum_statistics&oldid=558844. Daher 
entfallen in diesem Fall die bibliographischen 
Kurzverweise dieses Textteils. Wenn diese Statis-
tik gemeinsam mit einer anderen als Quelle dient, 
wird sie jedoch angeführt.  

20) Die Asylantragszahlen in der EU im Jahr 2020 
waren – bedingt u.a. durch die COVID-19-
Pandemie und die gegen sie getroffenen Maßnah-
men – deutlich niedriger als jene der Jahre zuvor 
(2019: 699 000, 2018: 626 000, 2017: 677 000). 

21) 2021 belief sich der Anteil der Antragsteller aus 
visumbefreiten Staaten aufgrund der geringeren 
Antragszahl seitens Lateinamerikanern nur auf 15 
%. (Europäische Kommission, 2022) 
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22) 2020 waren es deutlich weniger, nämlich 125 000, 
jedoch ebenso primär über den Seeweg. 
(Europäische Kommission, 2022)  

23) Wenn sowohl Asyl-, subsidiärer Schutz- und 
Bleiberechtstatus-Anerkennungen zusam-
mengezählt werden. 

24) Laut Daten des Europäischen Unterstützungsbüro 
für Asylfragen (jetzt: Europäische Asylagentur) 
sind über 50 % der Anträge auf internationalen 
Schutz in erster Instanz seit über einem halben 
Jahr anhängig. (EASO in Europäische Kommis-
sion, 2022) Angesichts dieses Faktums und der 
Tatsache, dass sich viele Asylverfahren in der EU 
immer noch über Jahre hinweg zeihen, ist eine 
Beschleunigung dieser (bei zumindest gleicher 
Qualität der Prüfung) unbedingt anzustreben. Zur 
Bedeutung einer dadurch früher möglichen Inte-
gration in den Arbeitsmarkt des Aufnahmestaats 
siehe auch den Beitrag von Bischof Hermann Glet-
tler „Dauerauftrag Integration“. 

25) Die aktuellsten Daten zum ersten Quartal 2022 
liefern aufgrund des weitaus größeren Pro-
zentsatzes positiver Entscheidungen (95 % aller 
erstinstanzlichen Entscheidungen) als bisher ein 
abgemildertes Bild hinsichtlich der Unterschie-
dlichkeit der Anerkennungsquoten unter den 
jeweiligen Mitgliedstaaten. Dennoch besteht eine 
große Divergenz zwischen den 51 % und 58 % pos-
itiver Entscheidungen in Malta und Griechenland 
und den über 90 % in den Visegrád-Staaten, die 
sich nicht zuletzt auch aus der geographischen 
Nähe der Ukraine zu letzteren ergibt. 

26) Neben den gemeinsamen europäischen Werten 
gilt es auch zu erwähnen, dass alle EU-
Mitgliedstaaten der Genfer Flüchtlingskonvention 
beigetreten sind und diese somit rechtlich 
verpflichtet sind, diese – neben bereits bestehend-
en unionsrechtlichen Vorschriften – angemessen 
anzuwenden. 

27) Die Austria Presse Agentur erstellte hierzu eine 
Grafik; verfügbar unter https://grafik.apa.at/
fastbuild/2020_09_0203-0803/0328-20/
index.html?id=apa-0328-20. Siehe etwa auch 
https://www.derstandard.at/
story/2000115372396/welche-laender-global-die-
meisten-fluechtlinge-aufgenommen-haben.  

28) Laut Angaben der Europäischen Asylagentur und 
IOM waren es 2019 über 30 000 neuangesiedelte 
Personen. (EUAA, 2020; IOM, 2022) 

29) In den letzten Jahren entfielen jeweils zwischen 
zwei Drittel und drei Viertel aller Resettlements in 
die EU auf nur drei ihrer Mitgliedstaaten. 
(Schweden, Deutschland, Frankreich) 

30) Auch in den Fällen, in denen Geflüchtete doch in 
ihr Heimatland zurückkehren, ist z.B. eine in Eu-
ropa erfolgte Ausbildung keine verlorene Investi-
tion, sondern sollte vielmehr als ergänzendes Mit-
tel der EU-Entwicklungszusammenarbeit mit 
Drittstaaten gesehen werden. 

31) So wie es – für Österreich – auch die von Irmgard 
Griss geleitete Kindeswohlkommission unter-
streicht. (Kindeswohlkommission Österreich, 
2021: 239) 

32) Eines von vielen Beispielen stellen Berichte des 
Europarats wie jener, der an der kroatischen 
Grenze Pushbacks und Misshandlungen von 
Asylsuchenden aufgezeigt hat, dar. (Europarat, 
2021) Ebenso seien hier die über 12 000 vom Bor-
der Violence Monitoring Network dokumentierten 
Pushbacks erwähnt. (Border Violence Monitoring 
Network, 2020) 

33) Die anlässlich der Pushback-Vorwürfe im Zusam-
menhang mit Frontex im Europäischen Parlament 
ins Leben gerufene Frontex Scrutiny Working 
Group (Vorsitz: Roberta Metsola) kam zu ähnli-
chen Ergebnissen und Empfehlungen. (Frontex 
Scrutiny Working Group, 2021: 8 ff.) 

34) Zum Reformbedarf des von der Europäischen 
Kommission im Herbst 2020 vorgeschlagenen 
Migrations- und Asylpakets, insbesondere hin-
sichtlich Minderjährige, siehe etwa auch das 
Statement von UNICEF-Exekutivdirektor Henriet-
ta Fore hierzu. (UNICEF, 2020) 

35) Das unterstreichen unzählige ExpertInnen auf 
dem Sektor, u.a. Diakonie-Menschenrechtsexperte 
Christoph Riedl und Migrationsforscherin Judith 
Kohlenberger. (siehe etwa Riedl, 2021) 

36) Trotz des häufig greifenden Quorums der quali-
fizierten Mehrheit, werden in der Praxis etwa zwei 
Drittel der Ratsbeschlüsse einstimmig ange-
nommen (Egger in Jaeger/Stöger, 2021), was in 
gewisser Weise auf einen Drang zur Einstim-
migkeitsfindung (und die damit verbundenen 
zwangsläufig oft nötigen Kompromisse) hinweist. 

37) Siehe hierzu auch den Standpunkt des Migrations- 
und Fluchtexperten Kilian Kleinschmidt (etwa 
VdZ, 2018). 

38) Damit könnte – neben u.a. politischem Druck aus 
Europa - dem Betrieb gefängnisähnlicher Einrich-
tungen wie jener in Libyen, in denen Flüchtlinge 
und Migranten unter widrigsten Umständen fest-
gehalten werden, entgegengewirkt werden. 
(Urbina, 2021; UNICEF, 2021) 
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Einleitung 

Über Europa zu sprechen, gestaltet sich als 
schwierig. Zu facettenreich oder zu wage scheint 
der Begriff zu sein, den wir davon haben, zu dif-
fus, was sich darin ausspricht oder damit gemeint 
sein könnte. Dies zeigt sich vor allem an den 
mannigfaltigen Sinngehalten, die sich nahen le-
gen, wenn über Europa nachgedacht wird – ein 
Mythos, geographische Erstreckung, eine beweg-
te Geschichte, politische Wirklichkeit(en), sittli-
cher Anspruch, ein Wirtschaftsraum, ein Ver-
sprechen, ein Traum, desillusionierende Ernüch-
terung, ein Verbündeter, ein Feindbild etc.  

 

Europa, so legt es sich nahe, spiegelt sich in sei-
ner Gesamtheit in all diesen einzelnen Momenten 
seiner selbst wider, es ist alles zugleich, und lässt 
sich doch nicht adäquat durch die vielen Assozia-
tionen, Erwartungen und Überlegungen be-
schreiben. In vielen Fällen werden die unter-
schiedlichen Bedeutungen miteinander ver-
mengt, um Europa als abstraktes Gebilde zu be-
schwören – als Dämon oder als Ideal.  

Besonders in gesellschaftlichen Identitätsdiskur-
sen wird Europa mit der Absicht bemüht, zum 
einen um entweder ein Differenzkriterium zu 
schaffen, das die Affirmation einer eindeutigen 
Zugehörigkeit, aber auch eine klare Abgrenzung 
erlaubt. Dies verdeutlicht sich unter anderem in 
der Debatte in Bezug auf »Leitkultur« und mani-
festiert sich in Parteiprogrammen, wenn die Fra-
ge der je eigenen Kultur und politischen Veror-
tung thematisiert wird. Zum anderen um Europa 
als allgemeines, jegliche Partikularitäten über-
steigendes Gebilde aufzubauen, das in der For-
mulierung und Einmahnung universaler Men-
schenrechte und Werte sein integratives Potenti-
al zu verwirklichen trachtet. Darin tritt die Ambi-
valenz Europas als Ideal, das sich über die geo-
graphischen, politischen, historischen Grenzen 
erhebt, und als Dämon, der in der Geschichte 
kolonialistisch, unterwerfend und absolut regier-
te anschaulich in Erscheinung.  

Prägnant offenbart sich die Mehrdeutigkeit Euro-
pas in der Verleihung des Friedensnobelpreises 
2012 an die EU, die der niederländische Histori-
ker Professor Luuk van Middelaar in einem In-
terview als Auszeichnung der Friedensbemühun-
gen am Kontinent sowie als Hervorhebung der 
europäischen Demokratien, als Vorbild und 
Leuchtturm für die Welt beschrieb (vgl. https://
www.bundesregierung.de/breg-de/themen/

europa/eu-friedensnobelpreis-1826074) und der 
Reaktion Peter Handkes, der bezüglich seiner 
Auszeichnung mit dem Literaturnobelpreises 
gefragt wurde, was er von europäischen Werten 
halte und kritisch erläuterte, dass diese oft als 
»Erpressung und Rechthaberei« angeführt wer-
den. (vgl. https://www.youtube.com/watch?
v=hyrmL74IKHg) 

Die sich konterkarierenden Momente und Dyna-
miken Europas liegen nahe zusammen, es ist ge-
prägt, wenn nicht sogar bestimmt von Ambiva-
lenzen wie Ambiguitäten, welche sich in den Her-
ausforderungen der gegenwärtigen Zeit kontinu-
ierlich manifestieren und die es verantworten, 
dass sich Europa wohl kaum begrifflich oder defi-
nitorisch fassen lässt. Doch wenngleich sich Eu-
ropa zumindest prima facie als unklarer Begriff 
erweist, der zudem immer wieder für unter-
schiedliche, gar widersprüchliche Absichten ver-
wendet wird, so folgt daraus nicht zwangsläufig, 
dass er als ein leerer oder beliebiger zu verstehen 
ist. Vielmehr drängt es sich gerade dadurch und 
besonders in der jetzigen Situation auf, einen 
ebensolchen hervorzubringen, der in der gebote-
nen Offenheit und Aktualität nicht aus vorläufi-
ger Definition, Vereinnahmung oder moralisie-
renden Dogmatismus gewonnen wird, sondern 
sich an der Komplexität jener Wirklichkeit be-
misst, die dem politischen, wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Gefüge, das uns selbstver-
ständlich sowie vertraut erscheint, zu Grunde 
liegt. Diese fundierende Wirklichkeit bilden die 
Ideen, die Europa in seiner heutigen Gestalt ihre 
Form gegeben haben und die nicht zuletzt durch 
die derzeitige geopolitische Lage exponiert und 
infrage gestellt werden. 

 

In diesem Essay soll die Aufklärung als ein we-
sentlicher Pfeiler, als Grundgedanke, ohne die 
das gegenwärtige Europa kaum zu verstehen ist, 
vorgestellt werden. Dabei soll diese weniger als 
historische Epoche, indes als Idee vor- und dar-
gestellt werden. Anhand Kants Aufsatz Beant-
wortung der Frage: Was ist Aufklärung? sowie 
Schillers Briefen Über die ästhetische Erziehung 
des Menschen will ein Grundverständnis der we-
sentlichen Züge der Aufklärung als Denkbewe-
gung präsentiert und kritisch diskutiert als auch 
deren Bedeutung für Europa erörtert werden. 
Dies soll dazu dienen, Europa aus Perspektive 
einer seiner ideengeschichtlichen Quellen zu be-
trachten, um einen Beitrag zu leisten, Europa in 
seiner Idealität, aber auch dessen Rolle als politi-
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sches Gefüge zu erhellen. 

 

Was ist Aufklärung? 

Ähnlich schwierig wie einen adäquaten Begriff 
von Europa zu entwickeln, gestaltet es sich, »die 
Aufklärung« klar zu definieren oder zu umschrei-
ben. Das liegt nicht nur daran, dass das Ver-
ständnis von Aufklärung ebenso tief miteinander 
verwobene politische, ideengeschichtliche, histo-
rische, etc. Aspekte umfasst. Es ist indes vor al-
lem dem Umstand geschuldet, dass jede inhaltli-
che Festlegung Gefahr läuft, zur Doktrin oder 
zum Dogma zu werden, wodurch die Lebendig-
keit und Dynamik der Aufklärung als Denkbewe-
gung zu einem abrupten Stillstand käme, sowie 
einer der grundlegenden Forderungen derselben, 
nämlich die Befreiung aus dem despotischen 
Dogmatismus, übergangen würde.  

Darin zeigt sich bereits deutlich, dass aufgeklär-
tes Denken den Anspruch erhebt, nicht bloß be-
schreibbares System oder ein deutlich konturier-
ter Traditionsstrang zu sein, vielmehr gilt es die-
se als Haltung oder Art des Denkens zu begreifen. 

 

Wenngleich die Frage, was Aufklärung denn nun 
eigentlich sei, in jeder Weise in die Verlegenheit 
bringt, eine Antwort zu evozieren, die wiederum 
als ausformulierte Festsetzung dieses Denkens, 
es als solches verfehlen müsste, ist es notwendig, 
ebenjene Frage in den Blick zu nehmen, mit der 
Einschränkung keine begriffliche Umschreibung 
oder klassische Definition als Antwort zu erwar-
ten. Joachim Kopper bringt diesen Umstand prä-
zise zu Wort, wenn er schreibt:  

»Wir können daher wohl sagen, daß 
eine Doktrin, die das Wesen des phi-
losophischen Denkens der Aufklä-
rung durch inhaltliche Aussage fest-
zulegen sucht, wie die Philosophie 
Hegels dies tut, diesem Denken 
schon nicht mehr gerecht werden 
kann.« (Kopper 1979, 17) 

 

Dennoch, die Frage, was Aufklärung sei, forderte 
und fordert das aufgeklärte Denken heraus, eine 
Position zu beziehen, zumindest eine formale 
Bestimmung zu offerieren, den andernfalls könn-
te es sich nicht selbst bedenken und kritisch be-
trachten. Dies würde aber dem kritischen An-
spruch, »alles dem Gerichtshof der Vernunft zu 
unterstellen« nicht genügen. Die darin sich aus-
drückende Spannung, welche die Schwierigkeit 
einer systematischen Darlegung der Aufklärung 
ausmacht, offenbart im selben Moment zwei 
grundlegenden formale Aspekte aufgeklärter 
Haltung: die Zurückweisung jeglichen Dogmatis-
mus im Sinne der unkritischen Annahme vorge-

fertigter und festgeschriebener Überzeugungen 
und Meinungen sowie das Anerkennen der kriti-
schen Vernunft als letztverbindlicher Autorität. 

Die Befreiung aus der selbstverschuldeten 
Unmündigkeit 

Wie Gerd Irrlitz in seinem Kommentar zur Kants 
Aufsätzen der 1780er und 1790er Jahren aus-
führt, wurden dieser Aufgabe, die sich durch die 
Ansprüche des aufgeklärten Denkens in Bezug 
auf die Frage, was Aufklärung sei, besonders je-
nen Philosophen, die philosophiegeschichtlich in 
die historische Epoche der Aufklärung verortet 
werden, gewahr, als aufgrund der politischen Dy-
namik, welche die Aufklärung Ende des 18. Jahr-
hunderts zu entfalten begann, das Verhältnis von 
»Denkfreiheit und Staatsräson« thematisiert 
wurde. Damit war das aufgeklärte Denken in die 
Situation gestellt, sich zu positionieren und 
dadurch sich selbsterläuternd zu erschließen. 
(Vgl. Irrlitz 2015, 404) 

 

In der Beantwortung der Frage: Was ist Aufklä-
rung? versucht Kant eine adäquate und befriedi-
gende Antwort zu geben, die er bereits am Beginn 
des Textes konzise formuliert: »Aufklärung«, so 
Kant,  

»ist der Ausgang des Menschen aus 
seiner selbst verschuldeten Unmün-
digkeit. Unmündigkeit ist das Unver-
mögen, sich seines Verstandes ohne 
Leitung eines anderen zu bedienen. 
Selbstverschuldet ist diese Unmün-
digkeit, wenn die Ursache derselben 
nicht am Mangel des Verstandes, 
sondern der Entschließung und des 
Mutes liegt, sich seiner ohne Leitung 
eines andern zu bedienen.« (Kant 
1784, 7) 

 

In dieser negativen qua abgrenzenden Charakte-
risierung, entwirft Kant die Aufklärung von ih-
rem Gegenstück her, der Unmündigkeit, in deren 
Überwindung das Hauptmotiv des aufgeklärten 
Denkens liegt. Der Antipode der aufgeklärten 
und aufklärerischen Haltung besteht in einem 
unvermögenden Verstandesgebrauch, der sich 
aus fehlender Eigenständigkeit am Anderen ori-
entiert und sich unter dessen Verantwortung 
stellt. Dieses sich dem Anderen Überantworten 
erwächst jedoch nicht aus einem Gestus des Für-
einander Einstehens oder Sorgetragens, der not-
tut, wo die eigenen Kräfte versagen. Im Gegen-
teil, die Unmündigkeit ist selbstverschuldet, inso-
fern aus freier Entscheidung und eigenem Er-
messen, dem für sich Einstehen abgeschworen 
wird.  

In anderen Worten: die Verantwortung für das 
eigene Leben und Handeln wird paradoxerweise 
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in einem eigenverantwortlichen Akt von sich ge-
wiesen. Kant benennt »Faulheit und Feigheit« als 
Ursachen, die erklären, wieso ein Gros der Men-
schen in dieser freigewählten, selbstverschulde-
ten Unmündigkeit verharren, wo sie doch die 
Natur »längst von fremder Leitung frei gespro-
chen« (Kant 1784, 7) habe. 

 

Diese Trägheit des Einzelnen wird auf gesell-
schaftliche Ebene durch eine politische Dynamik 
komplimentiert, da die Vormünder den Willen 
entwickeln, ihre Vormundschaft zu erhalten, in-
dem sie die bequemlichen Tendenzen der Unter-
gebenen, die zur Unmündigkeit führen, verstär-
ken. Demgemäß ergibt sich eine strukturelle 
Qualität derselben Problemstellung: Nicht nur 
der eigene Wille oder Unwille zur Mündigkeit, 
sondern auch der Machtwille des 
(bevormundenden) Anderen etabliert sich als 
ernstzunehmender Faktor, den Kant wie folgt 
beschreibt:  

»Nun höre ich aber von allen Seiten 
rufen: räsoniert nicht! Der Offizier 
sagt: räsoniert nicht, sondern exer-
ziert! Der Finanzrat: räsoniert nicht, 
sondern bezahlt! Der Geistliche: rä-
soniert nicht, sondern glaubt! […] 
Hier ist überall Einschränkung der 
Freiheit. Welche Einschränkung aber 
ist der Aufklärung hinderlich? welche 
[sic] nicht, sondern ihr wohl gar be-
förderlich?« (Kant 1784, 9) 

 

In diesen Darlegungen Kants schillert aber auch 
beständig eine positive Bestimmung der Aufklä-
rung durch: aufgeklärtes Denken ist räsonieren 
als Freiheitsvollzug. Diese affirmative Charakteri-
sierung formuliert Kant ebenfalls gleich zu Be-
ginn seiner Schrift, wenn er das horazische 
»sapere aude« als Grundsatz der Aufklärung vor-
stellt: »Sapere aude! Habe Mut dich deines eige-
nen Verstandes zu bedienen! Ist also der Wahl-
spruch der Aufklärung.« (Kant 1784, 7) So gese-
hen handelt es sich bei der Aufklärung um ein 
Freiheitsgeschehen, das seinen Anfang in der 
mutigen Übernahme der je eigenen Verantwor-
tung des Individuums nimmt, das sich ent-
schließt, in der Beurteilung und Führung des Le-
bens, nicht auf vorgefertigte Strukturen zurück-
zugreifen, sondern alles dem verstandesmäßigen 
sowie kritischen Denken auszusetzen. Damit ist 
diese eine intellektuelle und sittliche Herausfor-
derung zugleich – intellektuell, da das verständi-
ge Denken sich prüfend und hinterfragend reali-
siert, sittlich, weil es bedingungslos die Selbst-
ständigkeit – und damit die Eigenverantwortung 
– des Einzelnen als handelndes und damit mora-
lisches Subjekt einfordert. Dabei wird ebenso die 

prozesshafte Qualität des sich aufklärenden Den-
kens einsichtig. Es ist Einübung sowie Bemühung 
sich als Vernunft- und Freiheitswesen zu kultivie-
ren, entgegen der immer wieder in die Unmün-
digkeit zurückführenden Tendenzen, denen das 
Individuum ausgesetzt ist. Kant bringt dies zum 
Ausdruck, wenn er ausführt: »Wenn denn nun 
gefragt wird: Leben wir jetzt in einem aufklärten 
Zeitalter? so [sic] ist die Antwort: Nein, aber 
wohl in einem Zeitalter der Aufklärung.« (Kant 
1784, 14) In anderen Worten: Selbst in einer 
Hochzeit des kritischen Denkens, sieht Kant das 
Projekt der Aufklärung nicht vollendet oder er-
füllt. Vielmehr zeigt sich gerade in einer solchen 
Zeit, dass es noch ein weiter Weg ist, bis sich das 
aufgeklärte Zeitalter Bahn bricht, womöglich liegt 
aber darin die irritative Grunddynamik dessen, 
wenn man bedenkt, dass zu einem sich frei voll-
ziehenden, sich unablässig aussetzenden Denken 
wesentlich Unabgeschlossenheit gehört, worin 
sich die Lebendigkeit desselben verbürgt. 

 

Selbstwerdung des Menschen 

Das Verstehen der Aufklärung als Freiheitsge-
schehen und als Kultivierung einer spezifischen 
Haltung, umfasst einen weiteren wesentlichen 
Aspekt, der sich in Kants Schrift Beantwortung 
der Frage: Was ist Aufklärung? findet, aber in 
den Briefen Über die ästhetische Erziehung des 
Menschen eines von Kant inspirierten Autors, 
nämlich Schiller, stärker zur Geltung kommt. Das 
Individuum, das sich aus seiner selbstverschulde-
ten Unmündigkeit befreit, bemächtigt sich nicht 
einer artifiziellen Praxis, welche die rohe Natur 
des Menschen überformen oder kultivieren soll-
te, sondern entfaltet das ihm inhärente, seinem 
Vernunftwesen bzw. seinem moralischen Instinkt 
entsprechende Potential.  

Das Heraustreten aus der vorgefundenen Un-
selbstständigkeit lässt sich nicht als ein Äußeres 
beschreiben, dass dem Menschen beigefügt wer-
den müsste – im Gegenteil, sich seines eigenen 
Verstandes zu bedienen bildet den Inbegriff des 
Menschseins, wodurch das nach Mündigkeit stre-
bende und diese verwirklichende Selbst, erst 
durch diesen Vollzug sein Sosein als Vernunft- 
und Freiheitswesen verwirklicht. Dementspre-
chend kommt der Mensch zu sich selbst, wird er 
selbst, wo auch immer er aufgeklärtes und kriti-
sches Denken bemüht. (vgl. u.a. Kant 1784, 9, 12; 
Kant 1786, 32–36, Schiller 1795, erster Brief) 

 

Dieser Auffassung gemäß stellt Schiller dem phy-
sischen Menschen den sittlichen Menschen ge-
genüber, die sich in ihrem Verhältnis zur Natur 
unterscheiden: »Die Natur fängt mit dem Men-
schen nicht besser an als mit ihren übrigen Wer-
ken: sie handelt für ihn, wo er als freie Intelligenz 
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noch nicht selbst handeln kann. Aber eben das 
macht ihn zum Menschen, daß er bei dem nicht 
stille steht, was die bloße Natur aus ihm machte, 
sondern die Fähigkeit besitzt, die Schritte, welche 
jene mit ihm antizipierte, durch Vernunft wieder 
rückwärts zu tun, das Werk der Not in ein Werk 
seiner freien Wahl umzuschaffen und die physi-
sche Notwendigkeit zu einer moralischen zu er-
heben.« (Schiller 1795, dritter Brief) 

 

Nach Schiller steht der Mensch, individuell wie 
auch generell, folglich in der Diskrepanz zwi-
schen roher physischer Natur, die ihn anleitet, 
bis er sich in den Stand setzt, dies selbst zu tun, 
und seiner Verfasstheit als naturhaft vernünftiges 
und freies Wesen. Dieser immer schon grundge-
legte Vernunft- und Freiheitscharakter des Men-
schen, erlaubt es diesem, nicht in der bloßen, 
physischen Naturnotwendigkeit zu verbleiben, 
sondern sich intellektuell und verstandesgemäß 
sich das Werk der Natur anzueignen.  

Mehr noch, im Zurückbleiben der rohen physi-
schen Natur verfehlt der Mensch sich grundsätz-
lich selbst, da es ihm als Vernunft- und Freiheits-
wesen entspricht, zwar mit der Naturnotwendig-
keit beständig konfrontiert zu sein, sich dennoch 
nicht mit ihr abfinden zu können oder zu dürfen, 
sondern diese umzugestalten, zu transformieren 
sowie sie aus jenem Freiheitsvollzug zu verste-
hen, in den der Mensch als Mensch gestellt ist. 
Darin zeigt sich ebenso, dass die physische Natur 
als Ausgangspunkt fungiert, die als eine Grundla-
ge menschlichen Lebens nicht vollständig über-
wunden werden kann. Der Mensch bleibt an die 
Notwendigkeit des Physischen gebunden. Schiller 
bestimmt das Verhältnis zwischen Physischem 
und Sittlichem im Menschen wie folgt: »Nun ist 
aber der physische Mensch wirklich, und der sitt-
liche nur problematisch.« (Schiller 1795, dritter 
Brief)  

Würde die Vernunft nun danach trachten den 
physischen Menschen aufzuheben, entzöge sie 
dem Menschen seine Wirklichkeit und Wirkhaf-
tigkeit. Schiller führt diesen Fall weiter aus, wenn 
er zu bedenken gibt:  

»Sie [die Vernunft] nimmt dem Men-
schen etwas, das er wirklich besitzt, 
und weist ihn dafür an etwas an, das 
er besitzen könnte und sollte; und 
hätte sie zu viel auf ihn gerechnet, so 
würde sie ihm für einen Menschheit, 
die ihm noch mangelt und unbescha-
det seiner Existenz mangeln kann, 
auch selbst die Mittel zur Tierheit 
entrissen haben, die doch die Bedin-
gung seiner Menschheit 
ist.« (Schiller 1795, dritter Brief) 

 

Schillers Darlegungen machen deutlich, dass 
Menschwerdung im Sinne der humanistischen 
Pädagogik als Vertiefung des Menschseins nicht 
so aufgefasst werden kann, dass die physische 
Verfasstheit desselben transzediert oder vernach-
lässigbar wäre. Viel eher gilt es, seine physische 
Natur als Bedingung zu verstehen, die der Einzel-
ne vorfindet.  

Durch die Selbstgewahrwerdung des aufkläreri-
schen Denkens, die den Menschen als Vernunft- 
und Freiheitswesen begreift, ermächtigt es die-
sen, einzusehen, dass er dem Vorgefundenen 
nicht zwangsläufig ausgeliefert ist. Die gegebene 
physische Naturhaftigkeit wird durch die Be-
wusstwerdung des Menschen durchschaut, 
wodurch es möglich ist, diese zu übersteigen, oh-
ne sie dabei überwinden zu können.  

 

Schiller entwickelt in diesem Zusammenhang 
einen Begriff der Humanität, in der er diese dia-
lektische Dynamik von physischer Naturnotwen-
digkeit und Freiheitsnatur für das aufgeklärte 
Denken aufzubereiten sucht. Zum einen drängt 
die aufgeklärte Haltung alles unter den Primat 
und die Herrschaft der Vernunft zu stellen, eben-
so auch Sinnlichkeit und Neigung, die zumindest 
partiell der physischen Natur unterliegen. Zum 
anderen können ebendiese Sinnlichkeit und Nei-
gung nie ganz der physischen Natur entrissen 
werden. So bleibt die Auseinandersetzung zwi-
schen Naturnotwendigkeit und Freiheit durch-
wirkt vom Anspruch der Vernunftherrschaft, die 
jedoch höchstens als Ausgleich und Harmonie 
zwischen Naturnotwendigkeit und Freiheit reali-
siert werden kann. (vgl. dazu Hamburger 1965, 
136) 

 

Insofern bleibt die Selbstwerdung des Menschen 
dieser dialektischen Spannung ausgesetzt, welche 
die Aufklärung dennoch tiefer begreifen lässt. Die 
Befreiung aus der selbstverschuldeten Unmün-
digkeit führt den Menschen in die Entfaltung sei-
ner selbst als Vernunft- und Freiheitswesen, 
wodurch sich im Selbst die Diskrepanz seines 
eigenen Daseins vor Augen stellt. Der Grundmo-
ment der Aufklärung, so lässt sich dadurch auf-
zeigen, liegt dabei nicht in der Überwindung oder 
aufhebenden Negation des in der Existenz Vorge-
fundenen, sondern in einer radikalen Umdeu-
tung desselben, die in der erfahrenden Einsicht 
des Einzelnen, der Vernunft und der verantwor-
tenden Freiheit fähig zu sein, ihren Ausgangs-
punkt nimmt.  

Das Individuum, das seine Unmündigkeit über-
windet, ist der archimedische Punkt, der es er-
laubt, die faktische Welt in ihrer bloßen Vor-
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handenheit aus den Angeln zu heben, und sich in 
einer vernunfts- sowie freiheitsgemäßen Weise 
auf diese zu beziehen. Dementsprechend ist die 
Aufklärung ein Geschehen, von dem aus Selbst-
formung sowie Weltformung unter dem Primat 
der Vernunft und der Freiheit ihren Anfang fin-
den. 

 

Fazit: Europa und das Erbe der Aufklä-
rung 

Wenn wir nun nach den Überlegungen Kants und 
Schillers erneut auf die in der Einleitung referier-
ten Gedanken blicken, so fällt auf, dass sich fak-
tisch an den Problemstellungen, die Europa als 
diffusen Begriff hervorbringen, nichts geändert 
hat. Europa bleibt ein Abstraktum.  

Die Ambitionen, die es sich politisch, gesell-
schaftlich, ökonomisch setzt, bleiben ebenso am-
bivalent, genauso wie das Eintreten für europäi-
sche Werte, die von den einen als Garanten sittli-
cher Standards gesehen, von anderen als pater-
nalistische Bevormundung verstanden werden. 
Was sich jedoch ändert, ist nach diesen Ausfüh-
rungen, so hoffe ich, die Perspektive. Europa ist 
und bleibt in seiner physischen Erstreckung geo-
graphische Landmasse, politisches Gebilde, ein 
gesellschaftliches Gefüge.  

Versucht man diese Wirklichkeit aus der Dyna-
mik und aus dem Anspruch aufgeklärten Den-
kens zu verstehen, so lässt sich Europa als etwas 
begreifen, dass durch den Willen geprägt, wenn 
nicht gar entstanden ist, dasjenige auf kollektiver 
Ebene einzuholen, was sich in den oben referier-
ten Überzeugungen ausgesprochen hat: den 
Menschen als Vernunft- und Freiheitswesen, den 
Einzelnen als mündig wahrzunehmen und ernst 
zu nehmen. Gewiss ist dies nicht der einzige Wil-
le, der Europa geprägt, oder sogar konstituiert 
hat, und gewiss ist dieser Wille in verschiedenen 
Epochen wenig zur Geltung gekommen sowie 
dessen Ansprüche unberücksichtigt geblieben. 
Aber erst im Bewusstsein der Aufklärung, erst im 
Gewahrwerden dessen, was Mündigkeit bedeutet 
und einfordert, wird verständlich, dass über Eu-
ropa zu sprechen mehr ist, als einen diffusen Be-
griff zu verwenden oder eine defizitäre, ihren ei-
genen Erwartungen nicht entsprechende Wirk-
lichkeit zu thematisieren, sondern sich zu einer 
klaren Idee, zu einem Ideal zu bekennen. Es be-
deutet sich kollektiv zu einer Idee des Menschs-
eins zu bekennen, das die Vernunft und die ver-
antwortende Freiheit radikal zum Inbegriff des 
individuellen wie auch gemeinschaftlichen Le-
bens und Handelns erhebt. Mit Schiller gespro-
chen, bleibt diese Idee, dieses Ideal problema-
tisch, möglich, potentiell gegeben, entgegen der 
physischen Wirklichkeit, die gerade in großer 
Rohheit und Rauheit in Erscheinung tritt.  

Aber gerade in diesen Zeiten, in denen das Raue 
und Rohe besonders in den Vordergrund rückt, 
tut es not, dieses vernünftig und frei zu beden-
ken, diesem aus einem vernünftigen und freien 
Lebensvollzug zu begegnen, denn das ist es 
schließlich, was Aufklärung meint – sapere aude! 
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Seit der Antike hat man sich bei der Beschäfti-
gung mit wichtigen ungeklärten Zusammenhän-
gen weniger einer Definition als des Hexameters 
„Quis, quid, ubi, quibus auxiliis, cur, quomodo, 
quando“ bedient. Auch hier soll diese Vorgangs-
weise der sogenannten „W-Fragen“ benützt wer-
den (Zapotoczky, 2016, S. 31 ff.). 

 

1. Wer ist Europa? 

Als Europäer werden einerseits Menschen ange-
sehen, die von in Europa geborenen Menschen 
abstammen und/oder selbst in Europa geboren 
sind. Begründet wird diese Ansicht mit dem so-
genannten ius sanguinis bzw. ius solis (Recht des 
Blutes bzw. Recht des Bodens). Andererseits wird 
eine rationale Verhaltensweise, die durch Bil-
dung und Erziehung vermittelt wurde, häufig als 
typisch (mittel-)europäisch bezeichnet (Popper, 
1980) und eine solche Geisteshaltung oft auch als 
„höherwertig“ angesehen. Manche sprechen auch 
von „europäischem Snobismus“. 

Andere bezeichnen die Staatsbürger von europäi-
schen Ländern als Europäer und wollen wie 
Charles de Gaulle eine „Europäische Union der 
Vaterländer“ bauen. Die Ansichten darüber, wel-
che Länder zu „Europa“ gehören, sind allerdings 
unterschiedlich. 

Die Geographen sehen „Europa“ begrenzt durch 
Atlantik, Mittelmeer, Bosporus, Schwarzes Meer, 
Kaukasus, Ural und nördliches Eismeer. Politi-
sche Experten rechnen die Mitgliedsländer des 
Europarates zu „Europa“, manche beschränken 
„Europa“ auf die Europäische Union bzw. auch 
der Länder, die als Kandidaten in Frage kommen. 
Allerdings können auch Länder austreten bzw. 
ausgeschlossen werden, was Verunsicherungen 
mit sich bringen kann. In einer Zeit zunehmen-
der wechselseitiger Abhängigkeiten sollte diese 
Praxis, mit bestimmten Menschen, Gruppen, 
Ländern nichts zu tun haben zu wollen und trotz-
dem mit diesen existenziell verknüpft zu bleiben, 
als wichtige Grundfrage, die neuer Ansätze be-
darf, auf der Basis zeitgemäßer Bedingungen neu 
diskutiert und verhandelt werden. 

 

2. Was ist „Europa“ eigentlich? 

Es mag interessant und hilfreich sein, den ver-
schiedenen Entstehungsmythen Europas und der 
Aufarbeitung historischer Entwicklungen in der 
Antike, im Mittelalter, der Neuzeit und auch der 
neuesten Zeit nachzugehen und daraus Anregun-

gen für eine Neugestaltung Europas zu gewinnen 
(Zapotoczky, 2016, S. 127 ff.). Die begeisterte und 
begeisternde Eigengestaltung werden entspre-
chend motivierte Menschen selbst leisten müssen 
oder Menschen und Länder werden fremdbe-
stimmt zu leben haben. 

Die alliierten Siegermächte hatten kein gemein-
sames Aufbauprogramm für das weithin zerstörte 
(Mittel-)Europa 1945 und gingen auch nicht 
wertschätzend mit den Besiegten um (Schmid, 
1980, S. 213 ff.). Zugleich waren die Interessen 
der Siegermächte durchaus unterschiedlich. In 
der Zeit von 1945 – 1948/49 war das Haupt-
Augenmerk der führenden Mächte auf den Auf-
bau einer neuen internationalen Ordnung 
(politisch und wirtschaftlich) gerichtet. Die UNO 
und einige wichtige internationale Einrichtungen 
wurden geschaffen.  

Europa hat sich zunächst als Friedensprojekt ver-
standen, an dem frühere Feinde gemeinsam ar-
beiten wollten. Die Fehler der Nachkriegszeit 
nach dem Ersten Weltkrieg sollten vermieden 
werden. 1948 zeigte sich, dass die Interessen der 
USA (und ihrer westlichen Verbündeten) mit den 
Zielen der Sowjetunion nicht vereinbar waren. Es 
kam zum Kalten Krieg und zur Teilung Europas, 
an der auch 1956 (Ungarnkrise) und 1968 
(Besetzung der Tschechoslowakei durch die 
Truppen der COMECON-Staaten) festgehalten 
wurde. Zugleich entstand – von den USA tole-
riert, wenn nicht gefördert – Israel und es wurde 
der internationale Einfluss der alten Kolonial-
mächte Großbritannien und Frankreich ge-
schwächt und viele (afrikanische) Länder erhiel-
ten die politische Unabhängigkeit. 

Das Endes des Vietnam-Krieges und die Ereig-
nisse der sogenannten 68-iger-Bewegung in den 
USA und Europa brachten ein wichtiges gesell-
schaftliches Umdenken, das auch auf den 
„Ostblock“ ausstrahlte und den Generalsekretär 
der KPdSU bewog, „Glasnost und Perestroika“ in 
der Sowjet-Union einzuführen, was schließlich – 
neben anderen weltpolitischen Einflüssen – dazu 
führte, dass es zur „Wende“ und zur – völlig un-
erwarteten – Wiedervereinigung Deutschlands 
kam.  

Die 1990-iger Jahre waren durch viele große in-
ternationale Konferenzen gekennzeichnet, ein 
Tauziehen um internationale Führungspositio-
nen und Gestaltungskonzepte begann. Diese Öff-
nungstendenzen wurden durch die Ereignisse 
vom 11. September 2001 in den USA unerwartet 
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beendet. Die USA waren geschockt und reagier-
ten – fast reflexartig – in mehrfach unerwarteter 
und ungerechtfertigter Weise. Allerdings hatten 
die USA – zumindest nach dem Rückzug aus Vi-
etnam, vermutlich aber nach dem Auseinander-
brechen des Ostblocks, am Aufbau einer USA-
dominierten Vormachtstellung des Westens gear-
beitet, die von Zbigniew Brzeziński als Strategie 
einer Vormacht-Stellung der USA in der Welt 
(Brzeziński, 2004) dem US-amerikanischen Prä-
sidenten Jimmy Carter präsentiert wurde und 
vom österreichischen Professor der Volkswirt-
schaft und Berater von Bundeskanzler Bruno 
Kreisky, Egon Matzner (Matzner, 2000), ein-
drucksvoll dargestellt und kritisiert wurde. Egon 
Matzner arbeitete drei strategische Zentren her-
aus: Das militärisch-technologische Zentrum, das 
industriell-wirtschaftliche Zentrum und das me-
diale Informations- Unterhaltungs-Zentrum, die 
eng miteinander verbunden sind und sich wech-
selseitig stärken und stellt auch viele Querverbin-
dungen zu internationalen Einrichtungen kritisch 
dar. Matzner lässt klar erkennen, dass er diese 
monopolare Weltordnung – wie wohl auch jede 
andere monopolare Weltordnung – ablehnt und 
eher für eine Kooperation in Verschiedenheit 
(Schlagnitweit, 2021, S. 13 ff.) und einem Zusam-
menwirken in Vielfalt, das Wahlmöglichkeiten 
offen lässt, eintritt. Ein solches Macht-Streben 
würde auch effektive Kontrolle und eventuelles 
(gewaltfreies) Auswechseln der Machtträger er-
lauben (Popper, 2006, S. 219 ff.). 

Dieses Verständnis von Offenheit ist (politisch) 
mit Demokratie und Demokratisierung verbun-
den, was Anton Pelinka zum Konzept einer dyna-
mischen Demokratie geführt hat (Pelinka, 1974). 

So gesehen kann Europa auch als Versuch be-
zeichnet werden, eine dynamische Demokratie 
auf regionaler Basis, ähnlich dem Gemeinde-
Konzept von René König (König, 1958) aufzubau-
en. Dieses Konzept scheint mir aber nur verwirk-
lichbar, wenn eine Dienstgesinnung der Sich-
Verantwortlich-Fühlenden den Grundhaltungen 
der emigrierten oder vertriebenen Hugenotten 
ähnlich (Schunka, 2019) konkret verwirklichbar 
erscheint, das nicht durch inneres oder äußeres 
Machtstreben gestört wird. Dabei ist darauf zu 
achten, dass im 21. Jahrhundert Machtstreben 
sehr viele und subtile Formen annehmen kann 
und nicht (mehr) auf militärische Aktionen, die 
unter allen Umständen zu vermeiden sind, einge-
schränkt werden kann.  

Welche Möglichkeiten gibt es aber für Gegen-
maßnahmen zu den verschiedenen politischen, 
wirtschaftlichen, rechtlichen, medialen und an-
deren Aktionen, Reaktionen und Sanktionen? 
Gibt es Regelungen, die für alle – in gleicher Wei-
se – gelten? Was geschieht, wenn Theorie und 
Praxis auseinanderklaffen? Welche Studien kön-

nen warnende und anregende Beispiele für Fehl-
entwicklungen oder Traumkonzepte (Assmann, 
2019) bringen? 

 

3. Wo wird „Europa“ gebildet, ver-
wirklicht, verteidigt? 

Mit dem Slogan „Wir müssen Europa und die 
westlichen Werte am Hindukusch verteidigen“ 
haben deutsche Soldaten am Afghanistan-Krieg 
der USA beteiligt, der 2021 ein plötzliches Ende 
erfahren hat, obwohl noch im Juli 2022 ein Tö-
tungskommando der USA in Kabul gewaltsam 
tätig wurde, ohne dass es nennenswerte interna-
tionale Proteste gegeben hätte. Der US-
amerikanische Präsident hat diese (illegale) Akti-
on als „Durchsetzung der Gerechtigkeit“ bezeich-
net. Was ist für wen Gerechtigkeit? Können allge-
meine Handlungsprinzipien für alle vereinbart 
werden? Wie kann ihre Einhaltung legitimiert 
und kontrolliert werden? Welche Näherungsan-
sätze gibt es? Es wird weder ein perfektes Kon-
zept eines demokratischen Europa und noch we-
niger eine perfekte Verwirklichung eines demo-
kratischen Europa geben. Trotzdem sind Konzep-
te und Verwirklichungsprogramme und -projekte 
zu entwickeln und dabei verschiedene sozialwis-
senschaftliche Ansätze zu berücksichtigen, wie 
ich es mit Kollegen für die Entwicklungszusam-
menarbeit versucht habe (Gotschi, Hunger, Zapo-
toczky, 2007).  

Auch Erfahrungen verschiedener Polit-
Theoretiker und Praktiker wie Al Gore (2005), M. 
Gorbatschow (2015), V. Havel (Zapotoczky, 2014) 
oder H. Kissinger (2014) u.a. sollten berücksich-
tigt werden. Entscheidend aber wird die ent-
schlossene Verwirklichungsarbeit der vielen 
(Ohnmächtigen) auf allen Ebenen und in jedem 
Bereich sein.  

 

4. Welcher Hilfsmittel können wir 
uns bedienen? 

Zwei zentralen Gefahren müssen wir – meiner 
Meinung – zu entgehen versuchen, wenn wir uns 
darum bemühen, ein so komplexes Phänomen 
wie „Europa“ – auch nur bruchstückhaft – zu 
erfassen.  

1) Einem konzeptlosen Vorgehen, genährt auch 
durch die Tatsache, dass es das perfekte Konzept 
nicht gibt. Dieser Weg erspart den Verantwortli-
chen eine – meist unangenehme – (klare) Ent-
scheidung, lässt die Möglichkeit zu, manchen 
(Gruppen) entgegenzukommen oder auch Ent-
wicklungstrends (national und international) 
klarer zu erkennen oder auf Entscheidungen an-
derer zu warten.  
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2) Alle vorgeschlagenen Konzepte zu kritisieren, 
weil sie bestimmte Mängel aufweisen und noch 
(weit) vom Ideal-Konzept, das man anstrebt, ab-
weichen. 

Beide Gefahren verhindern, das – meist notwen-
dige – rasche Eingreifen der Verantwortlichen, 
möglichen Schaden abzuwenden bzw. die für die 
Allgemeinheit nötigen Dienste zu leisten. Den 
Menschen unmittelbar dienlich sind in der Regel 
vorläufige Ad-hoc Konzepte, die oft als Provisori-
en (relativ) rasch eingeführt werden und meist 
deutlich länger als gedacht und geplant in Gel-
tung bleiben, weil sie sich oft durchaus bewäh-
ren. 

 

3) Offenheit für andere Hilfsmittel erhalten. 

Je besser ein Hilfsmittel einer demokratischen 
Gesellschaftsgestaltung funktioniert, desto grö-
ßer wird die Gefahr, sich Erneuerungen und Al-
ternativen gegenüber zu verschließen, was mittel- 
und langfristig zur Stagnation führen kann. Da-
her ist ein Offen-Bleiben, Lernfähigkeit-Erhalten 
und Lernbereitschaft-Fördern wichtig. Allerdings 
ist zugleich eine kritische Distanz zu Neuerungen 
zu bewahren: Nicht alles, was neu ist, ist auch ein 
Fortschritt. Manchmal ist auch ein Neu-
Bedenken überkommener Prinzipien ein wichti-
ger Beitrag, wie dies gegenwärtig mit den Fah-
nenworten der Demokratie „Freiheit, Gleichheit, 
Brüderlichkeit“ der Fall zu sein scheint (Panagl, 
1998).  

Kardinal Reinhard Marx hat ein bemerkenswer-
tes Buch über Freiheit vorgelegt und darin die 
Katholiken und jeden Leser aufgefordert, die 
Grundgedanken von Freiheit eigenständig wei-
terzuentwickeln (Marx, 2020). Papst Franziskus 
hat eine Enzyklika zum Thema Brüderlichkeit/
Geschwisterlichkeit verfasst und darin sowohl die 
Notwendigkeit als auch die (Teil-)
Verwirklichbarkeit eines gewaltarmen, vielleicht 
sogar gewaltlosen Sich-Zusammen-Streitens auf-
gezeigt (Papst Franziskus, 2020). Bleibt zu hof-
fen, dass sowohl die Katholische Kirche als auch 
andere religiöse politische, wirtschaftliche und 
gesellschaftliche Machtträger zu einer kritischen 
Auseinandersetzung und praktischen Realisie-
rung des dritten Fahnenwortes der Demokratie 
„Gleichheit“ in Theorie und Praxis beitragen. Der 
Völkerapostel Paulus hat in verschiedenen seiner 
Briefe darauf hingewiesen, dass es keine Unter-
schiede zwischen Freien und Sklaven, Männern 
und Frauen, Juden und Griechen geben soll und 
im Westfälischen Frieden wurde dieses Gleich-
heitsprinzip auch auf die europäischen Staaten 
übertragen. Aber die Wünsche nach  Unterschei-
dungen, nach Über- und Unterordnung und die 
Freude an Rang-Unterschieden – welcher Art 
auch immer – unter den Menschen führt dazu, 
dass im alltäglichen Leben Gleichheit und Würde 

jedes Menschen auf der Strecke zu bleiben dro-
hen, obwohl der Grundsatz: „Wer die Würde ei-
nes anderen Menschen verletzt, verletzt in erster 
Linie seine eigene Würde“ (Hüther, 2018) allge-
mein anerkannt wird. (Alle sind dafür, keiner 
macht’s). An anderer Stelle habe ich auf die 
Schwierigkeit, vom Wort zur Tat fortzuschreiten, 
hingewiesen (Zapotoczky, 2017). 

Diese Gefahr der realitätsfernen Lebensgestal-
tung bedroht auch Europa. Meiner Meinung hat 
Europa in der weltpolitischen Auseinanderset-
zung nur eine Chance, wenn es konsequent und 
beispielgebend eine demokratische Gesell-
schaftsgestaltung verfolgt. Deshalb wollen wir in 
einem Exkurs eine Möglichkeit demokratischer 
Gesellschaftsgestaltung, wie sie vom viel zu früh 
verstorbenen Politik-Soziologen Stein Rokkan 
(1921-1979), im Anschluss an amerikanische 
Überlegungen vor allem für neue afrikanische 
Staaten entwickelt wurde (Rokkan, 1969). 

 

Exkurs über eine demokratischere Ge-
sellschaftsgestaltung  (in Europa) 

Karl R. Popper hat – aufbauend auf seiner The-
se: Europa befindet sich – seit den Errungen-
schaften der Griechen – in einem revolutionären 
Umbruchs-Prozess von der geschlossenen 
(Stammes-)Gesellschaft zur Offenen Gesell-
schaft – im Exil in Neuseeland ein Aufbau-
Programm für Europa entwickelt (Popper, 1980, 
S. 6), wenn Europa den mörderischen Zweiten 
Weltkrieg überleben sollte. Leider haben weder 
die Gründer-Väter der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft noch andere Entschei-
dungsträger, auch nicht die für den Beitritt Ös-
terreichs oder Großbritanniens Verantwortli-
chen, dieses Aufbau-Programm systematisch 
erarbeitet und berücksichtigt. Trotzdem bleiben 
weiterführende Ansätze der Offenen Gesell-
schaft bedenkenswert und wichtig (Behrendt, 
1965 / Brunnhuber, 2019). 

Der große norwegische Politik-Soziologe Stein 
Rokkan (1921-1979) hat – im Anschluss an US-
amerikanische Nation-Building-Überlegungen – 
ein Modell vorgeschlagen, das die notwendigen 
Herausforderungen enthält, die erfüllt sein müs-
sen, wenn eine Gesellschaft ihr Zusammenleben 
effizient und demokratisch gestalten will. 
(Rokkan, 1969) Peter Flora hat in jüngerer Zeit 
die Ansätze von Stein Rokkan weiterverfolgt, 
aber die Grundsätze von Stein Rokkan nicht zu-
kunftsweisend und in die (politische) Praxis 
übertragbar weiterentwickelt, was meiner Mei-
nung zentrale Intention Rokkans war (Rokkan, 
2000). Hier soll für den Bereich der Politik dar-
gestellt werden, dass zukunftsweisende politi-
sche Gestaltung dieser Herausforderungen eine 
vielfältige politische Weiterentwicklung der Poli-
tik erfordert, die auf allen Ebenen der Gesell-
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schaftsgestaltung vom Einzelnen bis zur Weltge-
sellschaft zu leisten ist. Der Bereich des Politi-
schen könnte auch in anderer Weise behandelt 
werden. Hier wollen wir uns auf diese Aspekte 
beschränken und zugleich betonen, dass alle 
Gesellschaftsbereiche politische Aspekte aufwei-
sen, es wird dann z.B. von Familienpolitik, Ge-
sundheitspolitik, Sozialpolitik, Wirtschaftspoli-
tik, Bildungspolitik usw. gesprochen. Durch die 
gesteigerte Differenzierung aller Lebensbereiche 
und eine damit verbundene Professionalisie-
rung, die in jüngerer Zeit in vielen europäischen 
Ländern mit einer Akademisierung verbunden 
ist, wird eine ausgewogene Gesamtgestaltung 
des Politischen auf allen Ebenen von der Ge-
meinde bis zur Weltgesellschaft immer schwieri-
ger und zugleich immer wichtiger.  

Das nachstehende Oktogon einer demokrati-
schen Gesellschaftsgestaltung von Stein Rokkan 
sollte ergänzt bzw. ausgebaut werden (z.B. der 
Bereich Produktion, Distribution, Konsum um 
den Bereich Entsorgung/Wiederverwertung er-
weitert oder die Achse Partizipation-Penetration 
durch beispielhafte, gelungene Projekte und 
Programme angereichert werden) und die zu-
nehmende Durchdringung von Politik, Wirt-
schaft und Zivilgesellschaft mitbedacht werden.  

 

Das in der Abbildung dargestellte Modell einer 
demokratischen Gesellschaftsgestaltung, ist heu-
te vor allem im ersten Hauptsektor der Gesell-
schaft, der Politik, wichtig, muss aber auch in den 
beiden anderen Hauptsektoren, Wirtschaft und 
Zivilgesellschaft, beachtet werden. Das Modell 
geht von der Annahme aus, dass auf längere Dau-
er keine der genannten Herausforderungen uner-
füllt bleiben darf, soll die Demokratiequalität der 
jeweiligen Einheit/Gesellschaft nicht verloren 
gehen oder die Funktionsfähigkeit der jeweiligen 
politischen Einheit aufrechterhalten werden. 

 

 

1. Selbstfindung (Identität und Selbstge-
staltung) 

An anderer Stelle habe ich über diesen Aspekt 
grundsätzliche Überlegungen angestellt 
(Zapotoczky, 2021). 

Jeder Einzelne, jede Gruppe, aber auch jede Ge-
meinde, jeder Bezirk, jedes Bundesland, jeder 
Staat, die EU und nicht zuletzt die entstehende 
Weltgesellschaft muss sich selber finden, seine/
ihre Identität ausformen und (immer wieder neu) 
entscheiden, wofür die jeweilige Einheit stehen 
will. Vor allem in Perioden rascher Veränderun-
gen ist das (immer wieder seine) Identität-
Finden entscheidend, wobei Selbstbilder und 
Fremdbilder sehr unterschiedlich sein können.  

Manchmal sind sowohl das Selbstbild als auch 

die Fremdbilder klar und deutlich. Wenn die Bil-

der (im Großen und Ganzen) übereinstimmen, 
dann scheint die Interpretation, dass sie „richtig“ 
sind, wahrscheinlich, obwohl dies nicht sein 
muss. Aber je mehr Personen den gleichen Ein-
druck haben, umso größer scheint die Wahr-
scheinlichkeit, dass die Bilder „richtig“ sind.  

Erhebliche Probleme kann es geben, wenn die 
Bilder unterschiedlich sind, ja vielleicht sogar 
widersprüchlich und gegensätzlich. Sind die 
Fremdbilder unterschiedlich, dann bevorzugen 
alle Einheiten diejenigen Bilder, die ihren eige-
nen Selbstbildern entsprechen, d.h. man tendiert 
dazu, das zu glauben, was man selber für 
„richtig“ hält. Aus diesem Grund ist eine sorgfäl-
tige Prüfung aller Fremdbilder für eine adäquate 
und damit dauerhafte Einschätzung wichtig. Ge-
rade das andere, das Fremde kann uns helfen, 
Zusammenhänge und uns selbst besser zu verste-
hen. Sich selbst in die Tasche zu lügen, ist für 
Einzelne und Gesellschaften eine große Gefahr, 
wie Vaclav Havel gezeigt hat (Havel, 2002).  

Ein anderes Problem liegt darin, dass von allen 
Seiten klare und eindeutige Bilder (eher) vermie-
den werden, sodass (oberflächlich) eine Überein-
stimmung leichter möglich ist. Ein weiteres Prob-
lem kann darin bestehen, dass am Beginn einer 
Positions- oder Standort-bestimmung die Bilder 
klar, deutlich und präzise sind und auch das tat-
sächliche, alltägliche Handeln diesen Bildern ent-
spricht, mit der Zeit aber diese Bilder verblassen, 
ihre handlungsleitende Funktion verlieren und 
der Eindruck entsteht, dass die Agierenden selber 
nicht wissen, was sie wollen bzw. was sie für gut 
halten. Deshalb sind Neubesinnungen, die Erstel-
lung von Grundsätzen, einer Verfassung oder die 
Entwicklung von Leitbildern wichtig.  

Es kann aber nicht alles jederzeit grundlegend 
neu überdacht werden. Dies würde zu Hand-
lungsunsicherheit und Aktionsschwäche führen, 
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weshalb in allen modernen Staaten Legislaturpe-
rioden von 4-6 Jahren existieren. Ähnliche zeitli-
che Perioden finden sich seit langem auch im 
Judentum (7-Jahres-Perioden und das Sabbat-
Jahr im 50. Jahr). Im kommunistischen Sowjet-
system hatte man 5-Jahres-Pläne, nach denen 
man vorgegangen ist. In den christlichen Religio-
nen ist das Gewissen „jene zentrale Instanz, die 
über die Kontinuität der eigenen Lebensge-
schichte, der Treue zur eigenen Lebensentschei-
dung und über die eigene Identität und Reifung“ 
wacht (Virt, 2007, S. 26). 

Der Selbstfindungsprozess der Menschen in einer 
„vollen Welt“ (von Weizsäcker Ernst Ulrich u.a., 
2018) erfordert neben den Überlegungen: „Was 
ist der Mensch?“ und „Wie werde ich Mensch?“ 
und zu „Hauptentfaltungsbereichen des Men-
schen“ auch vermehrte Achtsamkeit Dingen, 
Pflanzen, Tieren, Menschen und Gott gegenüber 
und muss auch von einer ausgewogenen Balance 
von Denken, Sprechen und Tun geprägt sein 
(Zapotoczky, 2021, S. 79 ff.). 

 

2. Rechtmäßigkeit (Legitimität) 

Für jedes politische Gebilde ist es wichtig, dass 
eine verlässliche Ordnung aufgebaut wird und 
nicht chaotische Verhältnisse herrschen. Wün-
schenswert ist außerdem, dass eine solche Ord-
nung eine entsprechende Legitimation erhält. 

Heute wird oft eine Legitimationskrise der ver-
schiedenen gesellschaftlichen Einrichtungen der 
Staaten und auch der internationalen Gemein-
schaften beklagt. 

Von besonderer Wichtigkeit für den Bestand ei-
ner Ordnung ist es, dass es zu einer (möglichst 
weitgehenden) Übereinstimmung von normativ 
geregeltem und tatsächlichem Verhalten kommt. 
Nach Max Weber ist das dann eher der Fall, 
wenn alle erwähnten Legitimitätsgründe, Traditi-
on, affektueller und wertrationaler Glaube und 
Satzung in die gleiche Richtung wirken.  

Folgende Faktoren spielen eine wichtige Rolle, 
damit es zu einer (weitgehenden) Übereinstim-
mung von genormtem und tatsächlichem Verhal-
ten kommt (Weber, 1980, S. 181 ff.). 

 

1. Die Internalisierung (Verinnerlichung) der 
Normen durch die gesellschaftlichen Rolleninha-
ber. Die Verinnerlichung der Norm "Du sollst 
nicht stehlen" durch die (meisten) Gesellschafts-
mitglieder drückt sich z.B. auch darin aus, dass 
ein Dieb heimlich stiehlt oder dass jemand, der 
bei einem „Schwindeln“ erwischt wird, sich 
schämt. Auch politisch-relevante Prinzipien kön-
nen und sollten verinnerlicht werden. 

2. Die Legitimität (Rechtmäßigkeit) der Normen. 
In den Religionen gelten sog. göttliche Gesetze 

als höher wertig als menschliche Gesetze und 
bestehen dementsprechende Verhaltenspflichten, 
getreu dem Prinzip: „Man muss Gott mehr ge-
horchen als den Menschen.“ Sophokles und 
Anouilh haben in ihren Werken zum Thema 
„Antigone“ auf die Wichtigkeit der Legitimität 
solcher Normen auf dramatische Weise aufmerk-
sam gemacht. In diesem Zusammenhang wird 
auch bewusst, dass Ordnungen, die nur auf Sat-
zung (Gesetzen, Verordnungen) beruhen, relativ 
schwach sind und bloßer Legalismus, (Einhalten 
von Vorschriften) für eine langfristige politische 
Ordnung nicht genügt. 

3. Die Strenge und Wirksamkeit der hinter den 
Normen stehenden Sanktionen (die sich gegen 
abweichendes Verhalten wenden). Lange Zeit 
herrschte die Überzeugung vor, dass jeweils ein 
Mehr an Sanktionen und eine größere Strenge 
der Sanktionen für die Einhaltung von Normen 
günstig sei. Heute wird mehr und mehr bewusst, 
dass eine optimale Balance zwischen intrinsi-
schen und extrinsischen Aspekten angestrebt 
werden muss. 

4. Die Funktionalität der Normen für die Verhal-
tensziele der Handelnden. Manche Ampelrege-
lungen, die nicht auf veränderte Verkehrsflüsse 
reagieren (können), tragen z.B. stark zu Ver-
kehrsbehinderungen bei, obwohl sie das Gegen-
teil bewirken sollen. Oder Normen, die ursprüng-
lich zum (sozialen) Schutz von bestimmten Grup-
pen von Menschen eingeführt wurden, bekom-
men unter veränderten Verhältnissen eine gegen-
teilige Wirkung. 

5. Das Ergebnis der Normeninterpretation durch 
die jeweils Beteilig-ten. Wenn die Beteiligten 
Normen als Schikane und nicht als Hilfe empfin-
den, werden sie diese Normen seltener befolgen. 
Ähnlich ist es, wenn Normen, die ihren Sinn ver-
loren haben, (unbedingt) bei-behalten werden, 
obwohl viele diese Normen für überflüssig oder 
hinderlich halten. 

6. Der Grad der inneren Übereinstimmung des 
Normensystems als Voraussetzung für die Ver-
meidung von Normen- bzw. Rollenkonflikten. 
Weil sich die Regelungsbereiche des menschli-
chen Zusammenlebens immer mehr differenzie-
ren, ist auch eine stimmige Gestaltung der Nor-
men zu einem Gesamtsystem immer schwieriger. 
Oft fehlt sowohl Norm-Setzern als auch Norm-
Adressaten die nötige Kenntnis der Normen und 
– vor allem – der Gesamtüberblick. 

7. Die Normflut und zunehmende Schwierigkei-
ten, alle diese Normen zu kennen und das Ver-
halten nach ihnen auszurichten. Die starke Zu-
nahme von Normen ist aus dem Bestreben zu 
erklären, alle Bereiche „sicher“ zu regeln. Da es 
immer weniger „gesellschaftliche Selbstverständ-
lichkeiten“ gibt, die ein bestimmtes Verhalten der 
Gesellschaftsmitglieder erwarten lassen, wird – 
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in immer mehr Bereichen – versucht, Regelun-
gen vorzuschreiben, die immer weniger gekannt 
und befolgt werden. 

 

Schmerzlich musste die Europäische Union zur 
Kenntnis nehmen, dass Mehrheiten zumindest in 
zwei Mitgliedsstaaten an die Legitimität einer 
neuen positiven Satzung, nämlich das Verfas-
sungswerk der Europäischen Union nicht ge-
glaubt haben. Leider wurden diese Fakten bisher 
nicht ernst genommen und kommt einer Verstän-
digung über die grundsätzlichen Leitideen in der 
Europäischen Union nach wie vor größte Bedeu-
tung zu. Die Gründe für dieses Legitimitätsprob-
lem liegen tief und sollten kontinuierlich und 
konsequent aufgearbeitet werden. 

 

3. Partizipation und Bürgernähe 

Die Bereitschaft der Entscheidungsträger, die 
Bürger bei wichtigen Angelegenheiten tatsächlich 
zu beteiligen, hält sich auf allen Ebenen, von der 
Gemeinde bis zur Europäischen Union und auch 
weltweit, in Grenzen. In den kleineren Einheiten 
entwickelt sich aber ein wachsendes Bürgerinte-
resse, das sich besonders in den NGO- und NPO-
Bereichen deutlich zeigt und 2011 durch die EU-
Initiative „Europäisches Jahr der Freiwilligentä-
tigkeit“ unterstützt wurde (Zapotoczky, 2013).  

Es besteht eine Wechselbeziehung zwischen der 
Zuwendung der Entscheidungsträger zu den Bür-
gern und dem Interesse der Bürger, sich zu betei-
ligen. Es sollte gelingen eine positive Kooperati-
onsspirale, ein Teil-Haben und Teilnehmen sowie 
ein Heranbringen der jeweiligen gemeinsamen 
Aufgaben an die Bürger und ein Einbeziehen 
möglichst aller bei den Aufgaben-Bewältigungen 
zu erreichen. Nur so kann Gemeinschaft entste-
hen und Gemeinwohl wachsen.  

Das Interesse der Bürger, sich zu beteiligen, teil 
zu haben, hält sich in engen Grenzen. Auf der 
Gemeindeebene ist die Mitwirkungsbereitschaft 
der Bürger in der Regel (noch) am größten, eine 
Beteiligung am (fernen) Europa scheint vielen 
schwer möglich und auch eine Bürgerferne wird 
Brüssel häufig vorgeworfen. 

Je stärker sich Gesellschaften differenzieren, des-
to vielfältiger werden auch die Beteiligungsmög-
lichkeiten, aber desto schwieriger wird auch die 
tatsächliche Beteiligung. Zugleich nimmt zwar 
auch die Empathie Fähigkeit der Menschen zu, 
aber die Konkretisierung von Bürgernähe wird 
zugleich viel komplexer und erfordert mehr Ver-
trauen, das zunehmend fehlt.  

 

 

 

 

4. Zusammenarbeit als Integrationschan-
ce? 

Wie kann auf den verschiedenen Integrationsebe-
nen, von der Gemeinde bis zur Europäischen 
Union (vielleicht bis hin zu einer Weltgesell-
schaft) zweckmäßig, sparsam, wirtschaftlich und 
effizient zusammengearbeitet werden? 

Zunächst ist bei allen Beteiligten eine ausreichen-
de (Teil-)Identitäts-bereitschaft mit der jeweili-
gen (administrativen) Einheit, Gemeinde, Bezirk, 
Land, Staat, Europäische Union, Weltgesell-
schaft, herzustellen und sind die (Haupt-)Ziele 
und Zwecke (möglichst) gemeinsam festzulegen 
und regelmäßig (in ihrer besonderen Bedeutsam-
keit) zu erneuern. Gleichzeitig ist danach zu 
trachten, auf jeder Ebene intermediäre Struktu-
ren zu finden, die die jeweiligen Aufgaben viel-
leicht schon wahrnehmen bzw. fördern können. 
Entsprechende Netzwerke könnten unterstützt, 
gefördert und gefordert werden.  

Ziele können nicht ein für alle Mal festgelegt wer-
den, sondern sind ständig (periodisch) zu erneu-
ern. Das erfordert permanente Diskussion und 
Auseinandersetzung. Auf die Dauer darf keine 
(wichtige) Gruppe „überfahren“ oder „übersehen“ 
werden. Auch die (jeweiligen) Außenseiter sind 
zur (partiellen) Mitarbeit immer wieder zu ge-
winnen. Zweckmäßiges, sparsames, wirtschaftli-
ches und effizientes Vorgehen muss durch ein 
bürgernahes Vorgehen ergänzt werden. Korrupti-
on entsteht aus bürgerfernem, eigennützigem 
und intransparentem Handeln und kann durch 
Bürgernähe und Zusammenarbeit besser vermie-
den werden als durch formelle Kontrollmecha-
nismen allein. 

Zusammenarbeit erfordert offene und ehrliche 
Kommunikation, Beteiligungsfähigkeit und -
bereitschaft, gemeinsame Zielorientierung und 
kraftvolles Engagement möglichst aller für die je 
gemeinsame Sache. Eventuelle Ebenen Wider-
sprüche und Bereichskonflikte müssen ausdisku-
tiert und (möglichst) gemeinsam gelöst werden. 

 

5. Werte-Produktion, - Distribution, -
Konsum 

Für jeden Einzelnen und für alle Gemeinschaften 
gilt: „Was Du ererbt von Deinen Vätern, erwirb´ 
es, um es zu besitzen.“ Die wichtigste Wertepro-
duktion auf allen Ebenen ist die Aneignung des 
Übergebenen nach dem Motto: „Prüfet alles, das 
Gute aber behaltet.“  

Keine Gesellschaft kann mit dem Überlieferten 
allein auskommen, neue Anforderungen stellen 
sich, die Umfeld Bedingungen ändern sich, even-
tuell treten konkurrierende Werte auf und 
manchmal verliert Altbewährtes (oft auch nur 
vorübergehend) an Bedeutung.  

Für den berühmten deutschen Werteforscher 
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Helmut Klages gibt es in den „modernen“ Gesell-
schaften eine Tendenz zu anomischen Erschei-
nungen, und Klages stellt im Anschluss an Robert 
K. Merton und Leo Srole die Frage: „Ob und wie-
weit sich westlich-demokratische Industriegesell-
schaften im Zustand einer unruheträchtigen Ano-
mie befinden?“ (Klages, 1975, S. 17). 

Hermann Krobath hat sich bemüht (Krobath, 
2011), in einem umfangreichen Sammelwerk den 
Zusammenhang verschiedener Lebensbereiche 
vor allem Bildung und Erziehung, Medien, Poli-
tik, Recht, Militär, Gesellschaft, Wirtschaft, Wis-
senschaft und Technik, Gesundheit, Sport, Um-
welt, Kunst, Religion und Interkulturalität mit 
Werten behandeln zu lassen. 31 namhafte Auto-
ren haben sich dieser Aufgabe gestellt und in ei-
genwilliger Weise diese Zusammenhänge behan-
delt. 

Über Wertetraditionen Bescheid zu wissen, ist 
daher eine wichtige gesellschaftspolitische Res-
source. Dies wird nur, wie auch Klages meint, 
über Institutionen mit eigenverantwortlichen 
wissenschaftlichen Analyse- und Prognosekapa-
zitäten möglich sein, gemeinsame Werte sind die 
Voraussetzungen eines demokratischen Minimal-
konsenses und einer grundsätzlichen Abstim-
mung zwischen den Verantwortung tragenden 
politisch-gesellschaftlichen Gruppen (Krobath, 
2011, S. 177). 

Ein kompakter, die unterschiedlichen gesell-
schaftlichen Gruppen bündelnder Werteaufbau 
bzw. Werteproduktionsprozess ist für jede Ge-
meinschaft wichtig. Einheiten, die über verlässli-
che und tragfähige, d.h. auf anerkennten Werten 
aufbauende Strukturen verfügen, haben eine 
stärkere Lebenskraft. Menschen, die sich auf an-
erkannte Werte stützen können, sind belastbarer 
und leistungsfähiger. 

Für den Einzelnen und die Gesellschaften ist 
nicht nur die Werteproduktion wichtig, sondern 
auch die Distribution der Werte. 

Die Verteilungsstruktur von Werten – der ver-
schiedensten Art – in der Gesellschaft ist von 
entscheidender Bedeutung für den Gesellschafts-
aufbau und die Politik darf nicht bei der gerech-
ten Verteilung materieller Güter, die im Übrigen 
in jüngerer Zeit in Österreich zu Recht kritisiert 
wird, stehen bleiben, sondern muss auch imma-
terielle Werte, wie Gesundheit, Bildung, Alters-
versorgung u.a. gerecht verteilen. Damit hat ein 
wirksames öffentliches Wertemanagement in 
jeder Gesellschaft große Bedeutung und sind 
Überlegungen über geeignete Wertemanager-
gruppen unterschiedlicher Art vom Wissen-
schafts- und Bildungssystem, über die breite Me-
dien- und Kulturlandschaft bis zu Religionen und 
Kirchen, Künstlern und Intellektuellen entschei-
dend. Wichtig ist, dass die Gruppen nicht antago-

nistisch agieren, sondern im fairen Bemühen um 
Wertfindung und Wertverbreitung bemüht sind. 
Auch hier genügen kurzfristige Ansätze und Au-
genblickserfolge nicht, wie an der österreichi-
schen Bildungsdiskussion deutlich zu sehen ist. 

Eine besondere Gefährdung stellen – besonders 
heute – die spezifischen Formen von Werte-
Konsum, Wertegebrauch, Wertemissbrauch und 
Wertevernichtung bzw. Werteverlust dar. Solche 
Missbräuche beginnen im Kleinen, z.B. beim 
Umgang mit Büchern und enden bei Denkmal-
zerstörungen, Bücherverbrennungen und be-
wusster Kulturerbe Zerstörung.  

Beim Umgang mit materiellen Werten und auch 
beim Umgang mit den Menschen sowohl im eige-
nen Land als auch in fremden Ländern setzt sich 
dieser Wertgebrauch bzw. -missbrauch fort und 
zeigt – oft den Mächtigen gar nicht bewusst – 
immer groteskere unmenschliche Formen.  

 

6. Innovation (ständige Erneuerung) 

Die gesellschaftliche Aufgabe der Innovation ist 
für alle Gesellschaften und jeden gesellschaftli-
chen Teilbereich, der auf Beständigkeit, Dauer 
und Verlässlichkeit ausgerichtet ist, relativ 
schwer zu erfüllen und gesellschaftliche Aufga-
ben können nicht von allen gesellschaftstragen-
den Einrichtungen im gleichen Maße mitgestaltet 
werden, wohl aber sollen sie (möglichst) alle mit-
tragen. Gesellschaftsgestaltung muss immer auch 
zukunftsorientiert sein und muss perspektivisch 
gedacht werden, um sowohl das in der Vergan-
genheit Erworbene für die Zukunft zu sichern als 
auch für das in der Vergangenheit und Gegen-
wart noch nicht Mögliche in Zukunft offen zu 
sein und rechtzeitig die neuen Chancen zu erken-
nen.  

Für jeden Einzelnen und alle gesellschaftlichen 
Einheiten gibt es Entwicklungsoptima, die nicht 
immer erreicht, ständig aber angestrebt werden 
müssen. Das beharrliche, bescheidene Zukunfts-
streben ist für uns alle entscheidend, wobei den 
Selbstbeschränkungen, der Selbst-verantwortung 
der jeweiligen Einheit und dem solidarischen 
Zusammenwirken, besonders in Krisenzeiten, 
vorrangige Bedeutung zukommt. Wer bei dem 
jeweils Erreichten stehen bleibt, hat schon verlo-
ren. Wer mit dem bereits Erreichten immer un-
zufrieden ist und nicht dankbar annimmt, dass 
unter den gegebenen Umständen nicht mehr er-
reichbar war, wird die Lust an weiteren Bemü-
hungen verlieren und wer nicht lernfähig bleibt, 
hat den verborgenen Reichtum bereits verspielt 
(Deutsche UNESCO Kommission, 1997). 
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7. Internationalität (Globalisierung) 

Weit in die Vergangenheit zurück reichen die Be-
mühungen, ein für alle Menschen gültiges System 
des Zusammenlebens zu entwickeln, und in den 
unterschiedlichen Kulturen wurden immer wie-
der allgemein gültige Regeln entwickelt, auch 
wenn sich die Menschen – aus den verschiedens-
ten Gründen – immer wieder für sie günstige 
Sonderregelungen einfallen ließen. 

Heute hat nur weltweites Denken Zukunft und ist 
eine gerechte neue Weltordnung notwendig. Die 
Weltkonferenzen der 1990-iger Jahre haben hier 
wichtige Vorarbeiten geleistet, waren mehr als 
„Baustellen für Global Governance“ (Fues, 
Hamm, 2001) und haben erheblich zu einem 
werdenden Weltbewusstsein beigetragen. Trotz-
dem bleibt das Gespräch über den Grundkonsens 
– wie bescheiden er immer sein mag – der Werte, 
Haltungen und Maßstäbe von größter Bedeutung 
(Küng, 1990).  

Ein wichtiger Schritt war auch die Formulierung 
und Beschlussfassung von Millenniums-
Entwicklungszielen (Nuscheler, Roth 2006). 
Durch diese Zielsetzungen wurde die internatio-
nale Öffentlichkeit auf die weltweite Armutssitu-
ation wieder wirksam aufmerksam gemacht und 
es ist zu hoffen, dass die ungerechten Strukturen 
in den verschiedenen Bereichen lokal, regional, 
national und international aufgezeigt werden und 
systematisch und beharrlich an ihren Verände-
rungen gearbeitet wird.  

Wenn alle öffentlichen Einrichtungen internatio-
nal zu denken beginnen und bei allen ihren 
Handlungen eine Menschheitsverträglichkeits-
prüfung anstellen, wird langsam, aber sicher ein 
gerechteres, friedliches und menschliches Zu-
sammenleben aller möglich. Hans Jonas hat die 
Bedeutung der Ehrfurcht für das, was der 
Mensch war und ist, aufgezeigt und gewarnt: „So 
wenig wie die Hoffnung darf auch die Furcht da-
zu verführen, den eigentlichen Zweck – das Ge-
deihen des Menschen in unverkümmerter 
Menschlichkeit – auf später zu verschieben und 
inzwischen eben diesen Zweck durch die Mittel 
zuschanden zu machen“ (Jonas, 2003, S. 393).     

 

5. Warum „Europa“? 

Je nach der Auffassung von „Europa“, vor allem 
geografischer Einheit, Mitglieder des Europara-
tes oder Mitglieder der Europäischen Union, sind 
auch die (möglichen) Begründungen für Europa 
verschieden. Es gibt aber auch gewisse Gemein-
samkeiten aller: Räumliche Nähe, gemeinsame 
(manchmal auch traumatisierende) Geschichte, 
Wissen von einander, das auch kontrovers ver-
standen wurde und wird, gemeinsame ähnliche 
(auch schmerzliche) Erfahrungen, gemeinsame 
Aufgaben, Interessen, Ziele, gemeinsame Gefähr-

dungen, Abhängigkeiten, internationale Ver-
pflichtungen und Aufgaben. Tagesaktuell werden 
immer wieder neue Gründe gesucht und gefun-
den, warum wir und die Welt Europa brauchen 
und welche Vorteile daraus jeweils zu erzielen 
sind bzw. sein könnten.  

 

6. Wie hat sich „Europa“ bisher 
entwickelt? 

Neben den Errungenschaften der Griechen 
(Popper, 1980), die für die Entstehung „Europas“ 
besonders wichtig sind und der Entstehung und 
Ausbreitung des Christentums im Römischen 
Reich, erscheinen für unsere heutige Situation 
die Hauptmerkmale der Entstehung der moder-
nen Gesellschaften wichtig (Zapotoczky, 2016, S. 
41 ff.):  

• neue (kapitalistische) Wirtschaftsweise 

• Bildung von Nationalstaaten auf territorialer 
Grundlage  

• Renaissance und Humanismus 

• Entdeckungen und Erfindungen und 

• Reformation und (religiöse) Spaltung der 
Gesellschaft. 

Noch sind diese Merkmale für die Gestaltung 
Europas und der Welt wichtig, aber ihre Bedeu-
tung nimmt ab, neue Tendenzen entstehen, aber 
es ist noch nicht auszumachen, wohin die Reise 
geht und es gibt auch keine eindeutigen Theorien 
oder theoretische Konzepte, die allgemein akzep-
tiert wären.  

Alle Entwicklungen sind aufmerksam und acht-
sam zu beobachten und auf mögliche Gefährdun-
gen der Menschheit, vor allem durch Klimawan-
del und Selbstzerstörungsmaßnahmen hin zu 
untersuchen. Klare Warnungen, wie die von Ul-
rich Beck (Beck, 1986), sind lange Zeit unbeach-
tet geblieben und neue Phänomene werden oft 
zwiespältig wahrgenommen (Nassehi, 2019) und 
finden keine (auch kritische) Diskussion durch 
die Betroffenen. Information und Kommunikati-
on sind heute weltweit, besonders aber in Euro-
pa, grundlegend zu erneuern.  

 

7. Zur zeitlichen Wahrnehmung 
Europas 

Ähnlich wie die räumliche Dimension unter-
schiedlich wahrgenommen werden kann, ist es 
auch mit der zeitlichen Wahrnehmung. Für die 
Entstehung Europas sind weder die Veröffentli-
chungsdaten wichtiger Darstellungen Europas, 
noch die Daten wichtiger Einzelereignisse, wie 
Kriege, Friedensschlüsse, Abkommen und Ver-
träge entscheidend, sondern die Prozesse des 
Werdens einer (fragil bleibenden) Einheit sind 
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bleibend wichtig und es ist lediglich im Rückblick 
feststellbar, was sich als dauerhaft erweist und 
nicht als zeitbedingte (kurze) Episode empfunden 
wird. Manchen Entwicklungen möchte man Dauer 
wünschen, andere Erscheinungen sollten rasch 
wieder überwunden werden, wobei die Einordnung 
der Phänomene der Wirklichkeit durch unter-
schiedliche Betrachter durchaus unterschiedlich 
sein kann. „Europa“ bleibt zeitbedingt, auch wenn 
viele sich ein dauerhaftes und stabiles, eigenständi-
ges Europa wünschen. Hugo Portisch hat in seinem 
„weltpolitischen Testament“ (Portisch, 2020) poli-
tisch-wirtschaftliche Zielsetzungen für Europa 
(und den Westen) formuliert, die Realität sieht 
derzeit anders aus, die Zukunft bleibt offen. Zu 
verschiedenen Zeiten wurde von unterschiedlichen 
Personen und Gruppen darauf hingewiesen, dass 
„Europa“ eine Seele brauche. Was jeweils als 
„Seele“ verstanden wird ist unterschiedlich und 
auch die Zielrichtungen dieser „Seelensuche“ sind 
verschieden. Beispielhaft sei auf drei Persönlich-
keiten verwiesen:  

Jacques Delors, der Kommissionspräsident und 
Leiter der UNESCO-Kommission war, der den Be-
richt zur Bildung für das 21. Jahrhundert verfasst 
hat. Delors gibt einem umfassenden Bildungspro-
zess gute Chancen, Europa aufzubauen, wobei dem 
gleichwertigen Aufbau der vier Grundziele der Bil-
dung:  

Lernen, Wissen zu erwerben. 

Lernen, verantwortlich zu handeln,  

Lernen, friedvoll zusammenzuleben und 

Lernen für das Leben (nicht den Tod) größte Be-
deutung zukommt (Deutsche UNESCO-
Kommission, 1997). 

 

Erhard Busek (1941-2022), dem großen Politiker 
Österreichs, der sich für (Mittel-)Europa besonders 
eingesetzt hat und der in seinem Buch (Busek, 
2008) viele Anregungen gibt, die noch einer Bear-
beitung harren. 

 

Hermann Denz (1949-2008), der deutlich aufge-
zeigt hat, dass „Europa“ ein Gemeinschaftsprojekt 
sein muss, an dem Theoretiker und Praktiker, Ex-
perten und Aktivisten unterschiedlicher Gebiete 
und Ansichten zusammenarbeiten müssen, damit 
das Gebilde Europa „als „Finalität“ des Einigungs-
prozesses“ seine Seele, eine europäische Seele er-
hält (Denz, 2002, S. 253). 

Auf seine Weise arbeitet jeder, der in „Europa“ 
lebt, an diesem Prozess mit bzw. leistet seinen Bei-
trag durch eine Verwandlung der Losigkeitsgesell-
schaft, wozu es entsprechender Orientierung 
(Steindl-Rast, 2021) und des Zusammenhaltens 
bedarf (Zapotoczky, 2022).  
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